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Tagblatt
des

Großen Rathes des Kantons Bern.

Außerordentliche Winterfitzung. 18«2

Einberufungsschreiben.

Mit Hochschätzung!

Der Großrathspräsident:

Kurz.

Erste Sitzung.

Montag den 3. Februar 1362.

Vormittags um 10 Uhr.

Bern, den 22. Jänner 1862.

Herr Großrath!

ES haben 47 Mitglieder deS Großen RaiheS, gestützt auf
den § 33 der KantonSverfaffung, die außerordentliche
Einberufung d«S Großen Rathes verlangt, um entscheiden zu lassen,
ob auf den letzten Beschluß dieser hohen Behörde in Betreff
des Eisenbahntracê von Biel-Bern zurückzukommen und dasselbe
einer nochmaligen Berathung zu unterwerfen sei

Im Einverständniß mit dem RegierungSrathe bestimme ich
den Beginn dieser außerordentlichen Sitzung auf Montag den
3. Hornung 1862. Sie wollen sich daher an diesem Tage,
deS BormitlagS um 10 Uhr, auf dem Rathhause in Bern
einfinden.

Bei der Wichtigkeit dieser Angelegenheit fordere ich Sie
bei Ihrem Eide auf, der Sitzung beizuwohnen

Unter dem Vorsitze veS Herrn Präsidenten Kurz.

Nach dem Namensaufrufe sind folgende Mitglieder
abwesend, mit Entschuldigung: die Herren Bähler, Daniel;
Messerli, Müller - Fellenberg, Müller, Arzt; RöthliSberger,
Jsaak; Schneider in Kleinhöchstetten und Steiner, Jakob; ohne
Entschuldigung: die Herren Gobat, Kohler, Luginbühl, Müller,
Kasper; Oeuvray, Riat und Wvder.

Der Herr Präsident eröffnet die Sitzung mit folgender
Ansprache:

„Meine Herren! Gestützt auf den § 33 der StaatSver-
faffung, wonach zwanzig Mitglieder deS Großen RaiheS die
außerordentliche Einberufung desselben verlangen können, kamen
47 Mitglieder dieser hohen Behörde mit dem Gesuche bei mir
ein, ich möchte den Großen Rath unverzüglich einberufen. ES
ist dieß ein verfassungmäßiges Recht, gegen welches unter keinen

Umständen angestrebt werden kann. Nirgends aber steht in der
Verfassung noch im Reglement deS Großen Rathes eine

Zeitbestimmung, innerhalb welcher die Einberufung der Behörde
stattfinden müsse. Allein eS versteht sich wohl von selbst, daß
diese Einberufung so beförderlich als möglich staltfinden muß,
denn wenn der Präsident des Großen Rathes und die Regierung
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einem solchen Begehren nach ihrem Belieben erst später Folge
geben könnten, so würbe ver Zweck der außerordentlichen Ver-
sammlung des Großen RalheS vereitelt. Ich versäumte daher

ntchiS und wollte den Großen Rath- schon aus den 29. Januar
letzthin einberufen; aber auf ausdrückliche Wünsche, namentlich
mit Rücksicht auf die Ihnen mitgetheilte Broschüre, welche nebst

den technischen Berichten und Erperlengulachlen die Verhandlungen

deS Großen Rathes über die Tracsbestimmung der

Eisenbahn von Bern nach Biel enthält, fand im Etnverständniß
mit der Regierung die Einberufung auf heute statt. Ich glaube
daher, es könne mir in dieser Beziehung kein Vorwurf gemacht
werben. Der Gegenstand, welcher uns beschäftigen wirb, wurde
von den betreffenden Mitgliedern, welche die außerordentliche
Einberufung verlangten, ausdrücklich angegeben, und besteht

im Entscheide der Frage:
„ob auf den letzten Beschluß deS RegierungSratheS in

Betreff deS Eisenbahntracö von Biel. Bern zurückzukommen
und derselbe einer nochmaligen Berathung zu unterwerfen sei."

Das ist der Gegenstand der heutigen Verhandlung, welcher
denn auch wörtlich rn das EinberusungSschreiben ausgenommen
wurde.

«ES sind eine Masse Bittschriften eingelangt, die mir fast
alle in diesem Momente übergeben wurden, so daß ich sie noch

nlcht formen konnte. Die meisten haben légalisme Unterschriften,
andere nicht; ich mache aber dieses Umstandes wegen gar keine

Schwierigkeit, daß man alle alö in gehöriger Form eingegeben
betracht., well eS immerhin dem Großen Rathe nur angenehm
sein kann, zu vernehmen, welche Gesinnung sich im Volke kund

gibt. Allein ich kann nicht anders, als darauf aufmerksam
machen, daß Alle, die von diesem Rechte Gebrauch machen wollen,
auch ihre Unterschrift zu legaltsircn Haben. Ich werde von
jeder Vorstellung je ein Eremplar verlesen lassen."

Es wird hieraus ein Schreiben deS Herrn Dr. Trorter
verlesen, der wegen Verlegung seines Domizils in den Kanton
Waabl seinen Austritt auS dem Großen Rache erklärt, wovon
im Protokolle Notiz genommen wird.

Tagesordnung.
Der in ver Eröffnungsrede angeführte

Verhandln ngsge genstanv.

Das Präsidium läßt ferner verlesen:

1) Vorstellung einer bedeutenden Anzahl Bürger auS
Gemeinden der Amtsbezirke Büren, Aarberg, Ridau,
Biel, Neuenstadt, Courtelary, Münster, DelSberg,
OberhaSle, Thun, Trachselwald, Bern und Prun-
trut mit folgenden Schlüssen:

s. Der Große Räch möchte, falls dieß nicht bereits durch
die Regierung und VaS Bahndirektorium geschehen sein
sollte, die Arbeiten an den Bahnstrecken Lyß Aarberg und
Aarberg-Studen bis auf Weiteres einstellen lassen;

t,. die ganze Frage einer nochmaligen sorgfältigen Prüfung
und Untersuchung unierwersen, auf den Entscheid vom
12 Dezember 18K1 zurückkommen und je nach dem
Ergebnisse der neuern Untersuchungen die Richtung der

Bahn Bern-Biel über Bußwyl dekretiren.

2) «Adresse der Gemeinden deS S eel and eS" an den
Großen Rath. Die Unterzeichner sprechen die Erwartung auS:

„Der Große Rath werde gegenüber der heraufbeschworenen

Agitation fest bei dem unterm 12. Dezember 18k t
gefaßten Beschlusse beharren, und sich nicht eine
Abänderung desselben abdrängen lassen, welche unausweichlich
das SlaatSbüdget mit unerschwinglichen und verhäliniß-
mäßig unnützen Ausgaben belasten würde."

3) Vorstellung einer Anzahl anderer Gemeinden deS
SeelandeS, die sich bewogen finden, gegen obige Eingabe
entschieden zu prvtestiren. und den Großen Rath auf die
eingelangte «Massenpelition" aufmerksam zu machen» indem sie sich
mit den Schlüssen derselben einverstanden erkläre» und der
obersten Landesbehörde die Abänderung des Tracé über Bußwyl
empfehlen.

4) Vorstellung einer Anzahl Güterbcsitzer aus den
Gemeinden Kappelen, Worden, Bühl, Jens, Merzligen,
Hermrigen und der in der Gemeinde Lyß liegenden Werd t-
höfe. Die Unterzeichner, als Grundeigenthümer in der be-

theiligten Gegend, verwahren ihre Interessen gegenüber den
Konsequenzen, welche ein Eisenbahnbau Lyß-Kußwyl-Sluden
nach ihrer Ueberzeugung haben würde, indem sie den Großen
Rath zum Voraus auf dieselben aufmerksam machen, den Staat,
als Erbauer der Eisenbahn für allen Schaden, den sie infolge
dessen an ihrem Grundeigenthum erleiden sollten, verantwortlich
erklären und die Verpflichtung von sich ablehnen, zu Werken
oder Arbeiten beizutragen, welche zur Sicherung der Bahn oder
ihres Betriebs erforderlich werden möchten.

5) Protestation und Rechtsverwahrung der Gemeinde Lyß
und mehrerer Privaten, welche gestützt auf mehrfache Gründe
und mit Hinweisung auf Satz. 389 des CivilgeseyeS ihre
Rechte gegen die aUfälligen Folgen deS EisenbahnbaueS über
Aarberg verwahren und den Staat nach den bestehenden Gesetzen
für allfälligen Schaden verantwortlich erklären.

6) «Erklärung seeländischer Gemeinden" aus der
Umgegend von Büren an den Großen Raih. Die Unter-
zcichner betrachten die Korrektion der Juragewässer als eine der
brennendsten Fragen des Vaterlandes, wollest jedoch dieselbe
nicht zum Deckmantel des EisenbahnbaueS machen und auf
dessen Rechnung gelöst wissen, sondern erklären, daß eS ihnen
nie in den Sinn kommen werde, in Betreff all fälliger Vermehrung

der UeberschwemmungSgesahr infolge eines Eisenbahn-
brückenbaueS bei Bußwyl gegen den Staat mit Enlschädniß-
reklaMationen aufzutreten, und daß sie nach wie vor ihrer
Schwcllenpflicht nach Gesetz und Uebung genügen wollen.

Eine Anzahl Vorstellungen gelangten an den RegierungSrath
und werben, da Niemand die Verlesung verlangt, nicht
verlesen.

Hieraus wird die Verhandlung eröffnet.

Herr Präsident. Nach § 74 deS GroßrarhSreglementS
ist das Gesuch derjenigen Mitglieder deS Großen RalheS, welche

verlangen, daß diese Behörde über die Frage entscheide, ob auf
den Beschluß vom 12. Dezember 18kt zurückzukommen sei,

rechtlich vollständig begründet. Dieser Paragraph enthält nämlich

folgende Bestimmung: „Damit ein einzelner, auf verbindliche

Weise erkannter Artikel eines in der Berathung liegendem
Vorschlages oder ein einzelner Beschluß deS Großen RalheS
abgeändert werden könne, muß die Abänderung wenigstens durch
eine größere Zahl von Stimmen erkennt sein als diejenige, in
welcher der Artikel oder der Beschluß erkennt worden ist. Wenn
aber einmal die Abänderung mit dieser Stimmenzahl beschlossen

ist, so erfordert eS nachher für die einzelnen Punkte der
Ausführung dieses neuen Beschlusses bloß die Mehrzahl der Slim-
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wenden." Nun fragt eS sich: wie soll progredirl werden
Obschon dieser Fall im Reglemenle vorgesehen ist, scheint man
denselben doch für so selten erachtet zu habe», daß keine weitern
Bestimmungen darüber aufgenommen wurden. AVer eS liegt
in der Natur der Dinge, daß in einem solchen Falle, wo eS

sich um die Abänderung eines Beschlusses handelt, anzunehmen
ist, man stehe vollständig auf gleichem Boden, wie damals,
als der betreffende Beschluß gesaßt wurde. Sie werden sich

erinnern, vaß hier schon oft solche Fälle vorkamen, z. B. wenn
man glaubte, eS habe bei der Abstimmung ein Irrchum
obgewaltet, daß man erkannte, darauf zurückzukommen, den Beschluß
zurücknahm und dann in der weitein Verhandlung ganz frei
war. Ich halte also dafür, es sei der Boden, auf dem wir
heute stehen, derselbe, aus dem wir am 12. Dezember 1861
standen, wenn damals unmittelbar nach dem Beschlusse, zu

welchem die heutigen Verhandlungen tue Fortsetzung bilden,
das Begehren, aus denselben zurückzukommen, gestellt worden
wäre. Von verschiedener Seite wurde mir mitgetheilt, man
beabsichtige die Niedersetzung einer Kommission, und ich wurde
um Mittheilung meiner Meinung ersucht. Ich spreche sie un-
verholen aus. Ich halte dafür, der Große Rath sei nach § 17
des Reglements zu allen Zeiten befugt, eine Kommission zu
ernennen. Es bietet sich daher nur die Frage, ob die Niedersetzung

einer solchen wirklich nothwendig oder zweckmäßig sei,

um zu untersuchen, ob ein Beschluß, den man gesaßt, aufgehoben

werden soll. Das lst eine Krage, über die ich mir keine

Meinung auSzusprechen erlaube; Sie werden darüber entscheiden.

Hingegen halte ich dafür, wenn die Kommission lediglich
dazu niedergesetzt wird, um zu untersuchen, ob man auf den
fraglichen Beschluß zurückkommen wolle oder nicht, ohne in die
Sache selber einzutreten, so sei dieß dem Beschlusse selbst un-
vorgreiflich, und kann ich nicht einsehen, daß dazu (nämlich zum
Beschluß über Niedersetzung erner Kommission) eine andere
Stimmenzahl erforderlich sei als die absolute Mehrheit der
Stimmenden. Man hat mich darüber angefragt und ich halte
dafür, eS liege in der Stellung deS Präsidiums, als Vertreter
des Reglements, über Fragen, die nicht ganz klar sind, seine
Ansicht auSzusprechen. Nach meiner Erinnerung kam eS noch
nie vor, daß der Groß« Rath auf andere Weise
außerordentlich zusammenberufen wurde als durch die Initiative deS

Präsidiums oder des Regierungöralheö. Aber, wie gesagt, die

Berechtigung dazu ist vollkommen vorhanden. Nun weiß ich
nicht, ob die Regierung geneigt ist, die Stellung einzunehmen,
die sie am 12. Dezember v. I. eingenommen hat. Ich will
ihre Ansicht gewärtigen, und wenn sie glaubt, der Fall der
Berichterstattung sei für sie nicht vorhanden, so will ich einen
der Herren, welche die Einberufung des Großen RaiheS
veranlaßt haben, und zwar Herrn Oberstlieutenant Girard,
einladen, ihr Begehren zu begründen und den Kampf zu beginnen.
Vor Allem aber ersuche ich den Herrn Präsidenten des Regie-
rungSratheS, sich über die Stellung dieser Behörde zu
erklären.

Migy, Präsident des RegierungsratheS. Die von -17

Mitgliedern dieser Behörde eingeieichte Reklamation wurde an
den Großen Rath gerichtet. Der Regierungsrath glaubte daher,
vorläufig keinen Berichterstatter bezeichnen zu sollen, sondern
den Entscheid über die Frage, ob aus einen gefaßten Beschluß
zurückzukommen sei oder nicht, dem Großen Rathe anheimzustellen

Dieß ist die Folge einer verfassungsmäßigen Initiative,
welcher der Große Rath in keiner Weise präjudiziren wollte.
Obschon das Reglement nichts Näheres darüber enthält, so

glaubte der Regierungsrath dennoch, vorläufig nicht im Falle
zu sein, einen Referenten zu bestellen, sondern allfällige Anträge
der Mitglieder deS Großen Rathes und den Beschluß dieser
Behörde erwarten zu sollen.

Girard, eingeladen, das Wort zu ergreifen, bemerkt,
daß Herr Engemann gestern in einer Versammlung der
Unterzeichner der erwähnten Eingabe an den Großen Rath als Redner
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bezeichnet worden sei, worauf derselbe die eröffnete Diskussion
beginnt.

En gem ann. Wie Herr Girard soeben erklärte, wurde
ich gestern Abend von einer Versammlung der Mitglieder deS

Großen Rathes, welche die Einberufung dieser Behörde
veranlaßten, bezeichnet, das Begehre» derselben zu motiviren und
die angemessenen Anträge zu stellen. Es ist sonst nicht meine
Gewohnheit, hier zu sprechen, namentlich über wichtige
Angelegenheiten ; in der Regel bin ich mit der Materie nicht genug
vertraut und gehe von der Ansicht aus, daß Mitglieder von nicht
großem Rednertalent eS andern überlassen sollen, das Wort zu
fühlen. Ich bin in dieser Ansicht um so mehr bestärkt, als ich
bet einem frühern Anlasse einmal, wo ich eine längere Rede
hielt, trotzdem ich eine schöne Rede zu halten glaubte, leeren
Bänken predigte Ich begreife daher nicht, daß man mich
gestern bezeichnete, hier das Wort zu führe». Ich übernahm
eS, weil ich glaubte, daß ein Großrathsmilglied aus dem Oberlande

am ehesten in der Stellung sei, sich unbefangen in dieser
Angelegenheit auSzusprechen Wir Oberländer sind der Frage
ziemlich fremd, auch gab sich unter uns keine große Agitation
kund Wir halten eS mit den Bewohnern aller Landestheile
gleich, mir sind die von Aarberg, von Büren, von Biel gleich
lieb, und wenn eS thunlich wäre, würde ich jedem eine Eisenbahn

und einen Bahnhos vor seinem Hause geben. Aber
thunlich ist eS nun einmal nicht. Ich bin so frei, vor Allem
zu erklären, warum ich das letzte Mal für den Aarübergang
bei Bußwyl gestimmt habe. Man könnte vielleicht aus diesem
Umstände schließen, ich sei in der Sache befangen, eifrig gegen
die Linie über Aarberg und habe deßhalb das Begehren aus
Einberufung des Großen Rathes unterzeichnet. Ich bin durchaus

nicht eifrig in dieser Sache. Obschon ich für die Linie
über Bußwyl gestimmt hatte, ging ich dennoch ganz ruhig aus
dem Saale, indem ich die Meinung Anderer achtete und ganz
gut begriff, daß Andere für die Linie über Aarberg stimmten.
Der Grund, warum ich für den Uebergang bei Bußwyl
stimmte, ist folgender. Ich faßte damals die Gefahr, daß die

Franco-Suisse bei Aarberg einen Anschluß suchen werde, nicht
so sehr in'S Auge, weil ich mit Herrn Niggeler in der Ansicht
einig ging, daß diese Gesellschaft eher eine direkte Verbindung
mit Bern anstreben werde, wenn sie eine kürzere Linie zu suchen
im Falle sei. Auf heute habe ich mich darüber besser orientirl.
Ich würde heute wieder für die Linie über Bußwyl stimmen,
weil ich glaube, daß, wenn wir einen Umweg von anderthalb
Stunden aus der Linie von Bern nach Biel machen, eine
Zwanqsconzession zu Gunsten der Franco-Suisse dann eher zu
befürchten wäre. Der Hauptgrund, warum ich für die Linie
über Bußwyl stimmte, ist der, daß ich immer noch angenommen
habe, die kürzeste Linie sei die beste. Man sagt zwar, das sei

nicht mehr der Fall, sondern man müsse hier und da einen
„Krumm" machen, und beruft sich dabei auf Autoritäten, wie
Stephenson und Andere. Nun glaube ich, daS Urtheil dieser
Autoritäten sei nicht so auszulegen, daß, wenn eine Eisenbahn
ohne einen solchen „Krumm" angelegt werden kann, man
dennoch denselben machen müsse, sondern er sei nur dann gerechtfertigt,

wenn nationalwirihschastliche Interessen in hohem Grade
dafür sprechen. Ein einfaches Abweichen von dem Grundsatze,
daß die kürzeste Linie die beste sei, würde geradezu zum Absurden

deS Gegentheils führen, nämlich zu der Behauptung, die
längere Linie sei die beste, so daß man mit der Eisenbahn im
Lande herumfahren müßte, wie mit dem Ofenrohr in einem
Zimmer herum, um überall zu wärmen. Also die Frage ist
die: sind nationalwirihschastliche Gründe genug vorhanden, um
von der kürzesten Linie abzugehen? — Nun haben wir darüber
den Bericht der Regierung, der bis heute nicht entkräftet wurde
und nachweist, daß die in nationalwirthschaftlicher Beziehung
beste Linie über Bußwyl gehe; nur findet die Regierung
Schwierigkeiten bei der Ausführung. Man war also
einverstanden, daß eS besser wäre, über Bußwyl zu bauen, aber eS

bot sich die weitere Frage: können wir? Haben wir nicht eine
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Summe von Fr. 1,900,000 für die Aarekorrektion auszugeben

und diese auf den Eisenbahnkonto zu nehmen? — Das war
die Frage, und was haben die Erperlen geantwortet? Bereits
in der letzten Sitzung wurde zur Genüge dargethan, daß die

Idee, eine Eisenbahn über Bußwyl zu bauen, schon lange
Bestand gewonnen, daß schon früher drei Pläne dafür
ausgenommen worden, nämlich von Herrn Courvoister, von Herrn
Etzel für die Centralbahn und von der Ostwestbahn. Eö war
ein wichtiges Moment, daß später die berufenen Erperten, die

Herren Culmann, Presset und Hartmann, sich dieser Idee
angeschlossen haben. ES sprechen aber noch andere Gründe dafür.

Herr Blösch hat Ihnen erklärt, er habe seiner Zeit mit Herrn
Etzel über diesen Gegenstand gesprochen, und dieser habe ihm
gerade das vorgeschlagen, was Herr La Nicca vorschlägt. DaS
erklärte Herr Blösch. bevor das Gutachten deö Herrn La Nicca

hier vorlag; es ist also eine ganz glaubwürdige Aeußerung

Herr Karrer sagte dem Großen Nalhe, daß Herr Ingenieur
Studer, der mit der Enlsumpsungsangelegenhert sehr vertraut
ist, erklärt habe die Ausführung veS von Herrn La Nicca

vorgeschlagenen Projektes sei möglich. Aus Seite 133 der

Großrathsverhandlungen vom 12. Dezember sehen Sie, daß eine

provisorische Brücke über die Aare genügt, also was Herr
La Nicca beantragt. WaS die andern Sachverständigen sage»,

wissen wir auch. Auch ste sagen, es sei bei Bußwyl eine

Brücke möglich, eine definitive. Wir haben also anfänglich die

frühern Pläne, den Ausspruch der berufenen Herren Erperlen,
die Ansicht der Herren Etzel, La Nicca und Studer; ja- auch
die Ansicht des Herrn OberingenieurS Ganguillet soll dahin
gehen, die Erstellung einer Brücke bet Bußwyl sei möglich
Und waS steht dem AuSspruche dieser Sachverständigen gegenüber?

Einzig die Ansicht des Herrn Gränicher, eS sei denn,
daß man den Schtffmeister Hirter, der nicht nur die Ufer der
Aare ganz, sondern alle Löchlein in denselben kennen soll, auch
als Sachverständigen betrachten wolle. DaS war doch ein
gewaltiges Moment, diese Einstimmigkeit der Sachverständigen,
um die Behauptung zu rechtfertigen, es sei möglich, über Bußwyl

zu bauen. Noch mehr: das Direktorium der StaatSbahn,
dem wir unser Zutrauen geschenkt haben, die Herren Stockmar,
Karrer und Schaller, stehen einstimmig zum Vorschlage der
Erperten, indem auch ste der Anficht find, daß die Erstellung
einer Brücke bei Bußwyl ohne Aarkorrektion möglich sei. Ich
bekenne offen, obschon cS uns Thunern als Kleinstädtern wehe
gethan hat, zu einem Beschlusse zu stimmen, wodurch ein
anderes kleines Städtchen im Kanton bei Seile gesetzt wird, so

brachte ich es doch nicht über mich, für die Linie über Aarberg
zu stimmen. Auch formelle Gründe lassen sich zur Unter-
stützung dieser Anschauungsweise anführen. Acht Tage vor
dem in Frage stehenden Großrathsbeschlusse ordneten wir
eine Erpertise an; die berufenen Erperlen kamen; ihr Gut«
achten schließt einstimmig dahin, man könne über Bußwyl
bauen. Nun frage ich- war der Große Rath nicht infolge
seines Beschlusses gewissermassen an die Expertise gebunden?
Ich für mich betrachte eS als gefährlich, wenn hier Redner-
talenle im Großen Rathe einzelne Stellen aus Erpertengulachten,
zu deren Prüfung die Versammlung nur eine kurze Zeit hatte,
anführen und denselben eine Bedeutung beilegen, die sie vielleicht
nicht haben. Ich fand daher, eS sei dieß nicht vom Guten,
ich könne nicht auf das hören, was Herr Niggeler und andere
Redner sagen, sondern ich halte mich an das, waS die beschlossene
Erpertise zu Tage gefördert hat. Trotzdem wurde beschlossen,
über Aarberg zu bauen. — Man spricht von einer Agitation,
die seither entstanden sei. Daß Politik dabei im Spiel sei,
glaube ich nicht, jedenfalls ist dieß nicht der Hauptgrund der
Opposition. Man sagte, eS stecken ein paar Helvetianer
dahinter. Ich bedaure jedes Mal, wenn ich Leute sich in dieser
Weise über einen Verein aussprechen höre, der immerhin seine

Berechtigung hat. ES war schon der Fall, als es sich um die

Savoyerfrage handelte; heute spricht man sich mir gleicher
Geringschätzung aus. Ich frage: haben wir nicht das Vereinsrecht?

Waren wir nicht auch in Vereinen, und wie wehe hat

eS uns gethan, wenn wir verdächtigt wurden Ich glaube
daher, man soll die Helvetia nicht verkleinern. Hat die Jugend
nicht die Berechtigung, zu den öffentlichen Angelegenheiten ein
Wort mitzusprechen? Sollen die Leute vorerst gichtbrüchig
werden, bevor sie auftreten dürfen? Ich glaube, die Jugend
hat das Recht, bei öffentlichen Angelegenheiten mitzusprechen
so gut als VaS Alter, und cS bemüht micb jedes Mal, wenn
man ihr dieses Recht verkümmern will. Nach meiner Ansicht
ist die Sache der Art, daß wir nicht lange zu grübeln brauchen,
warum die Agitation im Lande entstand. DaS ganze Land weiß,
was man gemacht hat, daß eS über Bußwyl anderthalb Stunden
näher ist als über Aaiberg, daß sieben oder acht Ingenieure
mit ihrem Gutachten demjenigen des Herrn Gränicher
gegenüberstehen. Nicht nur unser Volk kann eS nicht begreifen,
warum der Große Rath beschloß, dennoch über Aarberg zu
bauen; ich sprach mit Eidgenossen aus andern Kantonen, auS
der Ostschwciz darüber, ste konnten eö auch nicht begreifen
In dieser einfachen Thatsache liegt der Grund der Agitation.
WaS haben wir unter solchen Umständen zu thun? Die
Agitation ist nicht gering. Für die Aarberger ist eS nicht eine
Kleinigkeit, daß ihnen die Eisenbahn aus ver Hand genommen
werde; den Andern ist eS auch nicht gleichgültig, ob der
Beschluß vom 12 Dezember nicht geändert werde. Die Bewegung
hat sich sozusagen allen Gemüthern mitgetheilt und wird nicht
nur nicht kleiner, sondern vielmehr noch größer. WaS sollen
wir thun? Sollen wir diesen Zankapfel bleiben lassen? Sollen
wir nicht aus unsern Beschluß zurückkommen, weil eS mit der
Ehre und Würde des Großen RatheS nicht vereinbar wäre?
Sollen wir nicht die Aufregung zu beschwichtigen suchen?
Ich glaube, es sei unsere Pflicht, eine Transaktion anzubahnen,
und nach meiner Ansicht ist cS nicht so schwer, dieselbe zu
Stande zu bringen. Wenn wir eine Kommisston niedersetzen,
die zur Hälfte auS Männern besteht, welche für die Bußwyl-
Linie sind, und zur Hälfte auS solchen, die für die Linie über
Aarberg sind, so hat diese Kommission eine vollkommen
unparteiische Stellung, und wenn man derselben den Auftrag gibt,
zu untersuchen, ob auf den Beschluß vom 12. Dezember
zurückzukommen sei, so glaube ich, wir hätten in dieser Maßregel
ein Mittel zur Pazifikation, bei dem sich weder der eine noch
der andere Theil zu beklagen hätte. Ich möchte Jeden von
Ihnen ersuchen, einen solchen Vorschlag anzunehmen. Vom
Guten ist es nicht, die Sache einfach rutschen zu lassen, und
ich möchte den Zankapfel nicht länger bestehen lassen. ES werden
Redner nach mir auftreten, welche die Sachlage ergreifender
und gewandter zu schildern verstehen. Ich stelle daher den Antrag,
eS sei eine Kommission niederzusetzen mit dem Austrage, zu
untersuchen, ob nicht auf den Beschluß des Großen Rathes vom
12. Dezember 1861 in irgend einer Weise zurückzukommen sei.
Ich möchte sogar noch weiter gehen, obschon ich durchaus nicht
der Ansicht bin, eS sei der Ehre und Würde des Großen RatheS
zuwider, zu sagen, man habe sich geirrt; im Gegentheil halte
ich dafür, wenn der Große Rath heute beschließen würde: Volk,
wir hallen eS als unserer Ehre und Würde zuwider, wenn die
Sache noch einmal untersucht wird! so setzt sich die Behörde
eher der Gefahr auS, ausgelacht zu werden. Es sollen aller
VingS, um aus einen Beschluß der obersten Landesbehörde
zurückzukommen, gewaltige Momente vorhanden sein, und eS sind
eben solche Momente da. Denen, welche die Konsequenzen
fürchten, obschon der daherige Fall im Reglemente vorgesehen
ist, auch ihnen ist ein Mittel gegeben, ihre Befürchtung zu
beschwichtigen; es liegt darin, daß wir gestützt auf neue
Thalsachen, auf eine neue Situation, vorschlagen, auf den frühern
Beschluß zurückzukommen. Sie Alle werden ziemlich einver.
standen sein, daß das Befinden dcS Herrn La Nicca eigentlich
VaS beste sei, aber man wandte ein, Herr La Nicca gehe von
der Voraussetzung auS, die Juragewässerkorrektion werde innerhalb

10-15 Jahren zur Ausführung kommen, und das sei
eine Illusion; deßhalb wollte man nicht auf seinen Vorschlag
eintreten. Wurde die Situation seither nicht verändert? ES

ist Ihnen bekannt, daß die Regierung den Auftrag erhalten hat,



sich wegen eines Beitrages an die Juragewâsscrkorreklion an
die BundeSbehördcn zu wenden, daß die Bundesversammlung
auf den Vorschlag deS BundeSratheS einen Beitrag von
Fr? 3,266,66(1 an die Rheinkorrektion bewilligen wird; eS ist
Ihnen ferner bekannt, daß im Nationalrathe die Motion Bünzli
angenommen wurde, welche dahin schloß, die Juragewässerkorrektion

sei mit Beförderung an die Hand zu nehmen. DaS
sind Punkte, welche der Erwägung werth sind, Angesichts welcher
eS nicht mehr eine bloße Illusion genannt werden kann, wenn
Herr La Nicca annimmt, die Juragewässerkorrektion werde in
fünfzehn Jahren zur Ausführung kommen. Wenn ein BundeS-
beitrag von Fr. 3,Ml),WO an die Rheinkorrektion bewilligt
wird, so hat der Kanton Bern bessern Boden als bisher, er
kann erwarten, daß die Eidgenossen anderer Kantone auch für
seine Interessen handbieten werden. Bei diesem Anlasse will
ich noch des UmstandeS erwähnen, daß die bisherige Regierung
des KantonS Waadt, welche sich der Juragewässerkorrektion
immer feindselig zeigte, beseitigt ist, und ich darf mich in dieser
Beziehung aus eine Aeußerung deS Herrn vr. Schneider be.
rufen» baß der Präsident der gegenwärtigen Regierung von
Waadt ein Mann ist, der mit Energie für die Juragewässerkorrektion

ist. Wir haben also neue Thatsachen, auf die wir
uns stützen können, und wir sind nach metner Ansicht nicht
schlimmer daran als der Große Rath deS KantonS Luzern, der
vorgestern, freilich gegen eine Zinsengaraniie, seinen frühern
Beschluß in Eisenbahnsachen abänderte. Unsere Sachlage ist
ebenso bedeutungsvoll, ja noch bedeutungsvoller als diejenige
von Luzern. Ich möchte die Versammlung noch einmal
ersuchen, den Zankapfel zu erledigen und das Eintreten nicht zu
verweigern, sondern die Sache noch einmal an die Hand zu
nehmen und das zu beschließen, waS wirklich im Interesse und
Nutzen des ganzen Landes ist.

Fischer. Ich wollte nur das Wort ergreifen, um mich

àr die Form auszusprechen, damit man nicht ein tumultuarisches
Verfahren riskire. Ist der Große Rath über die Form der

Berathung einig, so riskiren wir das nicht. Ich kann mich im
Ganzen mit der Ansicht des Präsidiums einverstanden erklären,
daß die heutige Verhandlung nur eine Forlsetzung derjenigen
vom 12. Dezember 1861 sei. Nur könnte man die formelle
Einwendung machen, der Verhandlungsgegenstand sei ntchr
zweimal 24 Stunden auf dem Kanzleitische deponirt gewesen,
aber ich stoße mich nicht daran; die Formstreitigkeiten sind
mir nicht lieb. Aber waS mir im Widerspruch mit der Ansicht
zu sein scheint, als hätten wir nur eine Fortsetzung der frühern
Verhandlung, ist der Umstand, daß wir keinen offiziellen
Berichterstatter haben. Von zweien Eines: entweder haben wir
ein neues Geschäft, dann geht eS an die Regierung zurück,
welche eS zu begutachten hat. Darauf beharre lch aber nicht.
Aber wenn wir nur eine Fortsetzung der frühern Verhandlung
haben, dann sollte der Berichterstatter der Regierung eS sich
nicht gereuen lassen, seinen Sitz einzunehmen, wie früher und
seinen Eingangs- und Schlußrapport zu halten. Geschieht
das nicht, so bewegen wir uns auf einem Meer verschiedener
Anträge ohne Leitfaden und neben dem Reglemente. Ich will
keinen bestimmten Antrag stellen, aber ich spreche den Wunsch
aus, eS möchte ein Mitglied der Regierung den Berichterstatterstuhl

besteigen.

Herr Präsident. Der auf die heutige Tagesordnung
gesetzte Gegenstand wurde ganz dem Reglement entsprechend
vorbereitet. DaS Traktandum wurde den Mitgliedern deS

Großen Rathes durch ein Einladungsschreiben mitgetheilt; das
Begehren um Einberufung desselben war mehr als zweimal
24 Stunden in der Kanzlei deponirt, also ist diese Bedingung
vollständig erfüllt. Ich nahm auch Rücksprache mit der
Regierung und überwieg ihr die Sache zur Vorberathung. Der
Beweis liegt darin, daß die Regierung erklärt, fie sehe sich

veranlaßt, keinen Berichterstatter zu bezeichnen. Ich hätte
gewünscht, fie hätte einen solchen bezeichnet, aber zwingen kann
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man sie nicht; daS ist auch schon geschehen. ES ist daher
nichts anderes, als waS daS Reglement vollständig gestattet,
und eS liegt also kein Hinderniß vor, über die Sache zu diS-
kutiren und abzustimmen.

Migy, Präsident des RegierungSratheS. Ich erlaube
mir nur einige Worte über die Einwendungen des Herrn
Fischer. Ich betrachte die heutige Verhandlung nicht als eine
eigentliche Fortsetzung derjenigen vom 12. Dezember. Am t2.
Dezember faßte der Große Rath einen Beschluß; heute haben
Sie, infolge eines verfassungsmäßigen Rechtes, von dem 47
Mitglieder des Großen Rathes Gebrauch machten, zu
untersuchen, ob Sie auf jenen Beschluß zurückkommen wollen oder
nicht. Es ist ganz klar, daß dadurch die Frage wieder in den
vorigen Zustand versetzt wird, und daß man vazu kommt, abermals

zu fragen: will man über Bußwyl oder über Aarberg?
Warum hat die Regierung keinen Berichterstatter bezeichnet?
Die Herren Großrälhe kommen und sagen: eS ist mit Ueber-
eilung gehandelt worden, die Gemüther find beängstigt, ferner
liegen neue Thatsachen vor, die Juragewässerkorrektion ist in
ein anderes Stadium getreten, also liege eS im Interesse deS

Landes, auf den frühern Beschluß zurückzukommen. Nun
mußte man sich fragen: wird der Große Rath sofort beschließen,
oder wird er diese Frage an eine vorberathende Behörde weisen?
Ste haben daS Recht zu sagen: wir wollen sofort darüber
entscheiden, ob auf den frühern Beschluß zurückzukommen ist
oder nicht; oder Sie können diese Fmge vorher einer vorbe
rathenden Behörde überweisen. In diesem Falle fragt eS sich:
an welche Behörde oder an welchen Ausschuß ist die Sache zu
weisen? Hiefür gibt es drei Auöwege: Ueberweisung an die

Regierung, oder an das StaatSbahndirekiorium oder an eine
GroßraihSkommission. Was ist nun das Zweckmäßigste? Wird
die Sache an die Regierung gewiesen, so hat sie gegenüber
der Agitation und Verdächtigung, welcher sie ausgesetzt ist,
nicht das gehörige Zutrauen dafür. Ich möchte auch, daß man
eine Prüfung dieser Angelegenheit unparteiisch und mit Ruhe
einleite. Deßwegen glaubte der RegierungSrath, unter den
vorhandenen Umständen wäre eS nicht zweckmäßig, wenn er
bei so außerordentlichen Verhältnissen die Vorberathung einer
so wichtigen Angelegenheit übernähme. Möchte das Resultat
so oder anVers ausfallen, so würde man sagen, die Regierung
habe die Sache einfach so leiten wollen. Ueberweisen Sie
daher dieselbe an eme andere Behörde. Sie werden nach Allem,
waS vorgegangen ist, die Regierung nicht alS die Behörde
betrachten, welche in dieser Angelegenheit daS gehörige
Vertrauen besitzt. Ich sage das ungenirt, denn Thatsache ist

Thatsache. Es fragt sich nun: wollen Sie die Sache dem

Staatsbahndirektorium überweisen? Ich sage auch hier: nein
Auch daS Direktorium hat seine eigenthümliche Stellung; eS

hat sich entschieden für die Linie über Bußwyl ausgesprochen,

man würde also auch hier sagen, daS Resultat sei vorauszusehen.

Deßwegen sage ich: odschon das Direktorium von
Ihnen gewählt worden ist, so soll die in Frage stehende

Angelegenheit nicht an dasselbe zurückgewiesen werden, sondern an
eine unbefangene Behörde. Man muß hier auf die in einigen
LandeStheilen herrschende Aufregung der Gemüther Rücksicht

nehmen, damit — daS Resultat möge bet dieser wichtigen
Angelegenheit, wo eine ziemliche Uebereilung von Seite deS

Großen RaiheS stattgefunden hat, ausfallen, wie eS wolle -
daS Interesse des LandeS gewahrt wird, daß der Große Rath
nicht einfach sagt: wir wollen nicht sehen, nicht weiter
untersuchen, wir betrachten eS als unserer Würde und unserm
Ansehen zuwider! Diesen Standpunkt könnte ich nicht billigen.
Wollen Sie da, wo die Verfassung das Recht einräumt, eine

außerordentliche Sitzung deS Großen Rathes zu veranstalten,
wo Ihr Reglement dieses ausnahmsweise Verhältniß vorsieht
und selber vorschreibt, wie viel Stimmen dazu nöthig seien,

um auf einen Beschluß zurückzukommen, ich frage: wollen Sie
eine Beleidigung für den Großen Rath in der Ausübung dieses

RechtS erblicken, indem Sie erklären: dieses Recht ist zwar in
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der Verfassung und im Reglemente eingeräumt, aber wenn
Mitglieder des Großen Rathes in einem Falle, wo es sich um
Millionen handelt, davon Gebrauch machen, um das Interesse

großer Landestheile zu berücksichtigen, die aufgeregten Gemüther
zu beschwichtigen, so soll man keine Rücksicht darauf nehmen!
Wie würde sich das ausnehmen? Wenn man die Verhältnisse,
unter welchen der erste Beschluß gefaßt wurde, näher in'S Auge
faßt, so wird man es gerechtfertigt finden, daß man à Nie«

Versetzung einer unparteiischen Grvßraihskommisston verlangt,
die nicht präjubizirt, die mit Ruhe unv Unbefangenheit die

Sache untersucht, abgesehen von der Regierung, mit Ausschluß
des Direktoriums und dann ihre Anträge formulirt. Dann,
wenn der Grund der im Lande herrschenden Unzufriedenheit
wegfällt, dann soll die Minderheit sich der Mehrheit unterziehen,
falle der Beschluß aus, wie er wolle, und jeder Freund deS

Landes wird eS thun, sonst würde eS zur Unordnung führen.
Man wird einwenden, ein solches Vorgehen sei gefährlich, eS

könne verderbliche Folgen für die Zukunft haben. Die Gefahr
ist nach meiner Ansicht nicht groß, der Grund liegt in dem

Umstände, daß seit der Einräumung dieses Rechtes der
außerordentlichen Einberufung deS Gießen Rathes im Jahre 1846
bis jetzt nie davon Gebrauch gemacht wurde und daß man
nicht sagen kann, eS sei eine Leichtfertigkeit von Seite der

Antragsteller. Nein, eS handelt sich um eine in finanzieller
und nationalökonomischer Beziehung wichtige Frage. Glauben
Sie, wenn Sie dem Wunsche der Betreffenden entsprechen,
das Interesse des Landes irgendwie zu verletzen? Nein, denn
eS handelt sich um nichts anderes als darum, gewisse
Widersprüche und Bedenken, die ihren Grund in einer Uebereilung
haben, neuerdings von unparteiischer Seite untersuchen zu lassen.
WaS ist eS nun, wenn der Große Rath zu diesem Zwecke eine

gemischte Kommission aufstellt? Es würde dem Volke gewiß
auffallend vorkommen, wenn man den unbedeutendsten Artikel
eines Gesetzes nicht ändern darf ohne zweimalige Berathung
im Zwischenraume von drei Monaten, während in einer so

wichtigen Angelegenheit wie der vorliegenden, eine nochmalige
Untersuchung, ohne dem definitiven Entscheide zu präjudiziren,
verweigert würde. Ueber ein solches Mißverhältniß könnte
man sich mit Recht beklagen. Die Regierung fragte sich:
wollen wir von AmteS wegen Bericht erstatten? Wir sagten:
nein! Wenn wir einen Schritt thun, so wird er mit
Mißtrauen aufgenommen werden; der Große Rath soll die vorbe-
ralhende Behörde bestimmen, welcher er sein Zutrauen schenkt,
damit nicht neuerdings Mißtrauen und Agitation erregt werde.
Ich bin der Ansicht, daß der Ausweg, der vorgeschlagen wurde,
der richtige ist. Sie haben verfassungSgemäß daS Recht, eine
Kommission zu nochmaliger Untersuchung des Gegenstandes zu
ernennen. Wenn dann die Kommission, welcher man eine
gehörige Frist einräumen muß, die Sache untersucht hat, bringt
sie ihre Anträge, und dann entscheiden Sie, wie Sie eS für
gut finden.

Fischer. Ich habe ausdrücklich erklärt, daß ich nur
einen Wunsch äußere; diesem wird nun nicht entsprochen. Ich
muß eS also nehmen, wie eS liegt. Aber ich kann dem
Regierungsrath zu dieser Stellung, die er heute einnehmen zu
sollen glaubt, nicht feltzitiren. Der RegierungSrath als solcher
hat nicht die Stellung einer einzelnen Person einzunehmen,
sondern er steht hier als vorberathende und leitende Behörde;
in dieser Stellung hat er seine Anträge gestellt und zwar
einstimmig. Ich glaube daher, die ehrenhafte Stellung einer
solchen Behörde erfordere es, daß sie in die Position trete und
entweder sage, wie die 47 GroßrathSmitgliedcr es verlangen,
mau trete zurück, weil neue Ereignisse vorliegen. DaS wäre
der Ehre des Regierungsrathes unbeschadet oder nicht mehr
gewesen, als man uns zumuthet. Oder aber er hätte erklärt:
ES thut uns leid, wir beharren auf unserm Antrage! Ich
wiederhole, ich kann dem Regierungsrathe nicht Glück wünschen,
daß er sich heute so in den Hintergrund stellt. An meiner
Ansicht soll eS durchaus nichts.ändern, im Gegentheil, wenn

ich sehe, daß diese oder jene Person eS nicht gern steht, daß
ich zu einem Beschlusse gestimmt habe, so soll man gerade den

Much haben, zu einer Sacke zu stehen. Ich bekenne aufrichtig,
als die Frage zur Sprache kam, ob über Aarberg ober Bußwyl
gebaut werden soll, daß ich bis zum letzten Moment im Zweifel
war, wie ich stimmen werde. Ich kann die Behauptung deS

Herrn Engemann nicht zugeben, daß ich die Sache nicht'auch
geprüft habe, aber ich habe die Ansicht, daß der Große Rath
in eine schiefe Stellung kam von dem Momente an, wo er die

Ostwestbahn angekauft und die StaatSbah» dekretirt hat.
Anfänglich dachte ich, nachdem dieß geschehen, wäre eS am con-
scquentesten gewesen, wenn ich an gar keiner Abstimmung mehr
Theil nehmen würde. Aber ein Mitglied deS Großen RatheS
soll nicht diese Stellung einnehmen, und so gab ich am Ende
auch meine Stimme ab. Ich will aufrichtig sagen, als ich

den Aarberg-Krumm sah, gefiel er mir nicht recht, und ich

äußerte mich schon früher, ich fürchte, eö gebe eine Postheirt-
Geschichte. Allein wir hatten nur die Wahl zwischen Aarberg
und Bußwyl, und wenn mir die erste Linie nur halb gefiel,
so gefiel mir die zweite gar nicht, wegen der Folgen, die sich

daran knüpfen. Ich dachte damals: wir sind eine Behörde, die

von zwei Uebeln daS kleinere wählen soll. DaS ist der Grund,
warum ich für Aarberg stimmte. Aber heute ist die Sachlage
nicht gleich; eS haben sich seit der letzten Sitzung Dinge
ereignet. Vor Allem über die eingelangten Petitionen ein Wort.
Offenbar ist, wie Herr Engemann sagte, eine Agitation
vorhanden; als Repräsentanten deS Volkes sollen wir auf die
Stimme deS Volkes hören und in letzter Instanz uns auf unser
Gewissen stützen. Ich betrachte die Stimme des Volkes gar
nicht als unwichtig, aber eS sei mir im vorliegenden Fall
erlaubt, mehrere Einwendungen zu machen und vor Allem hier,
wo man es bequem findet, wo man besondere Zwecke im Auge
hat, das Volk zu Petitionen zu veranlassen, während man sich

mit Händen und Füßen dagegen gestemmt hat, als die wichtige
Frage des StaarSbaueS, bei welchem Millionen im Spiel waren,
zur Entscheidung kam? Jetzt sagen die gleichen Herren, der

Friede sei dahin, man soll zur Beruhigung der Gemüther noch
einmal die Sache untersuchen. Ich und meine politischen
Freunde wollten die Frage des StaatSbaueS ehrlich und
demokratisch dem Volke zur Entscheidung vorlegen, aber die
nämlichen Herren, welche sich jetzt auf die Agitation im Volke
berufen, verwarfen damals unsern Vorschlag. Mithin stehe ich

in dieser Beziehung ganz rein da. Stützen sich die Einen auf
das Volk, so erlaube man auch den Andern zu sagen, daß
auch sie daS Volk anfragen wollten. Wenn Sie noch heute
dem Volke die Frage vorlegen würden, ob eS StaatSbau wolle
oder nicht — Schulden oder nicht Schulden —, so bin ich

überzeugt, das Volk würde noch heute dagegen sein. Wenn
wir überhaupt daS Uebel gut machen wollen, so müssen wir
diese Frage dem Volke vorlegen, und dann wollen wir sehen,
ob das Volk nicht auch denen Anerkennung zollt, die ihm die

Frage vorlegen wollten, bevor sie entschieden wurde. UebrigenS
kennt man solche Agitationen und weiß man, wie eS dabei

geht; ân steht auch, wer stille bleibt. Man beruft sich auf
einige tausend Unterschriften, mit denen die Petitionen bedeckt

seien, aber eS gibt noch viele Tausende, die nicht unterzeichnet
haben und die eS auf uns ankommen lassen wollen. Also auf
diesen Standpunkt könnte ich mich nicht einlassen Mich käme

eS hart an, wenn man uns zumuthen wollte — ich weiß nicht,
ob der Ausdruck parlamentarisch ist —, der Große Rath deS

KantonS Bernsolle rückwärts buchstabiren, und darum handelt
eS sich heute im Grunde. Ich gestehe, daß ich nur im äußersten

Falle und nur dann dazu handbieten könnte, wenn sehr

wichtige Gründe vorliegen würden. Erlauben Sie mir, die

Sache von einer xrnstern Seite auszufassen. Wahrhaft, es ist
mir daran gelegen. Wenn ich auf die ganzen Verhandlungen
in dieser Eisenbahnfrage, die Ihnen Allen gegenwärtig sind,
zurückblicke und frage: wie ist es gegangen? da muß ich
bekennen, eS wurde nicht gerade in einer Weise verfahren, die

geeignet ist, den Kredit einer Behörde zu befestigen, und man



muß wohl bedenken, ob nicht bei einem solchen Hin- und
Herschwanken von heute auf morgen der Kredit deS Großen Rathes
verloren gehen könnte, wie der Kredit der Ostwestbahn und dem

Meister Hildebrand abhanden kam. Ließ die Behörde sich nicht
Schritt für Schritt, von Position zu Position drängen, wie
eine flüchtige Schildwache, bis man beim StaatSbau ankam,
während die Regierung noch einige Monate vorher erklärte, sie

wolle den StaatSbau nicht? Der Große Rath ließ sich drängen,

wie im Herbste, wenn der Wind geht und das Buchenlaub

abfällt. Noch mehr: wer wird mir eS bestreiken, wenn
ich sage, eS habe sich eine ganze Menge Unrichtigkeiten — ich

will mich leise ausdrücken — in der Ostwestbahnangelegenheit
eingeschlichen. ES zeigte sich jeweilen einige Wochen nach
einem gefaßten Beschlusse, daß das, waS hier gesagt worden,
sich als nicht richtig herausgestellt hat. Was haben wir also
für Gründe, heule das, was man uns als richtig darstellt, als
solches anzunehmen? DaS ist der Standpunkt, von dem ich

ausgehe, und darin liegt der Beweis, daß wir die Sache ernst
auffassen sollen. Mit einer Kommission ist eS nicht gemacht,
jedenfalls würde eS der ganzen Sache vorgreifen. Die Hauptgründe

wurden in der Verhandlung vom t2 Dezember
entwickelt und die Angelegenheit wurde auf Grundlage der Erper-
tengutachten und des Berichtes des Oberingenieurs genügend
untersucht. Es wäre unbescheiden, die Sache wie kaltes Kraut
noch einmal aufzuwärmen; aber doch erlaube ich mir einige
Punkte, die von Wichtigkeil scheinen, anzuführen. Die Aarbcrg-
Linie hat einen Vorzug, und dieser bleibt ihr namentlich vom
kantonalen Standpunkte auS: sie verbindet auf einer kurzen
Strecke drei Städte: Bern, Aarberg und Biel, von Neuenstadt
nicht zu reden ; es sind drei Marktplätze, während, wenn man
diese Richtung verläßt, nur zwei Städte verbunden werden.
Nun wurde darüber schon viel gestritten, ob wirklich die kürzere
Linie immer die bessere sei. Ganz abgesehen davon, daß die

Bußwyl-Linie nicht etwa eine gerade Linie ist, sondern auch ein
Häcklein hat, fiel mir ein Vorgang ein, der jüngst in Zürich
begegnete. Wenn wir in der Schweiz eine gute Staatsverwaltung

haben, so ist eS diejenige von Zürich. Die Nordostbahn,

die unter den schweizerischen Eisenbahnen am besten

marschirt, stemmte sich seit Jahren mit Händen und Füßen
gegen die Repisch-Linie, deren Bau sie jetzt übernommen hat;
auch der Kanton Zug sträubte sich dagegen, weil sie die längere
Linie ist und nicht durch industrielle Ortschaften führt. Der
Große Rath von Zürich erklärte hingegen der Nordostbahn und
dem Kanton Zug, sie bekämen die Verbindung mit Luzern nicht,
wenn sie nicht die Repisch-Linie annehmen. Weil der Große
Rath für einen Amtsbezirk sorgen wollte, der noch keine Eisenbahn

hatte, sah er nicht darauf, ob die Gesellschaft einwenig
mehr oder weniger einnehme. Erst in letzter Zeit kam die Sache
zum Abschluß, obschon die Sihlthal-Linie die kürzere ist. Ja,
wenn Männer, wie Herr Escher in Zürich, sich so fügen, dann
glaube ich, es sei nicht gegen das Interesse deS Landes, wenn
wir auch hier einen Umweg machen. Das ist eine Betrachtung;
es gibt noch eine andere. Es ist mir leid, daß ich sie berühren
muß, aber ich kann sie nicht umgehen. Ich sowohl als viele
meiner politischen Freunde (ich verhehle es nicht) haben unS
schon lange darüber beklagt daß von Seite unserer Behörden
mit allzugroßem Leichtsinn, mit einer Art Waghalsigkeit zu
Werke gegangen wurde, namentlich in der Ostwestbahnangelegenheit.

Ich will nicht näher darauf eintreten, aber ein guter
Theil der Großrc..hSmitglieder betrachtete dieses Verfahren als
leichtsinnig und waghalsig. Jetzt, nachdem wir die Finger
verbrannt, nachdem sich unheilvolle Folgen gezeigt haben, sehen

wir etwas, vas unS Freude machen soll, daß die Regierung —
ich sage dieß, obschon ich nicht zu ihren Anhängern gehöre —
endlich nach vielfachen schweren und trüben Erfahrungen der
Besonnenheit huldigt; und jetzt, nachdem der RegierungSrath
einen Weg eingeschlagen, den ich gewünscht, soll ich mich von
ihm trennen und sagen: ich will jetzt auch waghalsig werden
und mich in ein Projekt einlassen, das Millionen mehr kostet
als das andere! Nein, das wäre ein Widerspruch. Ich min-
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bestens stehe dafür, wenn ich finde, eS diene dem Interesse des
Landes, wenn ich finde, die Regierung habe endlich einmal den
Weg der Besonnenheit betreten. In dieser Beziehung kann ich
mich auf ein Wort deS Herrn Berichterstatters selbst stützen.
Einerseits wußte man, daß er selber gern dabei ist, wenn man
etwas wagt; dessenungeachtet erklärte er hier, „er wage eS

nicht," über Bußwyl zu bauen, und es war mir, eS liege ihm
noch ein anderes Wort auf den Lippen, das Sprichwort nämlich:

„Gebrannte Kinder fürchten das Feuer," — oder hier daS
Waffer. ES ist noch eine dritte Betrachtung, zu der ich komme;
sie ist auch delikater Art, aber erlauben Sie mir. dieselbe
anzuführen. Im Ganzen, wenn eine Behörde schwankt, wenn sie

heute so, morgen anders redet, hat sie nicht viel Kredit, und
fügen wir bei, sie verdient auch nicht viel Kredit. Und das
wollte ohne Zweifel der Herr Berichterstalter in der frühern
Sitzung der Behörde zu verstehen geben, als er in seinem
Schlußrapporte sagte: „Ich glaube aber, wir sollten weiteres Aussehen
vermeiden. Wir würden uns in der Schweiz nach und nach
lächerlich machen, wenn wir für dieses Bähnchen zwei- dreimal
im Lande herumschicken und einander dann noch in die Haare
gerathen würden." DaS sagte der Herr Berichterstatter, ich
glaube, er hatte wirklich Recht. Ich möchte Niemanden beleidigen,
aber man möge bedenken, so zu handeln, daß diese Worte sich

nicht erwahren Ich erlaube mir nun noch ein Wort über daS
Votum deS Herrn Engemann. Er stützte sich darauf, die
Sachlage sei eine andere, und verlangt, daß man deßhalb auf
den frühern Beschluß zurückkomme. Ich kann das nicht
zugeben, und so weit ich es zugeben kann, ist eS ein Grund mehr
für mich, die Aarberg - Linie festzuhalten. Der erste Grund,
den Herr Engemann anführt, besteht darin, daß er sagt, daS
Gutachten des Herrn La Nicca habe ihm am besten gefallen,
und dieser wolle die Juragewässerkorrektion. Ferner sagt er,
eS sei bei den eidgenössischen Räthen ein Schritt gethan worden,
die Juragewäsierkorrcktion nähere sich ihrer Ausführung, und
in fünfzehn Jahren sei sie vollendet. Da will ich mit der
größten Offenheit, auf die Gefahr hin, mißdeutet zu werden,
erklären: das wäre gerade ein Grund für mich, heute nicht die

Eisenbahnfrage mit der Aarkorrektion zu verbinden. Dann
fehlte nur noch ein Drittes; wir hätten dann Staatsbau der
Eisenbahn im alten Kanton, Aarkorrektion, und eS fehlte dann
nur noch der StaatSbau im Jura U'un après l'aurre — war
schon die Devise Napoleons. Ich sage, eS wäre ein Grund
mehr für mich, diese beiden Fragen nicht mit einander zu
verbinden

< um nicht erst, wenn man sich in etwas eingelassen hat,
sich umzusehen, ob noch Millionen genug vorräthig seien, um
Alles auszuführen. Ich könnte noch eint und anderes
anbringen, aber ich möchte nicht Ihre Zeit unbescheiden in
Anspruch nehmen, und erlaube mir nur noch ein einziges Wort
über den Antrag selbst, der gestellt wurde. Herr Engemann
behauptet, durch die Niedersetzung einer Kommission werde nichts
präjudizirl. DaS wird man denen nicht sagen wollen, die

20—30 Jahre lang in öffentlichen Geschäften sind. Wenn
Sie heute die Niedersetzung einer Kommisston beschließen, so

haben Sie geradezu erklärt, sie wollen auf Ihren frühern
Beschluß zurückkommen Ich gebe nicht den Finger, weil ich

nicht die Hand geben will. Deßhalb schließe ich, ohne
Jemanden meine Ansicht aufdringen zu wollen, auf Nichteintrclen;
eventuel beantrage ich für den Fall, daß dennoch die Niedersetzung

einer Kommission beschlossen werden sollte, die Ernennung
einer zweiten Kommisston, welche die Frage zu untersuchen hätte,
ob nicht auf die Frage deS StaatSbaueS zurückzukommen sei.

Wenn man einmal rückwärts buchstabiren will, so muß man
daS Uebel bei der Wurzel angreifen.

Bützberger. Ich glaube, eS handle sich vor Allem
darum, die Frage auf den Standpunkt zurückzubringen, auf
dem sie allein behandelt werden kann.

Scherz, RegierungSrath. Seien Sie unbesorgt, daß ich

Sie sehr lange aufhalten werde. Vorerst habe ich einen for-
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wellen Punkt zu berühren unv aus eine Reklamation des Herrn
Fischer zu antworten. Er halt sich darüber aus. baß vom
Regicrungsrathe heute kein Berichterstatter bezeichnet wurde
und fügte bei, er könne darüber der Regierung ntcht „selizinren",
daß sie diesen AuSweg ergriffen habe. Ich kann sie versichern,

daß die Regierung nlchr in der Äbsichc und Erwartung hieher

gekommen ist, um die Glückwünsche deS Herrn Fischer in

Empfang zu nehmen; sie ist eher gewohnt, von ihm 'getadelt

zu werden, heute geschieht eS auSnahmSwelse, da? steMn «hm

gelobt wird. WaS die Regierung unv intch bestimmt^ W der

Bezeichnung eines Berichterstatters zu adsrrahtre», M-die
kategorischen Borschrlslen des GroßrathSreglementS, vätz'im
§ 53 folgende Bestimmung enthalt: „Die Anträge eures

einzelnen Gliedes des Großen Rathes sind entweder Anzüge over

Mahnungen. Die Anzüge enthalten den Antrag zu uMV
einer netten Vorschrift oder Verfügung -c." Was bezwMl

nun der Antrag des Herrn Engemann anders als eure neue

Verfügung, vle Verfügung nämlich, daß diese Tracösrage einer

neuen Untersuchung unterworfen, das, zu diesem Zweck eure

Kommission niedergesetzt werde, die dann rhrc Anträge zu stellen

habe Nun sagt dasselbe Reglement, daß solche Anträge hier

zu behandeln seien, ohne daß eure Berichterstattung durch den

RegierungSralh stattfinde, sondern eS findet erne Umfrage
darüber statt, ob der betreffende Antrag erheblich zu erklären

sei oder nicht ES fragt sich also: ist der Antrag des Herrn
Engemann erheblich zu erklären ober nicht? Ertennen Sie,
derselbe sei ntcht erheblich, bann ist die Sache abgethan;
erkennen Sie denselben erheblich, dann fragt es fich welter: fvll
er an die Regierung, an das SlaalSbahnvireklvrium, oder an
eine Kommission zur Begutachtung gewiesen werden Erst

dann wird eine Berichterstattung statthaben. Herr Fischer

behauptete daß auch solche Fragen vorerst an den Regrerungs-

rath zur Begutachtung zurückzuweisen seien. Er tst jedoch im

Irrthume. Der 8 14 des Reglementeö lagt: „Der Grope

Rath kann für die Untersuchung unv Vorberathung ernes jeden,

in seinem Wirkungskreise liegenden Gegenstandes eine außer-
orderitllche Kommtssion ernennen, die mll der Eifüllung ihres
Auftrages auch wiederum aufgelöst tst." Nun bestimmt freilich
das zweite Lemma desselben Artikels, was folgt: „Dtc Air-
träge eines einzelnen Gliedes oder eines Departements, müssen

jedoch vorher aus die in dem Art. 52 der SlaaiSversassung
vorgeschriebene Weise durch den Regierungsrath vorberalhen
fern." Ick denke, Herr Fllcher wolle sich aus diese Bestimmung
berufen; aber ich mache aufmerkfam, daß baS Reglement des

Großen Rathes vom Jahre 1631 baltrt und sich aus die alte

Verfassung von 1831 bastrt, die allerdings den zllirlen Art. 52
einhielt, der aber nicht mehr «n Kraft besteht Dte neue
Verfassung von 1846 enthält andere Bestimmungen. Nach denselben
hat jedes Mitglied des Großen Rathes das Recht, schriftlich
Anträge auf Berathung eines Gegenstandes zu machen, aber
die Bestimmung der frühern Versassung, nach welcher solche
Anträge, wenn sie erheblich erklärt worden, an den RegietuugS-
rath zurückgewiesen werben mußten, findet sich in der Verfassung
von 1846 nicht vor. Ich komme nun zur Sache selber. Es
ist Ihnen bekannt, daß auch ich un Regrerungsralhe für das
Trace über Aarberg und nicht für dasjenige über Bußwyl
gesummt habe; ich habe es nach reiflicher Ueberlegung des
Sachverhaltes gethan. Seither wurde viel darüber geschrieben
Und geredet, und wirklich manches Merkwürdige, manches
Verständige, aber auch manches Unverständige. Ich las eS mit
aller Aufmerksamkeit, aber ich darf offen eiklären: ich bin noch
immer der nämlichen Ansicht, baS Trace über Aarberg sei

demjenigen über Bußwhl vorzuziehen aus den Gründen, welche
der ReglerungSrath seiner Zeit dem Großen Rathe in seinem
Berichte auseinandergesetzt hat Ich würde eS für unbescheiden
hallen, wenn ick dieselben einläßlich wiederholen würde. Nun
veilangt man eine nochmalige Untersuchung des SachverhalteS.
Ich bin entschieden der Meinung, baß diesem Begehren
entsprochen werden soll. Die Sache ist zu wichtig, die Tragweite
des Beschlusses zu groß, als daß man nicht auf ein solches

Begehren Rücksicht nehmen sollte. Man meint, eS werde
dadurch vorgegriffen. Rein, so schaue ich eS nicht an. Ich
behalte mir das Protokoll über die Sache selbst immer offen.
Wenn ich mich infolge der neuen Untersuchung eines Andern
belehren lassen kann, dann erkläre ich offen: ich habe mich
geirrt; irren ist menschlich. Aber wenn sich bei mir die
Ueberzeugung bestärkt, daß ich die richtige Ansicht hatte, dann werde
ich auch den Muth haben, dazu zu stehen. Herr Fischer er-
blickte einen Widerspruch darin, daß man heute dem Volkswillen
so sehr Rechnung zu trage» geneigt sei, während man früher,
als die Hauptfrage dcö StaatSbaues zur Sprache kam, nicht
so geneigt dazu gewesen sei. Die Sachlage ist denn doch eine
veränderte: jetzt verlangt ein Theil des Volkes, daß der Große
Rath auf einen Beschluß zurückkomme, eS sind 15 — 16.66(1
Unterschristen da; ein LandeStheil verlangt eS einmülhig, ein
zweiter LandeStheil zur Hälfte, ein dritter durch zahlreiche
Unterschriften DaS ist etwas anderes, als wenn RegierungS-
rath Scherz es verlangt hätte; da ist Grund genug, die Sache
noch einmal zu untersuchen. Nun sage ich: ich will eine
Kommission, aber eS sollen ihr bestimmte Aufträge ertheilt
werden, nicht nur der Auftrag, sie solle die Sache untersuchen,
sondern sie solle bestimmte Anträge stellen, sonst kommen wir
nicht vorwärts. Wenn wir nicht weiter gehen als Herr
Engemann, wo find wir dann? Wir müßten bann eine neue
Kommission ernennen, oder der bereits gewählten Kommission
den Auftrag ertheile», zu untersuchen, welches die geeigneten
Mittel seien, um zum Ziele zu gelangen Ich möchte daher
den Antrag deS Herrn Engemann in dem Sinne ergänzen,
dir Kommission habe zu untersuchen: 1) ob aus den Beschluß
vom 12. Dezember zurückzukommen sei; 2) bejahenden Falles
in welchem Sinne darauf zurückzukommen sei; 3) wäre etne
Frist dafür zu bestimmen. Ich will nicht, daß die Kommission
sich übereile, wie die Erperlen, aber im allgemeinen Interesse
liegt eS, daß die Angelegenheit so rasch als möglich zu einem
Abschlüsse komme; daher möchte ich eine Frist von etwa drei
Wochen einräumen, dann kann der Große Rath wieder
zusammentreten, ein längeres Verschieben wäre nicht thunlich.
Ich bemerkte schon früher, daß ei» großer Theil deS AnleihenS
bereits einbezahlt sei, und daß eine längere Verschiebung
nachtheilige Folgen für den Staat nach sich ziehen würde. Aber
auch in politischer Beziehung wäre eine solche nicht gut, es
wäre der politischen Agitation dadurch Thür und Thor geöffnet.
Wer daS will, mag die Sache auf die lange Bank schieben.
Man könnte dann auch sagen, der Große Rath habe nicht
den Muth, die Sache zu erledigen; man würbe eS ihm als
Feigheit auslegen. Ich empfehle Ihnen die beantragte
Ergänzung des Antrages VeS Herrn Engemann.

Herr Präsident. Ich mache Sie aus einen Widerspruch

aufmerksam, in welchem das Präsidium des Großen
Rathes und mehrere Mitglieder der Behörde sich befinden. Ich
habe im Eingange schon erklärt, daß ich die heutige Verhandlung

nur alS eine Fortsetzung der frühern Verhandlung über
denselben Gegenstand betrachte. Von Seile der Herren Migy
und Scherz wurde aber der Gegenstand so aufgefaßt, baß er
nur die Natur eines Anzuges habe. Das ist ein sehr wesentlicher

Unterschied. Der Anzug wird nur erheblich erklärt,
während, wenn man die heulige Verhandlung als Fortsetzung
der frühern betrachtet, der Entscheid definitiv tst. Daher muß
»ch vor Allein aus wissen, welches die Ansicht deS Großen
Rathes sei, unv wild darüber abstimmen lassen. Ich muß als
Präsident wissen, auf welchem Boden ich stehe, und ersuche
Sie, sich darüber. auSzusprechcn.

Bütz berger Gerade über diesen Punkt wollte ich mich
vorhin auSsprechen, damit die Sache nicht einen tumultuarischen
Charakter annehme, wie Herr Fischer sich ausdrückte, damit
man nicht Vorfragen mit der Sache selbst verwechsle, die
vielleicht gar nicht mehr, oder wie ich hoffe, zu reiflicher
Behandlung kommt. Herr Fischer behauptet, ein Berichterstatter



sei nothwendig. DaS ist ganz unrichtig. Wir hätten einen
solchen nothwendig, wenn die Ansicht deS Herrn Präsidenten,
daß die heutige Verhandlung die Fortsetzung der frühern sei,

richtig wäre; dann müßte die Regierung rapportiren. Aber
Sie wissen, daß die frühere Verhandlung geschlossen, daß ab.
gestimmt ist, und daß wir uns fragen, ob wir eine neue
Verhandlung darüber eröffnen wollen, daß wir tue Regierung
darüber nicht anzufragen haben. Mehrere Mitglieder des
Großen Rathes verlangen, daß über ein Geschäft, welches
erledigt ist, eine zweite Verhandlung eröffnet werde, und baS
ist nur ein Anzug, wie Herr Regierungsrath Scherz Ihnen
zeigte. Wird derselbe erheblich erklärt, dann entsteht die weitere
Frage, ob der Gegenstand an die Regierung, oder an eine

Kommission, oder an eine andere Behörde gewiesen werden soll,
und da hörte ich noch Niemanden verlangen, daß die Sache
an die Regierung zur Begutachtung gewiesen werden soll. Ich
bin daher durchaus der Ansicht, daß es ein neues Geschäft sei,

welches vorliegt, und zwar, daß eS die Natur eines Anzuges
habe. Deßhalb sind denn auch bei der Abstimmung über den

Anzug nicht tlll Stimmen erforderlich, wie es der Fall wäre,
wenn die heutige Verhandlung einfach als Fortsetzung der
frühern betrachtet würde. Wenn man darüber abstimmen will,
so will ich vorläufig nickt weiter eintreten, sonst behalte ich
mir vor, mich über die Sache selbst auszusprechen.

Das Präsidium läßt über die OrdnungSmoiion
abstimmen.

A b st i m m u n g.

Die heulige Verhandlung als eine solche über
einen Anzug zu betrachten 136 Stimmen.

Dieselbe als eine Fortsetzung der Ver¬
handlung vom 12. Dezember 1861 zu
betrachten 17 „
Die Diskusston wird hierauf fortgesetzt.

Bützber ger. Ich erlaube mir nun über den vorliegenden
Gegenstand auch einige Worte. Bei der letzten Verhandlung

war eS mir rein unmöglich, mich über die Sache selbst
auszusprechen, weil ich mich wegen eines dringenden, unaus-
schiebbaren Geschäftes vor dem Schlüsse der Diskusston entfernen
mußte. Man ermangelte nicht, dieß auf die hämischeste Weise
auszubeuten, sogar in Zeitungen. Die Einen sagten: er ist
bestochen; die Andern: er ist bei einer TorfauSbeutungsgesell-
schast bctheiligt, die bei diesem Eisenbahnbau ein nahes Interesse
hat. Ein Blatt aus der Landesgegend, der ich angehöre,
behauptete sogar, ich hätte mit Herrn Niggeler verabredet, daß
er für Aarberg reden solle, und mich dann heimlich entfernt.
Ich glaube, eS sei nicht nöthig, daß ick mich gegen solche
Unterstellungen vertheidige, so wenig ich früher aus ähnliche
Verdächtigungen eintrat. DaS hindert mich nicht, zu erklären:
wenn ich Gelegenheit gehabt hätte, an der Abstimmung Theil
zu nehmen, so hätte ich gegen daS Trace über Aarberg
gestimmt. ES hindert mich aber auch nicht, dazu zu stimmen,
daß die Sache zu nochmaliger Untersuchung zurückgewiesen
werde. Ich bin Mitglied der gleichen Torfausbeutnngsgesell-
schafr bei Hagneck, wie Herr Niggeler, habe jedoch in der
vorliegenden Frage ganz die entgegensetzte Ansicht. Ich kann mich
ganz unbefangen aussprechen, weil ich nicht wüßte, warum ich
der einen Linie vor der andern den Vorzug geben sollte. Ich
glaube nämlich, wie Herr Fischer, die eine Linie sei so schlecht
als die andere. Man sagte früher immer, daß mit diesem
Unternehmen ein gutes Geschäft gemacht werde; aber nach den
Erfahrungen, die in letzter Zeit gemacht wurden, muß man
schließen, daß daS Gegentheil der Fall seit. Von diesen beiden
fatalen Linien halte ich jedoch diejenige über Aarberg für die
fatalere. Daher soll man das Unternehmen nicht durch diesen
Umweg noch schlimmer machen und namentlich das Publikum

nicht infolge dessen gegen den SraatSbau einnehmen lassen.
Das sind indessen Fragen, die wir heule nicht zu entscheiden
haben. Wir müssen unS zwei Fragen stellen; die erste ist die:
wie gestaltete sich die Sache, alS man unö daS Tracé vorlegte?
War sie gehörig geprüft und konnte jedes Mitglied deS Großen
Rathes mit Sachkenntniß seine Stimme abgeben? Oder waren
Mängel vorhanden? Die zweite Frage ist die: hat die Suna-
ilvn. seil dem frühern Beschlusse sich verändert? ist infolge dessen
eine.Hochmalige Untersuchung nothwendig oder wenigstens wün-
schMMerth? Ich beantworte die erste Frage mit Nein. Nach
meiHn Dafürhalten war der Große Rath nicht gehörig auf-
gelicht. Die zweite Frage beantworte ich mit Ja. DaS
Geschäft lam folgendermaßen vor den Großen Rath (wir müssen

uhs das vergegenwärtigen): man wußte, daß eS sich darum
Midelte, das Tracé ver Eisenbahn zwischen Bern und Viel
,M bestimmen; »»an wußte, daß in den verschiedenen Gegenden
vdn Aarberg, Lyß, Bußwyl, Büren Anstrengungen gemacht
wurden, um ein Trace zu erhalten, das ihnen angenehmer und
entsprechender wäre ; man wußte, daß die Bewohner der be-
theiligten Gegenden Schritte thun. Aber man hatte keine eigentliche

Vorstellung davon, was geschehen könne; man hatte die
Sache nicht näher untersucht und nicht wohl näher untersuchen
können, weil die gedruckten Vorlagen der Regierung dem
Publikum etwas spät bekannt wurden. Daher darf ich wohl
behaupten, daß im ganzen Lande der Antrag der Regierung, über
Aarberg zu bauen, mit einem gewissen Befremden aufgenommen
wurde. Die Regierung fühlte eS auch, und der Herr Berichterstatter

sagte eS im Großen Rathe selber. Man setzte daher
richtig voraus, eS müssen ganz gewichtige Gründe vorhanden
sein, welche die Regierung veranlaßt haben, das Trace über
Aarberg zu wählen, nicht dasjenige über Bußwyl. Diese
Gründe bestanden in technischen Schwierigkeiten, und nur m
diesen. Die Regierung erklärte in ihrem Berichte, alles Andere,
die Vermögens- und Bevölkerungsverhältnisse, die Aussicht auf
Rentabilität, alles Andere spreche für das Tracö über Bußwyl;
aber die dortige Brücke würde (sagte uns d-e Regierung) eine
Aarkorrektion zur Folge haben, deren Kosten denjenigen deS

Eisenbahnbaues ungefähr gleich kämen Da man uns nur die
Wahl ließ zwischen der direkten Linie mit der Aarkorrektion
oder dem Krumm über Aarberg ohne diese Korrektion, so
entschied man sich für das Trace über Aarberg. Es wurde eine
Expertise veranstaltet. Die Regierung sah wirklich, daß man
eben vor der krummen Linie über Aarberg gewissermaßen
erschrocken war, und daß, wenn irgend eine Möglichkeit vorhan-
sei, eine andere Linie zu wählen, von diesem Umwege zu ab-
strahiren wäre. Mit großer Mehrheit wurde eine neue Expertise
beschlossen; drei oder vier anerkannte Techniker nahmen die

Untersuchung vor. DaS Resultat derselben bestand darin, daß
dre Experten erklärten, man könne über Bußwyl bauen ohne
Aarkorrektion, so daß man hätte glauben sollen, der Große
Rath würde von diesem Augenblicke an beschließen, daß nicht
über Aarberg, sondern über Bußwyl gebaut werden soll, und
ich muß gestehen, daß ich diese Ansicht hatte, man möge nun
diSkutiren oder nicht. Merkwürdiger Weise kam es umgekehrt
herauS; eine Mehrheit erklärte, eS soll über Aarberg gebaut
werden, und da frage ich: warum? DaS ist nicht genug
erörtert. Was sagte man? Man behauptete, die Herren
Experten hätten nicht gehörig Zeit gehabt, die Sache reiflicher zu
überlegen, deßhalb könne man ihren Aussagen nicht vollen
Glauben beimessen DaS war ein Grund, warum Mitglieder
des Großen Rathes sich bestimmen ließen, für die krumme Linie
über Aarberg zu stimmen, weil der Vorwand etwas für sich

halte. Es ging wirklich etwas rasch zu, man hatte nur zwei
oder drei Tage Zeit zur Expertise. Die Herren mußten berufen
werden, sie kamen, begaben sich an Ort und Stelle, wo nach
Zeitungsberichten Nebel gewesen sein soll. DaS war theilweise
nchllg, und daS war großentheils der Grund, warum
Mitglieder der Behörde den Erpenen nicht den Glauben beimaßen,
den sie vermöge ihrer Stellung und ihrer Kenntnisse verdienen.
Von Seile deS Herrn Niggeler und des Herrn Berichterstatters



machte man sich zur Aufgabe, nachzuweisen, daß daS Erperten-
befinden unrichtig sei. Herr Niggeler krilisirte es und hob
einzelne Stellen aus vemselbcn hervor, um varzuthun, daß
einzelne Behauptungen der Erperten mtt Thatsachen, die er

anführte, sich im Widerspruche befänden- Ganz gleich verfuhr
der Herr Berichterstatter, indem er einzelne Stellen, die nicht

ganz klar waren, oder die eine gewisse Gefahr durchblicken
ließen, auS dem Zusammenhange herausriß, um sie hervorzu.
heben. Wer nun die angeführten Thatsachen nicht selber
untersuchen oder daS Erpertenbefinden nicht selber prüfe» konnte,
der war geradezu in der Unmöglichkeit, auf solche Einwürfe zu
antworten. Nun war kein einziges Mitglied deö Großen Rathes
in der Möglichkeit, daS Befinden der Erperten an der Hand
der Akten zu prüfen, denn es wurde am gleichen Tage,, wo
die Diskussion hier eröffnet worden, in den Große» Rath
gebracht; daS Gutachten eines vierten Erperten, des Herrn La
Nicca, wurde erst im Laufe der Diskussion mitgetheilt. Erst
seither, seitdem die Gutachten gedruckt sind, konnte man sich ein
klares Bild von der Sachlage machen, und ich glaube, wenn
man heute darüber abstimmen könnte, würde gar Mancher in
der Lage sein, für die direkte Linie zu stimmen, ohne zu
befürchten, daß eine Aarkorreklion damit verbunden werden müsse.

Denn alle die Borschläge, welche die Erperten machen, sind
bei weitem nicht eine Aarkorreklion. Die von denselben
vorgeschlagenen Versicherungsbauten aus einer Strecke von 2W0'
aufwärts und 50i>" abwärts der Brücke gleichen der Aarkorreklion
gar nicht, welche 3s/z Millionen kosten soll. Aber ich wiederhole,

daß es damals den einzelnen Mitgliedern deS Großen
Rathes nicht möglich war, solche Einwendungen, wie sie von
Herrn Niggeler in einem langen Bortrage gemacht wurden,
genau zu prüfen. Ich glaube serner, man habe daS Befinden
der Erperten etwas leichtsinnig behandelt, und es wäre am
Orte, die Herren noch einmal anzuhören, um die von anderer
Seile aufgestellte Behauptung, daß einzelne ihrer Behauptungen
mit Thatsachen im Widerspruch stehen, zu prüfen. Man sagte
u. A., die Behauptung der Erperten, es liege das Wasser tiefer
als das anstoßende Land, sei nicht richtig. Die Wichtigkeit der
Sache erfordert nach meiner Ansicht, daß man den Erpencn
Gelegenheit gebe, sich über die Ausstellungen, die man a» ihrem
Berichte gemacht, noch einmal auSzusprechcn Stellt es sich

dann heraus, daß ihre Borschläge unzuverlässig und ihre
Behauptungen unrichtig seien, dann will ich auch nicht das Trace
über Bußwyl, sondern ziehe vor, die krümmere, aber auch die
sicherere Linie zu wählen. Eines ist klar : daß dieß nicht genug
erörtert worden ist. Es ist keine Schande für den Großen
Rath, die Sache gründlich untersuchen zu lassen, da man eben

Erperten haben muß; aber da man ihr Befinden bezweifelt und
behauptet, sie seien im Irrthum, so lohnt es sich wohl der
Mühe, ein zweites Mal auf die Sache zurückzukommen, um
darüber in's Klaie zu kommen, ob die Sache sich so verhält,
wie die Herren Erperten behaupten, oder so, wie hier im Großen
Rathe behauptet wurde. Dazu kommt, daß ein großer Theil
der Bevölkerung sich gegen den Beschluß des Großen Rathes
ausgesprochen hat In dieser Beziehung theile ich die Ansicht
deS Herrn RegierungSrath Scherz und kann derjenigen deS

Herrn Fischer nicht beistimmen. ES ist ganz etwas Anderes,
wenn der Große Rath eine Sache dem Volke vorlegt, oder
wenn ein großer Theil der Bevölkerung von sich aus sich
gegenüber dem Großen Rathe ausspricht. Im ersten Falle müßten
wir eine konstitutionelle Vorschrift dafür haben, der Große Rath
müßte einen Theil seiner Befugniß an das Volk abtreten; daS
wollte man nicht. Aber ein großer Unterschied ist eS, wenn
eine Schlußnahme deS Großen RaiheS auS der Mitte deS
Volkes angefochten wird. In solchen Fällen glaube ich, die
gesetzgebende Behörde sei allerdings in der Lage zu untersuchen,
was daran sei, ob die Opposition begründet sei oder nicht.
ES Handell sich heute nicht darum, die Frage zu entscheiden,
ob daS Trace der Linie Bern-Biel abgeändert werden soll oder
nicht sondern eS handelt sich darum, ob wir die Sache noch
näher untersuchen wollen, um dann abzustimmen, und dann er¬

fordert eS allerdings 1t)t Stimmen. In dieser Beziehung finde
ich, daß seit der letzten Sitzung deS Großen Rathes sich die

Sachlage verändert hat. Herr Engemann erklärte es, Herr
Fischer aber bekämpfte seine Behauptung; nichtsdestoweniger
halte ich sie für richtig. Sie wissen, daß man sich seit Jahr-
zehnden mit der Juragewässerkorrektion beschäftigt. ES fiel auf,
daß in der letzten Verhandlung über die Tracefrage die Jura-
gewässerkorrektion gewissermassen als Gespenst hervorgehoben
wurde. Aber wenn man einmal Aussicht hat, daß dieselbe zur
Ausführung kommen werde, so ist es gerade jetzt, wo man in
den Kantonen St. Gallen und Wallis sich mit Flußkorrektionen
beschäftigt und ven Bund dafür in Anspruch nimmt; gerave
jetzt, glaube ich, sei der Moment da, die Miteivgenossen auch
für die Juragewässerkorrcktion in Mitleidenschaft zu ziehen.
Es ist nicht gesagt, daß sie gerade mit der Eisenbahn ausgeführt
werden müsse, aber zwischen der Inangriffnahme und der
Ausführung eines solchen wichtigen Werkes ist ein großer Unterschied.

Wir haben unS also nicht zu fürchten, wohl aber sollen
wir einen so günstigen Moment benutzen. Ist aber diese Aussicht

vorhanden, so würden alle Gefahren, die man gegen den
Aarübergang bei Bußwyl anführte, wegfallen. In diesem Falle
könnte man die von Herrn La Nicca vorgeschlagene hölzerne
Brücke bauen, nicht eine Brücke mit steinernen oder eisernen
Pfeilern. DaS ist eine Rücksicht, dazu kommt noch eine zweite,
und diese liegt in der Alpenbahn Früher, als wir die
Eisenbahnsrage hier behandelten, hatte der Lukmanier noch einen
bedeutenden Vorsprung vor dem Gotthard. Herr Niggeler sagte
denn auch in der letzten Sitzung, eS handle sich wesentlich um
eine Lokalbahn für uns, nicht um eine internationale Linie.
Jetzt steht eS mit der Alpenbahn etwas anders. Wenn man
namentlich die Bestrebungen im Kanton Tessin in'S Auge faßt,
so sieht man, daß sich die Aussichten für eine Gotthard-Bahn
günstiger gestalten, indem man zur Einsicht gelangt, diese Linie
liege mehr im Interesse des Kantonö Tessin und der ganzen
Schweiz. Wenn das der Fall ist, so möchte ich dann —
vorausgesetzt, vaß die Slaaisbahn nicht vorher Fiasko macht —
nicht einer Fortsetzung der Linie durch das Entlebuch entgegen,
arbeiten, und das geschieht, wenn wir dieselbe noch mehr
verkrümmen. Ich glaube daher, es seien Gründe vorhanden, noch
einmal auf ven frühern Beschluß zurückzukommen, und unterstütze

den Anlrag veö Herrn Engemann, jedoch auch mit einer
Modifikation in dem von Herrn Scherz vorgeschlagenen Sinne,
d. h. daß der Kommission der weitere Auftrag ertheilt werde,
evcntuel Anträge hieherzubringen. Wenn sie findet, eS sei der
Fall, aus den frühern Beschluß zurückzukommen, so muß sie
weitere Anträge stellen, die Sache vorberathen, und dazu bedarf
sie eines Auftrages. Auch möchte ich die Kommisston autori-
siren, entweder neue Erperten oder die früher berusenen beizu-
zichen, sich die nöthigen Aufklärungen geben zu lassen, oder
geradezu Untersuchungen an Ort und Stelle vorzunehmen. Auch
dazu bedarf die Kommisston einer Ermächtigung; man muß ihr
Gelegenheit geben, sich die nöthigen Aufschlüsse zu verschaffen,
damit in der nächsten Sitzung die Angelegenheit in jeder Richtung
liquid erscheint.

Herr Präsident. Ich bemerke nur, daß nach dem

Réglemente vorgeschrieben ist, wenn ein Anzug erheblich erklärt
wird, so müsse die Sache an den Regierungsrath zurückgewiesen
werben; dann kann die Regierung Anträge bringen, wie fie
den Gegenstand zu behandeln wünscht. DaS Reglement, an
dem ich festhalten möchte, sagt in dieser Beziehung ausdrücklich:
„Wird erkennt, der Anzug oder die Mahnung sei erheblich,
so muß der eine oder die andere, Kraft des Art. 52 der StaalS.
Verfassung, zur Berathung an den RegierungSrath gewiesen
werden."

Bützberger. Ich mache aufmerksam, daß ein anderer
Paragraph des Reglements besteht, welcher sagt, eS könne jedes
Geschäft an eine Kommisston gewiesen werden; daher ist kein

Hinderniß vorhanden, die Sache an eine außerordentliche Kom-
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mission zu weisen. Früher, als eS sich um den Ankaus der

Ostwestbahnlinien handelte, wurde ganz gleich verfahren.

Herr Präsident Die Ernennung einer Kommisston
wurde damals beschlossen, nachdem bereits auf die Sache
eingetreten und auf ordentlichem Wege verhandelt worden war.
Wenn der Regierungsrath sein Guiachten über den Anzug
abgegeben hat, so steht eS dem Großen Rathe ebenso gut frei,
noch eine Kommission niederzusetzen.

Nig geler. Ich sehe mich genöthigt, so unangenehm eS

ist, auch noch vaS Won zu ergreifen. Mein Name wurde schon
i» der frühern Diskussion, dann während der daraus folgenden
Agitation und heule wieder genannt und zwar so, daß ich nicht
anders als mich offen aussprechen kann. Zunächst konnte man,
bei der frühern Verhandlung und in der Zwischenzeit, eS nicht
begreiflich finden, warum ich für das Tracé über Aarberg und
nicht für dasjenige über Bußwyl gestimmt habe, und man suchte
die Gründe anderSwo als in der Sache selbst, indem man sagte,
es müsse ein gewisses Interesse dabei obwalten, da mein
Geburtsort und meine Verwandten sich in der Nähe von Bußwyl
befinden und meine Brüder auch für den Aarübergang bei Bußwyl

seien. Ja, sagte man, er ist Mitglied der Hagneck-Torf-
Gesellschaft, dort kommt die Eisenbahn in die Nähe deS

Torfmooses, und das ist der eigentliche Grund, warum er für die
Linie über Aarberg stimmte. Ich habe bereits in der frühern
Verhandlung ausgesprochen und nachgewiesen, daß wir ein
schlechtes Geschäft machen würden, wenn wir, nachdem wtr mit
einem Kostenaufwand« von mehreren hunderttausend Franken
einen Tunnel auf den See gebaut, um den Torf in dieser

Richtung auszuführen, den längern Weg nach Aarberg
einschlagen und die doppelten Transportkosten tragen würden. So
einfältig bin ich nicht, daß ich dazu handbietrn mochte. Herr
Bützberger erklärte auch heute, daß er Mitglied der nämlichen
Gesellschaft sei; auch Herr BundcSrath Stämpfli, welcher der

Agitation nicht fremd ,st. befindet sich in diesem Falle, ebenso

noch mehrere andere Männer in verschiedenen LandeStheilen;
dennoch sind dieselben entschieden für das Trace über Bußwyl.
In der letzten Zeit sagte man, das Räthsel löse sich dadurch,
daß die Franco-suisse ihren Anschluß bet Aarberg suchen und
dann das HagneckmooS Berücksichtigung finden werde, vann
finde man auch die Rechnung dabei. Auf solchen Blödsinn
will ich nicht weiter eintreten; solche Unterstellungen richten sich

von selber. Was dle Sache selbst betrifft, so erkläre ich von
vornherein, ich bedaure die ganze Agitation, ich bedaure
überhaupt, daß man materielle Fragen fv behandelt, wie man die
Eisenbahnfrage jetzt behandeln will. Ich bezeichnete schon früher
den Standpunkt, den ich einnahm: eS wird über die Sache
entschieden; hat Bußwyl die Mehrheil, so würde ich kein Wort
mehr darüber sagen; wird zn Gustcn AarbergS's entschieden,
so hätte ich auch angenommen, daß man nicht Komödie spiele.
Wenn man Fragen dieser Art aus solche Weise behandeln will,
— wo soll das enden? Ich wieverhole: wo führt eS hin,
wenn man solche Fragen in das Volk wirft, Masscnpetitionen
veranlaßt? Ich wlll zwei solche Fragen anführen, für die man
bald die Masse in Bewegung gesetzt haben wird; z, B.
bet der ScelandSentsumpfung. Der Jura könnte auftreten und
sagen, er wolle zuerst seine Eisenbahn haben. Ich Halle auch
dafür, es sei für die Würde einer Versammlung nicht sehr
ersprießlich, so zu verfahren, wie heule. Ich bitte, nicht zu
vergessen, daß man lange untersucht und viSkutirt hat, daß am
Schlüsse der früher Verhandlungen im Großen Rathe noch ein
Antrag gestellt wurde, die Sache zu verschieben; ich stimmte
dazu, aber gerade Mitglieder der Versammlung, die jetzt auf
eine neue Untersuchung dringen, fanden damals die Sache klar
genug, um sofort zu entscheiden. Daher soll man uns nicht
Hintenher sagen, man sei übernommen worden, man hätte die

Sache näher untersuchen sollen. Der Antrag auf Verschiebung
wurde in der letzten Sitzung abgemehrr. Nun gebe ich zu,
wenn neue Thatsachen vorlägen, welche die Sachlage wesentlich

Tagblatt des Großen Rathes »8«2.

verändert hätten, dann ließe sich etwas dafür sagen, daß man
auf den frühern Beschluß zurückkomme. Aber liegen solche
Veränderungen vor? Fassen wir das Votum des Herrn
Bützberger in's Auge. Er stützt sich auf den allgemeinen Standpunkt

daß die kürzeste Linie die beste fe.i. Ich weiß, daß eS

eine Zeit gab, wo man dieser Ansicht war; aber dieser Standpunkt

ist nicht mehr der maßgebende, namentlich in England.
Ich kann mich in dieser Beziehung auf das Beispiel eines
ManneS' berufen, welcher die größte Autorität in Eisenbahnsachen

W Wie verhält es sich mit der Linie von Zürich nach
Luzern? Die kürzeste Linie gienge durch daS Sihlthal, aber
Herr Äscher, vor dem ich in Eisenbahnsachen den Hut abziehe,
war gleich wohl für die Repisch-Linie; warum? Wegen der
Kosten. Die andere Linie ist auch möglich, aber fie hätte zu
viel gekostet. Vom. gleichen Standpunkte aus stimmte ich das
letzte Mal für das Trace über Aarberg. Wenn man nur die

Kürze einer Linie in's Auge fassen will, so ist eS möglich, eine
noch kürzere zu finden als über Bußwyl. Nehme man das
Lineal zur Hand und ziehe man einfach eine gerade Linie von
Bern nach Biel. Warum will man nicht der Kürze halber
einen Tunnel durch den JenSberg? Man gibt also das Prinzip,
von dem man ausgeht, doch preis, und macht wieder alte
Einwendungen, indem man sagt, die Sache sei nicht klar genug
gewesen, man habe die Erpcrtenbefinden nicht untersuchen können.
ES konnte Jedermann davon Einsicht nehmen, ich wenigstens
nahm Kenntniß davon; wenn eS Andere nicht gethan haben,
so ist eS ihre Schuld Ich sage aber weiter: wenn die

Erpcrtenbefinden so bestimmt lauten, wie Herr Bützberger behauptet,
— warum dann eine neue Untersuchung? Sie haben diese

Befinden seit mehrern Tagen gedruckt im Hause. Aber man
sagt: nein, es ist noch nicht klar genug! Glauben Sie, die

neue Untersuchung werde größere Klarheit in die Sache bringen
Ich sprach in dön letzten Tagen über diese Angelegenheit mit
einem Fachmann, der großes Gewich» hat, der mir sagte: hütet
Euch vor einer neuen Expertise! Wenn ich die Mehrheil der

Kommission kenne, so weiß ich auch das Resultat der Expertise.
Geht selber an Ort und Stelle, und dann entscheidet! — Und
in Wahrheit, wenn wir auf die Erpcrtenbefinden etwas näher
eintreten, ist eS denn richtig, daß alle so einig sind, daß man
nicht zu einer Aarkorrektion komme? Ich las die Befinden
wiederholt und sprach nachher mit Herrn La Nicca darüber,
indem ich ihn fragte, waS er davon halte. Die Herren Presset,

Hartmann und Culmann sagen in ihrem Befinden, der
Aarübergang bei Bußwyl sei möglich in Verbindung mit einigen
Versicherungsarbeiten auf einer Strecke von 25VV Fuß. Ist
aber Herr La Nicca, welcher die Aare jedenfalls am besten

kennt, vamil einverstanden? Durchaus nicht, er sagt:
touchez: pss! Nur keine theilweise Aarkorrekrion! Er will
eine provisorische Brücke mit Rücksicht auf die bevorstehende

Entsumpfung, dann braucht eS nach seiner Ansicht keine definitive
Brücke mehr, wenn die Entsumpfung ausgeführt sein wird. Ich
fragte Herrn La Nicca über den eigentlichen Sinn des andern
Befindens; er sagte mir, auS den 25l)tt Fuß Sicherungsbauten,
die man jetzt in Aussicht stellt, werden 3Wi) Fuß u s. f., bis

man mit der Korrektion zu Ende sei; er erläuterte es genauer.
Es ist denn auch klar, wenn mann die Gegend in's Auge faßt.
Die Aare hat von Aarberg bis Büren kein eigentliches Bett,
es ist eine Fläche von ä()W - 3tM Fuß Breite, also von einer

Viertelstunde bis zu einer halben Stunde Nun macht man
in der Mitte dieses BettcS einen Kanal, in den das Wasser

geleitet werden muß; es ist klar, daß die Aare sich da einfrißt
und daß die Sicherungsbauten nicht vor Einbrüchen schützen. Der
Plan der Herren Experten ist allerdings ausführbar, aber nicht
ohne Risiko. Herr La Nicca will eine vollständige Absperrung
der Aare, weil dann der Fluß nicht einfressen könne, während
die von den andern Experten vorgeschlagene Brücke zu fatalen
Resultaten führen würde. Dieses System mag ganz praktisch
sein, nur müßte man dann eine Bestimmung in die Gemeinde«

reglementc von Worden und Umgegend aufnehmen, wonach statt

der bisherigen HeirathSbüchsen und des Feuereimers ein gehöriges



Fahrschiff bei Hochzeiten verlangt würde, Herr La Nicca
bemerkt ausdrücklich daß er seinen Vorschlag nur in ver Voraussetzung

mache, daß die SeelandSentsumpsung in nächster Zeit
zur Ausführung komme, d. h. die Aare in den Bielersee geleitet
werde. Ich antwortete ihm, wenn ich diese Ueberzeugung hätte,
so könnte ich ihm allfällig beistimmen, aber ich habe sie eben

nicht. Gerade diese Agitation ist nach meiner Ansicht derEnt-
sumpfung nicht gerade förderlich, sondern drängt sie eher
rückwärts, Ich werde mir dann noch ein Wort darüber erlauben.
Sie sehen also, daß die Gutachten der Herren Erperten nicht
etwa übereinstimmend sind, sie entHallen ganz verschiedene
Systeme Man sagt, neue Erperlen werden unS bessere Auskunft
geben. Ich bin überzeugt, wenn wir neue Erperten an Ort
und Stelle schicken, so wird eine dritte Ansicht entstehen. Ein
einziges System wäre das richtige, wenn man nämlich diese
beiden Projekte von Aarberg und Bußwyl ausschreiben würde
in dem Sinne, daß der Unternehmer auch alle Konsequenzen
übernehme. Für das Aarberg-Trace will ich schon einen
Unternehmer finden, eine andere Frage ist es, ob man über Büß«
wyl einen solchen fände. Es ist eben ganz etwas Anderes,
ein Gutachten zu unterschreiben, als die Garantie für die Folgen
dcS Vorgeschlagenen zu übernehmen. Ich komme nun zu den
sogenannten veränderten Verhältnissen. Man sagt nämlich,
die Situation sei gegenwärtig eine ganz andere, die
SeelandSentsumpsung habe einen großen Schritt vorwärts gethan, die
Molion Bünzlt sei im Nationalrath erheblich erklärt worden.
Das ist Alle«! Aber solcher Molionen finden sich noch Hunderle

in den Protokollen der Bundesversammlung und der
Tagsatzung, un» wenn wir warten wollen, bis dieselben erledigt
sein werden, dann können wir noch lange über Herzogenbuchsee
fahren. Wir müssen auch noch das Verhältniß zu andern
Kantonen in's Auge fassen; diese haben nicht gerade Ucbcrfluß an
verfügbaren Fonds, und namentlich der meistbetheiligte der
andern Kantone, Waadt, behauptet immer, er habe feine Sache
gethan. Ich persönlich bin für die SeelandSentsumpsung, aber
auf der andern Seile soll man diese Frage nicht mit der Eisenbahn

verbinden. Kommt es einmal zur Ausführung dieses
Werkes und wird die Aare in den Bielersee geleitet, dann
fahren wir allfällig gerade hindurch, dann wollen wir nicht
nach Bußwyl hinab und auch nicht nach Aarberg hinauf, dann
verlegt man einfach die Bahn. Ich bitte, nicht zu übersehen,
daß nach d.cm Projekte der Herren Presset, Hartmann und
Culmann BersicherungSarbeiten gemacht werden müsse», welche
dle Kosten de» Tracé über Aarberg aufwiegen. Herr Gränicher
berechnet die Kosten deS letztern auf Fr. 3,414,680, nach der
Berechnung der genannten Herren würde das Trace über Bußwyl

Fr, 3,400,000 kosten; im günstigen Falle ergibt sich daher
für Bußwyl eine Differenz von Franken 14,000. Herr
Sluber schlägt die Kosten d-ev provisorischen Sicherungsarbeilen
auf Fr. 630,000 an, mit Inbegriff der Brücke, so daß das
Verhältniß immerhin ein ungünstiges ist, abgesehen von den
Gefahren, welche mit dem Aarübergang bei Bußwyl verbunden
sind. Ich würde für den Augenblick die sicherere Linie
vorziehen. Herr Bützberger legte namentlich Gewicht darauf, die
Situation habe sich auch mit Rücksicht auf die Gotthardbahn
geändert. Ich muß offen gestehen, daß ich auch bezüglich der
Alpenpässc etwas abgekühlt bin, und in dieser Beziehung nicht
mehr so sanguinische Hoffnungen habe, wie früher. Ich machte
die Erfahrung, daß es zu Eisenbahnen Geld braucht, namentlich

für Alpenbahnen. Nun hat sich Jemand für eine Con-
zession der Gotthardbahn gemeldet und eine Kaution von Fr.
150,000 hinterlegt; aber damit macht man nicht einmal die
ersten Vorarbeiten. Wenn man also damit für die Zukunft
spekuliren will, so werden wir die Ausführung des Projektes
kaum erleben. Auch von einem Tunnel durch den Mont-CeniS
war schon lange die Rede; auch in dieser Beziehung ist ein
neues Ercigniß zur Sprache gekommen, ein Ereigniß, welches
die Aussichten auf eine Gotthardbahn bedeutend herabstimmt.
Ich will nicht weitläufiger sein; Sie mögen entscheiden. Wie
Sie entscheiden, ist es mir recht. Ich bin nicht Einer derjenigen,

die, wenn die Behörde nicht nach ihrer Ansicht entscheidet, ihre
Zuflucht zu VolkSdemonstrationen nehmen.

Mühlethaler. Ich habe das letzte Mal das Wort nicht
ergriffen, aber es ging mir, wie Herr Bützberger sagte, daß es
ihm und Andern gegangen sei. Vor Allem hatte mich die
Regierung durch ihren Bericht irregeführt, indem sie sagte, all-
andern Umstände, mit Ausnahme der technischen Schwierigkeiten,
sprechen für Bußwyl. Der Große Rath beschloß die Anordnung
einer Expertise; die berufenen Erperten sagten einhellig, es sei

möglich, über Bußwyl zu bauen. Nun hätte ich geglaubt, die

Regierung würde froh fern über dieses Resultat und einen
andern Vorschlag machen; das geschah nicht; bloß entwickelte
dann der Herr Berichterstatter hier die Sache, wie wenn es
ihm ernst wäre, indem er den Aarübergang bei Bußwyl als
mit großen Gefahren verbunden darstellte, und so führte er
mtch irre. Es handelte sich nach meiner Ansicht um die Frage:
soll man die Aare bei Bußwyl provisorisch überbrücken, ohne
dieselbe einzudämmen; soll man das Wasser laufen lassen, wies

jetzt lauft und zuschauen, was der Obertändersuhrmann
machen werde, ob er wirklich Ausgrabungen von 3V - 40' Tiefe
mache, was nicht wahr ist? Ich bin überzeugt, wenn, nachdem
man über Aarbcrg gebaut, die Juragewässerkorrektion eingeleitet
würde, daß man die Schienen bei Aarberg wegreisten und die
gerade Lime einschlagen würde; eS wäre also den Aarbergern
nur das Hälmchen durch den Mund gezogen. Allerdings wäre
eS dann fatal, wenn ein — Kirchlein, ich will eigentlich sagen,
ein Restaurant, dahinfiele. Es gehl hier, wie bei der Oron-
bahn, wo man eS auch nicht für möglich hielt, die projektirle
Linie auszuführen; man schickt« Sachverständige, welche die
Verhältnisse untersuchten; endlich fand man die Ausführung
möglich. Wenn das Unternehmen aus Aktien gegründet und
ich Aktionär gewesen wäre, so hätte ich gesagt, ich müsse für
die kürzere Linie stimmen; aber andererseits dachte ich, wenn
man eine lange, köstliche Brücke baue und es an einem schönen
Morgen heiße, die Aare sei erschrecklich angelaufen, dann würde
die Regierung kommen und sagen: Volk, was hast du für
etncn Großen Rath, der für solche Gefahren die Augen nicht
aufthul! Weil ich das befürchtete, stimmte ich gegen meine
Ueberzeugung für das Trace über Aarberg. Jetzt habe ich das
Volk im Rücken. Den Aarbergern möchte ich das Beispiel von
Lenzburg vor Augen hallen, die auch die Eisenbahn zu haben
wünschten und Opfer zu diesem Zwecke angeboten halten; aber
die Behörden enifchlcben sich für die gerade Linie, um nicht
auf ewige Zeiten den Transport von Waaren und Personen
zu erschivercn; später baute man den Lenzburgern ein Siräßchen
auf die Station Wtlbegg, und ich habe gehört, daß sie damit
gut zufrieden seien, und doch ist Lenzburg vermöge seiner
Industrie viel bedeutender als Aarberg. Es ist mir leid, ich
würde gerne Aarberg die Eisenbahn lassen, aber das allgemeine
Interesse spricht dagegen, daher stimme ich zu einer nochmaligen
genauen und unparteiischen Prüfung der Sache.

Schenk, Vizepräsident deS Regierungsrathes. Erlauben
Sie mir auch einige Worte in dieser Angelegenheit. Vor
Allem bin ich so frei, einige Bemerkungen zu machen, die nicht
die Sache selber betreffen, die aber doch nothwendig sind, um
nicht den Schein auf sich zu laben, als anerkenne man, was
nicht widersprochen ist. Herr Fischer verwunderte sich sehr,
Niemanden auf diesem Stuhl zu sehen und fand, die Regierung
hätte durchaus einen Berichterstatter bezeichnen und die Sache
persönlich verfechten lassen sollen; es scheine ihm, es gebreche
der Regierung nachgerade an Muth, und namentlich bei dem

Berichterstatter möchte dieß der Fall sein. Zunächst bin ich
nicht schuld, daß kein Berichterstatter da ist. Was aber den

„Muth" anbelangt, so denke ich, wer den Muth hatte, eben
in dem geliebten Aarberg einst gegenüber dem mächtigen Volke,
ringS umgeben von Feinden, seine Sache zu verfechten, obschon
man ihm in der Kirche zurief: „Schweig' du jetzt!" und
Herren, die jetzt da sind und lächeln, eS geduldet haben, —



ich sage, so gut derselbe damals den Muth hatte, zu seiner
Meinung zu stehen, so gut hat er den Muth, hier auf dem
Stuhle des Berichterstatters Rede zu stehen. Also damit soll
man nicht kommen. Aber eS braucht einen andern Muth, ruhig
und fest zu bleiben bei all diesem Lärm und Streit und in
dem Wirrwar der Gegensätze die Augen offen zu behalten, sich

das Gemüth nicht verbittern zu lassen. DaS ist eine Kunst,
und dazu bedarf es Muth. Nun begreife ich, daß unsere
politischen Gegner uns gerne hintereinander sehen, und ich
machte bei der letzten Verhandlung einem der Herren die Be-
merkung, es komme mir sonderbar vor, daß man uns zusammcn-
fechten lasse. Ich denke der Betreffende werde sich daran
erinnern. Ich nehme an, die Herren haben nicht unrichtig
gerechnet, daß sie es für wichtig halten, gerade im Seelande eine

Spaltung entstehen zu lassen, sie zu benutzen und uns für lange
Zeit einen großen Dämpfer aufzusetzen. Das schien mir auS
dem Votum des Herrn Fischer hervorzuleuchten, er wolle uns
persönlich aufstacheln, uns veranlassen, eine Ehrensragc
daraus zu machen und uns mit der Mehrheit des Landes,
die unS das Volk gab, in ein gespanntes Verhältniß zu
bringen. Ich will mich nicht auf diese Position einlassen,
sondern die Sache unverrückt im Auge behalten Um nun
auf die Sache selbst stberzugehen, so sieht die Motivirung
der Herren Bützberger und Mühlethaler, eines unserer
Getreuen. der mit fliegender Fahne und klingendem Spiel
in daS Lager der Gegner hinüber eilte, ich sage, die

Motivirung dieser Herren steht aus wie eine Anklage gegen daS
Verfahren der Regierung, und darüber will ich mir ein Wort
erlauben. Im Allgemeinen traute ick mir nicht daS Geschick
zu, einen solchen Vorschlag hieher zu bringen, daß er Jedem
konvenirte. Ich bin überzeugt, eS ist schon für das Direktorium
einer Privatgesellschaft schwer, gegenüber dem Verwaltungsrath
ein Trace zu verfechten; ganz etwas Anderes ist eS, solche
Trace-Fragen vor dem Großen Rathe zu verfechten, — Fragen,
von denen ich meinte, man solle im Interesse der Sache ihre
Entscheidung nickt dem Großen Rathe, sondern dem RegierungS-
ralhe zuweisen. Nun kam es allerdings so, und eS soll
diejenigen, welche dem Prinzipe des Staalsbaues hold sind, gar
nicht herabstimmen Wir werden schon durch diese Schwierigkeiten

kommen; die Hauptsache ist, daß wir treu und recht
zusammenhalten und uns nicht durch andere Motive auSeinan-
derdringen lassen. — Ich erlaube mir, kurz den ganzen Gang
der Sache nachzuweisen. Zuerst zog die Eisenbahndirektion den
Eisenbahnausschuß zu Rathe darüber, in welcher Form man
zu Werke gehen soll. Es wurde ein allgemeiner Auftrag zum
Studium der in Frage stehenden Tracés ertheilt, dann behielt
man sich vor, im Falle von Widerspruch unter unsern
Technikern bezüglich gewisser Punkte eine Expertise anderer Techniker
darüber einzuholen. Ist kein Widerspruch vorhanden, so läßt
man «S bewenden. Hier erlaube ich mir eine Bemerkung. ES
wurde gesagt, namentlich in einer Stadt, wo die Bewegung
am größten ist, in Viel, ging daS Gerede, Herr Gränicher
hätte sich so ausgesprochen, er für sich wäre immer lieber über
Bußwyl gegangen, aber der Eiscnbahndirektor habe ihm erklärt,
eö müsse über Aarbcrg gebaut «erden. DaS kann ich nicht
unerwiedert lassen. Es wurde dem Herrn Gränicher über das
Resultat seiner Untersuchung in keinerlei Weise die geringste
Zumuthung gemacht. Ueber einen Punkt sprach ich allerdings
mit ihm, er betrifft nicht Aarberg, aber einen andern „Krumm",
indem ich erklärte, wenn auch dieser in Frage komme, dann
müsse nothwendig eine Erpertise angeordnet werben. Es ist
also durchaus unrichtig, daß irgendwie eine Direktion gegeben
wurde, im Gegentheil, man sagte Herrn Gränicher, er solle
die Sache ftudircn und dann ein Projekt entwerfen. Als ich
über den Zeitpunkt im Reinen war, auf welchen Herr Gränicher
seinen Bericht erstatten könne, traf ich die Anordnung, daß über
den Gegenstand vor versammeltem Regierungsrathe als Konferenz

in Gegenwart des Ingenieurs für da» EntsumpfungSwesen
berathen und die Frage, wiefern eine Korrektion der Aare mit
dem Uebergang bei Bußwyl verbunden wäre, contradiktorisch

verhandelt wurde. DaS Resultat der Verhandlung über diese
Frage war, daß beide Ingenieure sich einstimmig zeigten.
Wenigstens hatten meine Herren Kollegen keinen andern
Eindruck, als eS sei eine zugestandene Sache, daß eine Korrektion
stattfinden müsse. Noch mehr: es stand im Berichte des Rc-
gierungSrathes, eS seien alle zu Rathe gezogenen Techniker mit
dem Oberingenieur der StaatSbahn einstimmig der Ansicht, daß
eine feste Brücke über die Aare bei Bußwyl nur in Verbindung
mit einer Korrektion des Flusses möglich sei. Damals war
Einstimmigkeit vorhanden, jetzt sind die Herren theilweise, wie
Herr Mühlethaler, mit fliegenden Fahnen in daS andere Lager
übergegangen. Ich bedaure nur die Erfahrung, die ich hei
diesem Geschäfte gemacht habe, daß eS mir schien, je nach dem
Wind gehe auch die Ansicht der Techniker nach dieser oder jener
Richtung. Herr Gränicher selbst erfuhr es, daß Einer nach
dem Andern, der es anfänglich mit ihm gehalten, in's andere
Lager, hinüberging. Die Einstimmigkeit war lange vorhanden
Hintenhcr ist eS leicht zu sagen, es hätte noch eine Erpertise
angeordnet werden sollen. Wenn diese beiden Ingenieure in
einer Diskusston mit dem Regierungsralhe erklären, sie seien
miteinander einverstanden — so wurde es wenigstens aufgefaßt,

-- woher hätten wir zu einer andern Erpertise Grund nehmen
sollen? Also mit Grund konnte man uns daraus nicht einen
Vorwurf machen. Hierauf wurde der Bericht der Regierung
gedruckt und mit dem Gutachten des Herrn Gränicher zu rechter
Zeit ausgetheilt; der Große Rath war ganz au tsit. Es kommt
die erste Sitzung, man verlangt eine Erpertise; die Regierung
gestand durch ihren Berichterstatter sofort zu, daß sie keinen
Grund habe, dieselbe zu bestreiien. Die Erpertise wurde
vorgenommen, und wenn ein Vorwurs zu machen ist, so ist es
da, daß die Regierung oder die Eisenbahndireklion die den
Experten gestellten Fragen nicht besser ergänzt hat, daß sie eS
bei den Fragen bewenden ließ, die vom Direktorium gestellt
worden. DaS habe ich unterlassen, und daraus mache ich mir
allerdings einen Vorwurf. Aber wie ist das geschehen? Es
war an einem Morgen, wo mir diese Fragen vorgelegt wurden,
und unmittelbar darauf waren die Herren Experten in meinem
Zimmer. Nun begreift man, daß solche Fragen überlegt sein
wollen. Ich hätte den Herren nur die Frage beifügen mögen:
„Ist dann der oberste Kopf der Dämme, die auf einer Strecke
von 2000' vorgeschlagen werden, besser geschützt als der
Brückenkopf, den man durch diese Dammarbeilen schützen will?
Hat man eine feste Stelle aus diesem Gebiet?" — Das hätte
man noch fragen sollen. Deßhalb heißt eS im Gutachten der
Erpcrten, es dürften Sicherungsarbeiten auf einer Strecke
von 2000' genügen. Diese Anklage wurde indessen nie gegen
mich erhoben, ich erhebe sie selber. Die Erpertise ging also
vor sich; da kam wieder ein Fehler vor, aber nickt von Seite
der Regierung, sondern theilweise vom Großen Rathe, theilweise

liegt er auf Seite der Herren Erpcrten, daß diese nicht
erklärt haben: In dieser Zeit machen wir keine Erpertise, und
wenn Ihr wirklich eine haben wollt, dann mutde man uns nicht
zu, in drei Tagen von Chur, St. Gallen, Zürich nach Bern
zu kommen, uns auf Ort und Stelle zu begeben, die
Untersuchung vorzunehmen und das Gutachten abzugeben. Und nun
heißt eS, man habe den Großen Rath übernommen Ich sah

nach, wer von den 47 Mitgliedern der Behörde, welche die
Einberufung derselben veranlaßten, damals das Wort ergriffen hat
und wer nicht, und eS sind zwei darunter. Herr Bützberger
hat das Wort nicht ergriffen, er mußte sich zwar wegen sehr

dringender, unaufschiebbarer Geschäfte entfernen. Aber ob der

Große Rath ertra zusammentreten müsse, wenn die Herren nicht
oder nicht zu rechter Zeit reden wollen, — daS ist auch eine

andere Frage. Hätten die Herren daS Wort ergriffen, oder den
Druck deS ErpertengutacktenS verlangt, dann wäre eS anders;
aber nachdem sie geschwiegen und theilweise zu pflanzen
mitgeholfen, kommen sie jetzt und berufen den Großen Rath
außerordentlich ein, während mancher Andere auch sagen könnte, es

sei ihm jetzt wegen unaufschiebbarer Geschäfte nicht bequem.
Bei diesem Anlaß erlaube ich mir ein Wort über die Aufregung



des Souveräns, von der man spricht. Ich frage: ist das irgend
eine solide Meinungsäußerung, die sich kunv gibt? War es

nicht ein ungeheuer voreiliges Vorgehen, wie mckn zu Werke

ging? Haben Alle, die über den „Krumm" redete», gewußt,

warum dieser „Krumm" gemacht werde? Hatte man Zeit, die

Großrathsverhandlungen unter dem Volke zu verbreiten? Nein.
— Vielleicht machte ick einen Fehler, daß ich die Karle lm
50.000stel Maßstabe aufnehmen ließ, statt im 5M,l)lMcl Maßstab.

wie andere Eisenbahnkarten gemacht sind; dann hätte man
den Krumm nicht so sehr beachtet. DaS ist VaS Einzige, und

daraus wurde diese große Agitation hervorgerufen, woraus ich

nicht wieder eintreten will. Ich komme zum Schlüsse dieser

Abtheilung, indem ich sage: wenn so verhandelt wird, wenn
die Regierung den Großen Rath so gut als möglich aufzuklären
sucht, dann soll man nicht die Sache so darstellen, als wäre
der Große Rath vom RegierungSrathe gefangen worden. Wir
wollen die Schuld vernünftig theilen, und Sie solle» dann

billig die Hauptsache übernehmen, nicht dem armen RegierungSrathe

die Sache in die Schuhe schütten. — Nun komme ich zu
einem fernern Punkte, den ich berühren muß. Wie wird nun
dip Sachlage im Ganzen motivirt? Hat man Grund, auf
daS Begehren derjenigen, welche auf den frühern Beschluß
zurückkommen wollen, einzutreten, ja oder nein? Ich glaube,
wir sollen die Sache wirklich ernst nehmen, und ich bin ungeheuer

froh, daß die Anschauung des Herrn Präsidenten nicht
die Mehrheit erhielt, als wäre eS nur eine Fortsetzung der
frühern Verhandlung, weil es zu einem leichtfertigen Versahren
gestempelt worden wäre. Man hätte, wenn ein Beschluß nicht
gefallen hätte, einfach den Großen Rath wieder einberufe».
Daraus dürfen wir uns kein Hehl machen, daß die Zurücknahme

von Beschlüssen eine außerordentlich wichtige Sache ist.
ES ist nun einmal die Grundlage unsers republikanischen Wesens,
daß Beschluß Beschluß, Gesetz Gesetz sei Wie sollen wir
zusammenleben ohne diese Grundlage? Die gemeinsame Sicherheit

beruht darauf, daß es etwas Festes im Staate giebt, baß

das, was der Große Rath sagt, gelte. Das ist auch die
einzige Basis für die Rechtssicherheit dcS Einzelnen, der vielleicht,
gestützt auf eine Verfügung der Behörde, Dispositionen getroffen
hat, die Einfluß au: seine Eristenz haben. Nun kommt der
Große Rath und hebt kurz nachher den Beschluß wieder aus.
Ich wünsche, daß man um der Zukunft willen heute anerkenne,
daß eS ein Schritt sei, den man nicht häufig thun soll, sonst

kann auch die Negierung dazu kommen, Beschlüsse zurückzunehmen

; ebenso würde es demoralisirend auf Gemeindebehörden
und durch das ganze Land wirken. Damit will ich nicht sagen,
daß eS nicht Fälle gebe, wo Beschlüsse der obersten Landesbehörde

zurückgenommen werden müssen. Ich kenne aber nur
drei solche Fälle. Der erste Fall tritt ein, wenn durch
Aenderung bei Wahlen die Behörde ganz anders besetzt wird. So
war eS Anno 1845, wo die eine Regierung die Thcilnchmer
am Freischaarenzuge einstellte, während die nachfolgende
Regierung dieselben wieder zu Ehren zog. So im Jahre 1850 in
Beireff der Seminarien. Es ist ein Uebergang bei einem
Systemwechsel. Der zweite Fall tritt ein, wenn Beschlüsse der
gesetzgebenden Behörde sich bei ihrer Ausführung als schädlich
oder nachtheilig für daS Land erweisen; dann nimmt man sie

zurück. Beispiele dafür liefern alle Verwaltungsperioden. Während

der RestauralivnSperiode (um. ein Beispiel anzuführen)
wurde ein Armengesetz erlassen, das einen Artikel enthielt
betreffend Väter, die ihre Familie nicht erhalten; er wurde
aufgehoben und durch einen andern ersetzt, der wieder ausgehoben
wurde. Ein dritter Fall ist es, wenn zwischen einem Beschlusse
und dessen Ausführung Thatsachen eingetreten sind, welche die
Situation förmlich verändern. Auch hiefür fehlt eS nicht an
Beispielen. Im Jahre 1857 wurde hier beschlossen, keine
Konzession für eine Eisenbahn längs dem Biclersee zu geben; ein
Jahr daraus wurde die Konzession ertheilt. Das Motiv zu jenem
Beschlusse lag in den schwimmenden Eisenbahnen; die Voraussetzung,

unter welcher der Beschluß gefaßt worden, fiel weg,
und der Große Rath ertheilte, ich weiß nicht, ob mit einer

größern Stimmenzahl, einfach die betreffende Konzession. Nun
wollen wir untersuchen, wie es sich im vorliegenden Falle
verhalte. Ich stellte mich auf den Boden, daß wenn nicht neue
Thatsachen vorlägen, die eine Abänderung motiviren, ich
absolut für Tagesordnung wäre. Darauf kann eS doch nicht
ankommen, ob eine Sache von der Minderheit anders angesehen
werde als von der Mehrheit, und daß in einem solchen Falle
Beschlüsse abgeändert werden müssen. Man wußte zum Voraus,

daß die Linie über Aarbcrg die längere sei; auch
bezüglich der Gefahr wegen Anschlusses der Franco. Suisse
war die Sache nicht neu; ebenso war man im Klaren über
die Möglichkeit des AarübergangeS bei Bußwyl. Alles, was
in den Petitionen steht, alle in denselben angeführten Gründe
wurden vorher diskutirt und daraufhin wurde beschlossen. Ich sage

daher: wenn wirklich die Sachlage nur so beschaffen wäre,
wie man sie von anderer Seite darstellt, so würde ich absolut
nicht auf daS vorliegende Begehren eintreten. Denn am Ende
machen wir uns keine Illusion, daß der Gegenstand nicht diese

Bedeutung hat, die man ihm beilegt. Wir haben einen andern
Krumm in Burgdorf, und diejenigen, welche ihn zu Stande
gebracht, machen sich sogar ein Verdienst daraus; sie bohrten
sogar durch einen Berg; kein Mensch hielt sich darob auf;
die Oberaargauer fahren dort hindurch und zahlen 25—30
Centimes mehr. Oder wenn man gar rechnen will, wie in
der „Berner-Zeitung" von einem HandclSkommiS gerechnet
wurde, der jedesmal 90 Centimes verliert; nun fahren 10,000
Kommis aus der betreffenden Bahn, daS macht Fr. 90,000
und kapitalisin so und so viel Millionen! So darf man nicht
rechnen, sonst wären wir daS äimstc Volk der Welt wegen dcS

Krumms bei Burgdorf. Nun habe ich aber in und außerhalb
der Regierung anerkannt, daß allerdings neue Thatsachen
eingetreten sind, vor denen wir uns nicht die Augen »erschließen
können, und hier komme ich auf die von andern Mitgliedern
der Versammlung erörterten Punkte. Ich Halle gestern
Gelegenheit mich in einer Versammlung von Großrathsmitgliedcrn,
welche daS EinberufungSbegehren unterschrieben haben, auSzu-
sprechen, indem ich ihnen ein Arrangement vorschlug, damit
man sich verständige. Meine Stellung war diese: ich erklärte,
unter welcher Voraussetzung der angefochtene Beschluß gefaßt
worden sei, nämlich unter der Voraussetzung, daß die Jura-
gewäfferkorrektion bedeutend im Hintergrunde sei. Der Bun-
desralh ließ seit 1860 kein Wort mehr von sich hören, im
Nalionalrathe war es auch stille; die Kantone Waadt und
Neuendurg hielten Sonderkonfcrenzen und waren geneigt, die

Sache zu verschieben. Die Regierung von Bern hatte Angesichts

dieser Sachlage bereits ein Gesetzesprojekt ausgearbeitet,
um eine Partialkorrektion vorzunehmen. Wie steht nun vie
Sache heute? Zwei Tage später, nachdem Sie daS Tracö
über Aarberg beschlossen, ertheilt der Große Rath der Regierung
den Austrag, bei den Bundesbehörden dahin zu wirken, daß
die Juragcwässcrkorrcktion mit ver Rhein- und Rhonekorrcktion
gleichzeitig an die Hand genommen werde. Was geschieht
ferner? Der SundeSrath faßt einen Beschluß in der St.
Gallerfrage. Wir glaubten, die Rheinkorrektion sei so wenig
reis als die Juragewässerkorrektion, weil noch kein Vertrag
mit Oestreich, keiner mit Lichtenstein abgeschlossen war. Der
Bundesrat!) beschließt, bei der Bundesversammlung einen Beitrag

an die Rheinkorrektion von Fr. 3,200,000 zu beantragen,
während die Kosten dcS Ganzen auf acht Millionen devisin
sind. Wir mußten also von dem plötzlichen Reisen dieser
Angelegenheit erstens überrascht sein; zweitens konnten wir erwarten,
daß der Beitrag des Bundes ein erklecklicher sein werde; dril.
tens kam hinzu, daß der Rationalrath eine Motion annahm,
wodurch der BundeSrath aufgefordert wurde, die Angelegenheit
der Juragewässerkorrektion mit den kräftigsten Mitteln an die

Hand zu nehmen und in Gang zu bringen. Der Rationalrath
zog die energischere Fassung einer mildern vor, die von anderer
Seite vorgeschlagen war. Endlich trat auch eine Aenderung
in der Regierung deS Kantons Waadt ei». Sie wissen, baß
wir mit der waadtländischen Regierung seit der Orongeschichte



in Spannung waren. Da nun diese, in den Augen der
Waadlländer selbst uneidgenössische Regierung durch eine neue
ersetzt wurde, so läßt Alles das hoffen, daß die ganze Situation
eine viel günstigere sein werde. Die Sachlage hat sich also in
Wahrheit wesentlich geändert. Ich sprach mich in der frühern
Verhandlung dahin aus, daß ich dafürhalte, die Juragewässerkorrektion

stehe im Hintergrunde. Nun sagt man allerdings,
eS gehe immerhin noch lange, bis man damit fertig sei. Darüber

täuschen wtr unS nicht. So lange die Frage der

Juragewässerkorrektion einzig da war, konnte sie noch jahrelang
unentschieden hin und her schwanken; sobald aber andere
großartige Fragen ähnlicher Natur mit ihr in Verbindung treten,
dann kommt eö anders, dann können wir in sehr gestärktem
Schritte marschiren. Die Miteidgenossen von St Gallen
begreifen daß sie sich nicht von unS trennen dürfen, weil die

Frage der Juragewässerkorrektion älter und ebenso berechtigt ist
als ihre Rheinkorrektion. Nun fragte ich: wie käme eS unter
diesen Umständen heraus, wenn wir absolut an dem Trace
über Aarberg festhalten und der Bund nächsten Sommer
beschließen würde, er sei geneigt, eine gewisse Subvention unter
den und den Voraussetzungen an die Korrektion der Juragewässer

zu bewilligen? Dann würde die Bewegung noch
einmal kommen und noch viel stärker als jetzt, So steht die
Sache, und da erkläre ich: unter diesen Voraussetzungen will
ich viel lieber die Angelegenheit regeln, wie eS die veränderten
Umstände jetzt erheischen. Ich glaube nicht, daß ich mich
täusche Man sagt, man habe die Juragewässerkorrektion als
Gespenst benutzt. Ich glaubte allerdings, eS wäre nicht recht,
den Großen Rath bei Anlaß dieses EisenbahnbaucS hineinzuführen,

sondern man solle dem Lande offen sagen, warum man
dieses Tracé wähle; eine andere Handlungsweise wollte ich
eben nicht annehmen. Jetzt fällt aber der gewichtigste Grund,
welcher gegen den Aarübergang bei Bußwyl sprach, die feste

steinerne Brücke mit den Sicherungsarbeiten auf einer Strecke

von 2500' als überflüßig weg, die dafür verwendeten Gelder
wären nutzlos in die Aare geworfen, denn die Juragewässerkorrektion

wird in der Voraussetzung vorgenommen, daß die
Aare in den Bielersee geleitet werde; dann bliebe noch ein
kleines Flüßchen in der betreffenden Gegend. Alles hängt also
davon ab, ob eS richtig sei, daß die Juragewässerkorrektion
kommen werde. Ich möchte gelegentlich die Vertreter unsers
KantonS im Nationalrathe fragen, ob sie, wenn diese
Angelegenheit nächsten Sommer zur Sprache kommt, sagen
könnten, eS sei ihnen nicht genehm. Nein, ich glaube, wenn
eS endlich nach fünfzig, nach hundert Jahren dazu kommt, daß
dieses Werk ausgeführt werden kann, müffen wir die Gelegenheit

ergreifen. Die Situation ist also eine veränderte, und
gegen diese veränderte Situation will ich nicht die Augen
verschließen. WaS schlug ich nun den Herren von Bußwyl
— um mich eines allgemeinen Ausdruckes zu bedienen — vor?
ES ist folgendes: gestützt aus die angegebene Veränderung,
geht das definitive Trace der Linie Bern-Btel von Münchenbuchsee

in'S Lyßthal und von da direkt nach Biel; dieses
definitive Trace wird ausgeführt, sobald die Juragewässerkorrektion

ausgeführt wird; unterdessen wird ein Provisorium
erstellt, und da kann einzig das Projekt La Nicca in Frage
kommen. Ich war der Anficht, das bisherige Trace sei für
Vaö Provisorium beizubehalten und zwar einfach deßwegen,
weil ich dafürhalte, man soll vor Allem aus die Sicherheit der
Bahn und des Betriebes im Auge haben, wobei einige Mehrkosten

nicht in Betracht kommen. Ein einziges Unglück, daS

infolge ungenügender Sicherheit eintreten würde, fiele schwerer
in'S Gewicht für die Betroffenen. Ich möchte also das sicherere
Trace beibehalten, aber mit der bestimmten Erklärung, daß eS

ein Provisorium ist; man würde es dann nur einspurig bauen,
und nach Erstellung des definitiven Baues würde man in
Aarberg abbrechen und dieser Ortschaft eine Verbindung mittels
einer Pferdebahn verschaffen. Mir schien es, man müsse doch auch
dem vom Großen Rathe gefaßten Beschlusse Rechnung tragen.
Der Große Rath hat regelmäßig beschlossen; eS ist keine

Lagblatt des Großen Rathes t8«2.

Kleinigkeit für die betreffende Gegend. DaS ist also mein
Vorschlag. Daraufhin kam man überetn, die Sache näher zu
untersuchen. Ich verlangte, daß die Kommission so zusammengesetzt

werde, daß sie im Stande sei zu diskutiren, daß sie nicht
aus Leuten bestehe, die nur Bußwyl im Kopfe haben. DaS
ist auf den heutigen Tag die Stellung, die ich einnehme. Ich
biete also zu einer Kommisston Hand. DaS ist meine
Auffassung Ich lasse eS darauf ankommen, waS an derselben
Falsches sei.

Or. Schneider. Wenn diesen Nachmittag keine
Unterbrechung der Verhandlungen stattfinden soll, so erlaube ich mir
auch einige Worte. Ich beginne mit der Erklärung, daß ich
nicht bald einmal im Großen Rathe mit beklommenerm Herzen
daS Wort ergriffen habe als heute. Ich muß nämlich zugeben,
daß eS mir schwer war, mich mit dem Gedanken vertraut zu
machen, daß der Große Rath auf einen Beschluß, den er in
aller Form gefaßt hat, zurückkommen soll. Deßhalb und namentlich

auch, weil ich seiner Zeit das Wort in Sachen nicht ergrissen,
auch die Motion der Zwanzig nicht unterzeichnet habe, weil
ich mir sagen mußte, ich trage vielleicht auch einige Schuld
daran, daß mit dieser Mehrheit ein Beschluß gefaßt wurde,
mit dem ich ursprünglich und heute nicht einverstanden bin,
erlauben Sie mir einige Worte. Nun sind wir hier versammelt
und ich glaube, wir sollen die Frage so ruhig als möglich
erörtern. Ich beginne damit, daß ich erkläre, ich finde, die
Regierung und ihre damaligen Vorlagen seien unter den Umständen,
unter denen sie hieherkamen allerdings gerechtfertigt; aber zu
der Rechtfertigung, die wir soeben angehört haben, erlaube ich
mir einigen Kommentar zu geben. Herr Regierungsraih Schenk
sagte uns heute, wie in der frühern Sieung, wie eS gekommen,
daß die Regierung daS Trace über Aarberg vorschlage. Ich
erkläre, daß ich, so weit ich den Sachverhalt kenne, die
Darstellung des Herrn Schenk als vollständig und richtig anerkenne.
Aber ich betrachte eS wirklich als ein Unglück, daß man damals
Ingenieure beizog, welche die Aarkorrektion bei der ersten besten

Gelegenheit an die Hand nehmen wollten. Der Herr
Eisenbahndirektor zog den Herrn Studer bei, dieser ist für die
Korrektion der Aare von Aarberg bis Büren und Solothurn. Herr
Studer glaubte, jetzt sei der Moment da, wo Bern zwei große
Werke gleichzeitig ausführen könne; deßhalb bestimmte eS ihn,
den Aarübergang bet Lyß zu wählen, weil dann die Korrektion
nothwendig sei. Daß dadurch Herr Schenk und die übrigen
Mitglieder der Regierung stutzig wurden, finde ich begreiflich,
auch daß sie die Anträge, welche in der Folge kamen, brachten.
Nun aber hat allerdings die Sachlage sich seither wesentlich
verändert. Ich will bei den leeren Bänken nicht auf das
zurückkommen, waS Herr Schenk mit beredter» Worten darstellte;
aber einige nothwendige Ergänzungen möchte ich auch da an.
bringen und dann Herrn Niggeler in einigen Punkten berichtigen.

Herr Niggeler sagte heute, die Juragewässerkorrektion
liege noch in großer Entfernung. Ich will nicht sagen, er habe
absolut Unrecht; aber ich sage: wenn eS jetzt nicht geht und
wir jetzt nicht die Gelegenheit benutzen, wo die Eidgenossenschaft
diSponirt ist, an solche Unternehmen einen Beilrag von 40 Pro.
zent der Gesammtkosten zu leisten, dann geht eS nicht mehr.
Deßhalb halte ich dafür, der Moment müsse absolut benutzt
werden. Herr Niggeler legte auf die Motion Bünzli sehr wenig
Gewicht. Die Differenz in der Stimmenzahl halte ihren Grund
nicht in der Frage, ob man geben wolle oder nicht, sondern
darin, ob der Gegenstand auf künftigen Juli zur Behandlung
kommen solle oder erst später, und die Mehrheit beschloß, schon

im Juli die Sache zu behandeln. Sie sehen, daß die Sachlage

sich seit der letzten Sitzung sehr wesentlich verändert hat:
die Regierung erhielt den Auftrag, die Sache zu fördern, der
Bundesrath beantragt einen Beitrag von 40 Prozent an die

Rheinkorrektion, der Nationalrath beauftragte den Bundesrath,
bis im Juli Bericht zu erstatten. Es scheint mir im
Allgemeinen, eS wäre eine zu leichtfertige Würdigung der im Volke

zur Anregung gekommenen Meinung, die sich sehr bestimmt
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ausgesprochen hat. Ich begreife, daß man nicht gerne zurück«

geht, um nicht erworbene Vortheile zu verlieren. Aber war
nicht Bußwyl, Büren und Umgegend vor dem letzten Beschlusse
deS Großen RalheS in derselben Lage? Hatten sie nicht daS
Trace in der Hand, so lange die Ostwestbahn bestand? Am
wenigsten regten sich damals die Aarberger. Ich erkläre, daß
ich ursprünglich für Aarberg war in der Voraussetzung, daß
man mittels eines Tunnels mit nicht sehr bedeutenden Kosten
durch den JenSberg gelangen könne; nachher überzeugte ich
mich aber, daß dieses nicht der Fall sei. Indessen hätte ich
dazu handbieten können, wenn Aarberg ein beträchtliches Opfer
gebracht hätte. Wollt Ihr nun durch Festhaltung am frühern
Beschlusse den ganzen Jura stoßen? Wollt Ihr jedesmal, wenn
die Mitglieder aus dem Jura nach Bern kommen müssen,
gewärtigen, daß sie den Behörden Vorwürfe machen über Zeit-
und Geltverlust, den sie zu tragen haben? Ich komme auf
eine Aeußerung deS Herrn Niggeler zurück in Betreff deS Charakters

der fraglichen Eisenbahn, indem ich glaube, daß man eine

Art Transitlinie zu bekommen suchen solle. Herr Bützberger
hob diesen Umstand mit Grund hervor, aber auch eine Zuschrift
des Direktoriums an die Regierung spricht dafür. Dazu
kommen noch andere Motive. Bauen Sie über Aarberg so

ist Solotburn näher bei Herzogenbuchsee als bei Biel;
bauen Sie hingegen über Bußwyl, so ist daS Verhältniß
ein umgekehrtes. Wollen Sie den ganzen Verkehr der dortigen
Gegend der Centralbahn zuwenden? Ein ähnliches Verhältniß
entwickelt sich in der westlichen Schweiz, wenn Sie die beiden
Trace mit den Ortschaften Chavornay, Averdon, ViviS
vergleichen. Wollen Sie, daß unsere Viehhändler und Negotianten
ihren Waarentransport der Franco-Suisse und der Westbahn
zuwenden? Nehmen Sie den Durchschnitt über Aarberg, Biel,
Solothurn, Herzogenbuchsee, und von da nach Bern, so wird
Lyßach der Mittelpunkt sein, daS in beiden Richtungen gleich
weit hat. Aber die von Burgdorf haben weiter, wenn sie über
Aarberg fahren. Geht jevoch das Trace über Bußwyl, so

werden alle Burgdorfer, um nach Biel zu gelangen, über Bern
fahren. Dieser Verkehr ist nicht unbedeutend: wollen Sie
denselben der Centralbahn zuweisen? Man erwägt nicht, was eS

Tag für Tag ausmacht, daß eS für Jahre ein Kapital von
Millionen repräsentirt. Diese Verhältnisse soll man nicht aus
den Augen verlieren. Ich rede nicht von Alpenbahnen, sondern
von den allernächsten Interessen. Noch ein Wort über die
öffentliche Meinung. Man sagt, daS Volk habe geurtheilt,
ohne die Akten zu kennen. Ich gebe zu, daß das Volk einfach
diese Voyage en in'S Auge faßte, um mich so
auszudrücken. Die Erpcrtengutachten lagen hier vor, ich wollte
sie lesen, kam aber hier nie dazu, so daß ich hieraus keine
Sachkenntniß schöpfen konnte. Allein ich hatte meine
Ueberzeugung vorher. Ich bin in der fraglichen Gegend aufgewachsen,

und es ist ein ArmuthSzeugniß für die Ingenieure, welche
sagen, es sei bei Bußwyl keine Brücke ohne Aarkorrektion
möglich. Es wäre kurios, wenn über dieses Bächlein nicht
eine Brücke ohne einen Kostenaufwand von Millionen möglich
wäre. Ich sagte bereits, ich will dort keine Korrektion,
dessenungeachtet will ich über Bußwyl, weil eS der kürzeste Weg
nach Biel ist. Man sagt, durch die Umgehung von Aarberg
würden große Interessen verletzt. Ja, wenn man den Grundsatz
als Regel aufstellen will, daß Jeder im Verhältniß zu dem,
was er beiträgt, berücksichtigt werden soll, so hätte ich vielleicht
am meisten zu verlangen, denn mich kostet diese Eisenbahn am
meisten. Wir riskiren, daß wir unS lächerlich machen. Vor
einigen Tagen zeichnete in einer hiesigen Schule ein Lehrer der
griechischen Sprache ein an die Tafel und fragte einen
Schüler, was es bedeute. DaS ist die Eisenbahn über Aarberg,
antwortete der Junge, und seine Mitschüler lachten dazu. Wenn
die öffentliche Meinung sich so ausspricht, daß die Jugend so

urtheilt, so darf man sie nicht unbeachtet lassen. Ich für mich
brauche keine Kommisston, aber um die Befürchtung derer zu
beschwichtigen, welche meinen, die Juragewässerkorrektion könnte
auf die Eisenbahnrechnung zu stehen kommen, möchte ich der

Kommission einen Borschlag zur Begutachtung mittheilen. Ich
bin in der nämlichen Lage, wie die Emmenthaler. Der Staat
bezahlte beim Ankaufe derOstwestbahnlinien Fr. 7M,lM weniger,
als der SchatzungSwerth betrug. Ich habe Hoffnung, daß der
Staat einmal so generös sein werde, diese Summe nachzuzahlen,
und weil ich dieS erwarte wegen der Rentabilität der Bahn,
so will ich nicht den Bau der Eisenbahu mit der Juragewässerkorrektion

vermischen. Daher stelle ich den Antrag, nur die

zur Sicherung der Brücke nöthigen Bauten auf die Eisenbahnrechnung,

alle spätern Arbeiten aber auf die Rechnung der
Juragewässerkorrektion zu setzen. Auch bezüglich der Ueber-
schwemmungen, die eintreten könnten, und allfällig daher
rührender Entschädigungsreklamationen, die je entstehen könnten,
wünsche ich, daß sie nie der Eisenbahn zur Last fallen sollen.
Ich werde so frei sein, seiner Zeit zwei solche Anträge der
Kommission zuzustellen, wenn die Ernennung derselben beschlossen
wird. Sie begreifen, daß der Jura ein großes Interesse hat,
die kürzeste Linie zu bekommen. Sie wollen dem Jura näher
kommen und nicht die kürzeste Linie wählen? Ueberlegen Sie
wohl, waS Sie thun, stoßen Sie den Jura nicht, sonst
verletzen Sie ihn.

Auf mehrseitig geäußerten Wunsch werden die Verhandlungen

bis morgen unterbrochen.

Schluß der Sitzung: 4 Uhr Nachmittags.

Der Redaktor:

Fr. Faß bind.



Zweite Sitzung.

Dienstag den 4. Februar 1862

Vormittags um 3 Uhr

Unter dem Vorsitze veS Herrn Präsidenten Kurz.

Nach dem Namensaufrufe sind folgende Mitglieder
abwesend, mit Entschuldigung: die Herren Bähler, Daniel;
Krebs, Rudolf; Messerli, Müller-Fellenberg, Müller, Arzt;
RöthliSberger, Jsaak; Schneider in Kleinhöchstetten und Steiner,
Jakob; ohne Entschuldigung: die Herren Gobat, Guenat, Kohler,
Müller, Kasper, und Oeuvray.

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und
ahne Einsprache durch das Handmehr genehmigt.

Tagesordnung,

Fortsetzung der gestern abgebrochenen Berathung über die
Frage, ob auf den Beschluß vom 12. Dezember
1861 in Betreff des Bahntrace Bern-Biel
zurückzukommen sei.

Girard. Sie dürfen gar nicht überrascht sein, wenn
ein Jurassier in der wichtigen Frage, die unS beschäftigt, das
Wort ergreift, denn selbst wenn man nicht die Absicht gehabt
hätte, eS zu thun, hätte man sich kaum dessen enthalten können,
nachdem man angehört, was gestern Herr alt-RegterungSrath
Fischer gesagt hat, welcher in dem Tableau, das er über die
Lage des KantonS entwarf, einen äußerst geringen Theil davon
dem Jura anwies. Dieser Redner begreift nicht, daß man zu
viel dieser großen Bauunternehmungen auf einmal unternehme;
er stellt in zweite Linie die Korrektion der Gewässer des See-
landeS, nachher ruft er auS: nehmet Euch wohl in Acht mit
dem jurassischen Netz! — Dieses Argument allein muß uns
veranlassen, das Wort zu ergreisen, um die Stellung, welche
der Jura in dieser Frage einnimmt, zu erörtern. Es handelt
sich heute darum, wenn möglich, auf einen Beschluß
zurückzukommen, den ich als einen unglücklichen betrachte, auf den
Beschluß, welchen der Große Rath am 12. Dezember 1861
gefaßt hat, kraft dessen der Große Rath über Aarberg gebaut
haben würde. Man führte eine Menge Einwendungen an
bezüglich der Ucbelstände, die mit dem Zurückkommen auf diesen
Beschluß verbunden seien; aber da man diese Punkte bereits
einläßlich erörtert hat, werde ich gar nicht auf alle Einzelheiten
eingehen, die damit verknüpft sind; ich beschränke mich darauf,
zwei oder drei davon zu berühren, indem ich vorerst mit
demjenigen beginne, welcher sich auf den Ehrenpunkt bezieht. Man
behauptet, eS sei nicht der Würde deS bernischen Großen Rathes
angemessen, auf einen Beschluß zurückzukommen, den er gefaßt
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hat. Nun ist eS nach meiner Ansicht keine Unehre, einen
Fehler anzuerkennen, den man begangen hat, ebensowenig, ein
Dekret zurückzuziehen, wenn nachgewiesen ist, daß dieses Dekret
nicht im Interesse deS Landes liegt. Die maßgebenden Grundsätze

sind die nämlichen für die Individuen, wie für die
berathenden Körper und Regierungen. Also in dieser Beziehung
bleibt der Ehrenpunkl unberührt. - Eine andere Einwendung,
die man machte, besteht darin, daß man sagt, daß die
gegenwärtige Frage mit Politik gemischt sei. Was den Jura betrifft,
ich erkläre eS nachdrücklich, so ist in keiner Weise Politik damit
verbunden; der Beweis liegt darin, daß im Jura alle politischen
Parteien einmüthig sind in dem Begehren, daß man auf den
Beschluß vom 12. Dezember abhin zurückkomme. Ich muß daher
die Zumuthungcn hier zurückweisen, welche dahin zielen, glauben

zu machen, als hätte der Jura Politik in diese Angelegenheit

gebracht. Was noch am besten beweist, daß dem durchaus

nicht so ist, ist die Thatsache, daß die Bewegung nicht
einmal im Jura ihren Anfang genommen hat; sie ist im alten
KantonStheil entstanden, und der Jura sagte nur, er könne sich

anschließen, weil er wohl wußte, daß eine Bewegung der Art
nicht zum Ziele käme, wenn er allein dastehen würde. — Eine
dritte Einwendung ist die, welche in einem Zeitungsartikel
erhoben wurde, in einem als Anzeige bezahlten Artikel. Dort
sagt man: gut, waS wollen sie, diese Jurassier? Warum
unterziehen sie sich nicht, sie, die 30 Millionen für ihr
Eisenbahnnetz verlangen; diese Jurassier, die nur einige Abgeordnete
haben, die von Zeit zu Zeit nach Bern kommen, um den Sitzungen

deS Großen Rathes beizuwohnen; nur einige Advokaten,
die hieher kommen, um vor dem Obergerichte zu plaidiren;
endlich einige Personen, die von einer Zeit zur andern in
unbedeutenden Geschäften nach Bern kommen; waS wollen diese

Jurassier, die gar keinen Handelsverkehr haben? — So rat-
sonnirt man in Betreff deS Jura. Auf diese Weise bezeugen
gewisse Personen ihr Interesse und ihre Sympathieen für den

neuen KantonStheil. Es ist nicht nöthig, dergleichen Argumente

zu widerlegen. Man hat schon oft die Nothwendigkeit
und den großen Nutzen in politischer, materieller und
administrativer Hinsicht dargcthan, welchen eine engere Verbindung
beider KanlonStheile durch Erstellung schnellerer und mit unserer
Zeit mehr in Einklang stehender Verkehrsmittel zur Folge hätte;
man sagte, eS handle stch nur darum, die zur Ausführung
erforderlichen finanziellen Mittel zu finden. Nun gut, diese Mittel
werden sich finden, und vielleicht in näherer Zeit, als man
glaubt. Allein ich komme nun zu den Punkten, deren

Erörterung ich mir speziell vorgenommen. Ich sage vorerst, daß
meine erste Einwendung gegen den Beschluß vom 12. Dezember
abhin darin besteht, daß er mit Ueberetlung gefaßt wurde, daß
er sich einzig auf den Bericht des Herrn Gränicher stützte, den

man damals als ein vom Himmel gefallenes Genie darstellte.
Ich will diesem Ingenieur nicht Talent abstreiten, aber Herr
Gränicher ist ein Mensch wie ein anderer; er kann ebenfalls
in technischen Schätzungen nicht unfehlbar sein. Er war vordem

Ingenieur der Centralbahn mit einer Besoldung von
5—6000 Fr., und jetzt ist er Ingenieur der StaatSbahn mit
einer Besoldung von Fr. 12,000. Nun gut, muß er nicht
seiner Stellung Rechnung tragen? Hat er nicht ein Interesse,
eS zu thun? Ich will Ihnen sagen, wie er derselben Rechnung

getragen hat, da diese Details noch nicht bekannt sind.

Als eS sich um die Festsetzung deS Tracé handelte, zog Herr
Gränicher eine Linie über Gottstadt und Mett. ES ist Thatsache,

daß die Regierung diesem Ingenieur erklärte, die Linie
müsse nicht die Richtung über Gottstadt erhalten, obschon die

Ueberschreitung der Zihl in dortiger Gegend leichter war als
beim Fenchenwald. Wenn nun die Regierung mit dem gleichen
Nachdruck darauf gedrungen hätte, daß man nicht über Aarberg
gehe, so hätte Herr Gränicher, dessen Meinung nicht ganz
abgeschlossen ist, leicht die Linie über Bußwyl gewählt; denn
in Privatgesprächen dieses Ingenieurs, so in demjenigen mit
einem Mitgliede deS Direktoriums, Herrn Karrer, erklärte er,
wie immer der Entscheid ausfallen möge, wenn auch über



Bußwyl zu gehen beschlossen würde, er »verve mir derselben

Sorgfalt dort eine solide Brücke erstellen, als wenn man be-

schließe, die Aare bei Aarberg zu überschreiten. Auf der

andern Seile sind die andern beigezogenen Ingenieure, wie der

Herr Berichterstatter der Regierung sagl, alle für den Uebergang

bei Aarberg. Und doch, wenn man mit diesen Herren
spricht, schließt keiner denjenigen über Bußwyl ohne Vorbehalt
aus. Schritt für Schritt stützt man sich auf ihre Meinung,
um zu ganz entgegengesetzten Schlüssen zu gelangen. Endlich
sind die vom Direktorium berufenen Ingenieure alle für die

Möglichkeit eines ViavukleS zwischen Lyß und Bußwyl. Alle
diese Thatsachen bewelsen also, daß die Frage nicht klar ist,

und daß sie einer neuen Prüfung unterworfen zu werden
verdient. Ich habe hier noch eine Sache zu signaltsiren, die unS

von Anfang an bemühte: daß das Gutachten der Regierung
über diese ganze Frage der Stellung des Jura in Beziehung
auf die Linie Bern - Viel keinerlei Erwähnung thut. Wir
haben unS über das Wegbleiben jever Angabe in dieser Hinsicht
erkundigt, und man sagte uns, man sei überrascht, daß die

Jurassier so beunruhigt seien, man begreife nicht, daß sie nicht
mit Enthusiasmus zum Antrage ver Regierung stimmen! Man
sagte uns: Schau't, eö liegt un Interesse des Jura, daß man
diese Linie baut, die ihn vein allen Kantone näher bringt, die
ihm die Hoffnung giebt, einst die seinige mit derselben zu
verbinden. Die Krümmung über Aarberg hat zum Zwecke, oen

Staat nicht in die Jmagewässerkorrektion hineinzuziehen und so

Millionen für daS jurassische Netz zu erhalten; also hat viese

Landesgegcnd keinen Anlaß, sich zu beklagen. Nun war zu

jeder Zeit, jedes Mal, wenn der Jura verlangte und hoffte,
mittels einer Eisenbahn besser mit dem alten Kantonstheil
verbunden zu werden, niemals die Rede davon, über Aarberg zu

gehen und einen unnöthigen Umweg von 7 Kilometer mehr zu
machen, um nach Bern zu gelangen, wohl aber der direkten

Linie zu folgen. Der Jura verlangte immer die kürzeste Linie,
die Bußwyl - Linie, was übngenö in den vorhergehenden
Diskussionen genugsam dargethan wurde. Der Jura hat somit
nicht mit Unrecht einige Besorgniß. Man sagte unS ferner,
nicht im amtlichen Berichte, es ist wahr, aber man sagte und

wiederholte uns: Ihr seid hier nicht in Frage, weil die Linie
Bern-Ölten-Basel kürzer ist als die Linie Bern-Biel-Basel.
Man behauptete, die zwei!« Linie sei ungeachtet der Abkürzung
um 7 Kilometer bezüglich des Umweges über Aarberg immer
noch 13 Kilometer länger als diejenige über Ölten. Und doch

sagte man, eS sind jetzt vier Jahre seither, immer, daß Biet,
einmal mit der Oron - Linie verbunden, den Verkehr der Jura-
Linie alimentire» werde Heuie sagt man das Gegentheil.
Aber nicht da liegt die Frage, und Jedermann weiß es in der

Schweiz. Jeder weiß, daß die kürzeste Linie von Bern nach
Paris durch den bernischen Jura geht, und nicht über Basel-
Olten. Die allgemeinen Interessen des Landes verlangen, daß

man im Kanton Bern eine möglichst ausgedehnte Linie in der

Richtung von Süden nach Norden habe; daß diese Linie in
Jnterlaken beginne, in der Richtung der Gemmi über Thun,
Bern, Bußwyl, Biel gehe, um über Pruntrut nach Paris und
über DelSberg nach Basel zu gehen. Mit dieser Linie hätte
man folgende Distanzen:

Paris-Bern über Pruntrut 562 Kilom.
„ », „ Verrières 575 „ p. h. >3 mehr
» », „ Ie8Lreriets592 „ », „ 3l) „
», », „ Basel 617 „ », „ 47 »,

Da liegt die Frage der Zukunft für die allgemeinen und
wohlverstandenen Interessen des KantonS Bern. Nun scheint eS

mir, eS sei in der gegenwärtigen Situation etwas Unklares.
Man müßte sozusagen zwischen den Worten verstehen, die man
ausspricht, und zwischen den Zeilen des TerteS lesen, den man
vor Äugen hat, um die Situation zu fühlen, die man im
vorliegenden Falle dem Jura gemacht hat. Es scheint mir fast,
man habe vie Tendenz, Luzern Lungnau über Bern-Aarberg mit
Eornaur und Verrières zu verbinden, und daß der Jura
vielleicht zurückbleiben würde. Man hat die Tendenz, bei Aarberg

ein V zu machen Angesichts des Anschlusses an die Franco-
suisse. Ja, ich glaube wahrhaftig, daß daS die Tendenz sei, die
man zwischen den Zeilen habe lesen müssen, sonst würde der
Bericht in dieser Frage vom Jura reden. Ich gestehe, daß dieß
uns sehr bemühte. Zu Biel soll man dieses ^ machen, bei
dieser Stadt soll man diesen zweiarmigen Weg erstellen. DaS
Interesse der StaalSbahn befiehlt eS gebieterisch. und die
Interessen des Emmenthals würden durchaus nicht darunter leiden.
Man wollte nach Aarberg gelangen, und um dessenwillen
bedürfte man ernes VorwanveS gegenüber dem Jura; nun suchte
man diesen Vorwand in der Korrektion der Juragewässer, die
man mu aller Gewalt mit dem Aarübergang bei Lyß oder
Bußwyl in Verbindung bringen wollte, wie wenn das absolut
nothwendig gewesen wäre, und wie wenn die Erpertenberichte
nicht beweisen würden, daß man niemals die Flüsse korrigier,
bevor man Eisenbahnvrücken baut. Gut, diese thatsächliche
Tendenz, sich vor Allem der Franco-suisse zu nähern, wurde
unS durch die Naivetät einiger Abgeordnelen bestärkt, die offen
sagten, daß sie für den Uebergang bei Aarberg gestimmt haben,
weil sie glaubten, ein Anschluß bei Eornaur over St. Blaise
sei so viel als sicher. Allein auf die in dieser Hinsicht geäußerten
Befürchtungen, day in einem oder zwei Jahren der Franco-
suisse eine ZwangSkonzesston bewilligt werden könnte, antwortete
man, die Eidgenossenschaft würde eine solche nicht bewilligen.
DaS ist möglich, aber ich meinerseits sage, wenn eS sich einmal
um diese Linie Eornaur-Aaiberg handelt, so ist es deßhalb nicht
nöthig, daß die Franco-suisse mir dem Begehren einer
ZwangSkonzession einkomme, — es ist möglich, sage ich, daß man in
dieser Versammlung selbst die Erstellung dieser Linie verlangt,
wenn man einst die Gelegenheit und eine Mehrheit dazu findet.
DaS ist es gerade, was ver Jura mit Grund zu fürchten hat.
Es gibt noch einen andern Grund, der in mir diese Befürchtung
erregt, und ich will denselben auch zur Sprache bringen. Sie
wissen, daß man sich von dieser unerklärlichen und unglaublichen
Krümmung über Aarberg in der Eidgenosschenschaft keine Rechenschaft

geben konnte. Gut, Jemand fühlte das Bedürfniß, unsern
Mileidgenossen die Gründe davon zu erklären und zwar mittels
eines Artikels in einem Blatte, welches von der Finanzwelt
und oen Mitgliedern höherer Verwaltungsbehörden gelesen wird.
Ich kenne den Verfasser des Artikels nicht, der in Nr. 11 der
schweizerischen Eisenbahn- und Handelszeitung am 23. Januar
1»62 erschienen ist. Ich will Ihnen nicht den ganzen Artikel
ziliren, ich beschränke mich aus den Schluß, wo man lieSt, was f'
folgt: „Der Vorschlag einer Ueberbrückung bei Lyß, wo wirklich
die Ueberbrückung, d. h. die damit verbundenen Flußbauten am
meisten kosten würden, würde augenblicklich die wahren Gedanken
enthüllt haben, unv alle Stimmen des Jura und Alle, die noch
besorgt um das finanzielle Wohl der StaalSbahn sind, wären
entschieden dagegen gewesen. Der Lyßer-Uebergang war also
ciwaS, das nichr durchgesetzt werben konnte. Aber mir großem
staatsmännischen Takle den vielleicht etwas schwierigeren Aarübergang

bei Bußwyl ausbeutend, nie auf die wahren Gründe
eingehend, (ein einziges Mal nur Hai Herr v. Büren einwenig
aus der Schule geschwatzt) die Diskussion immer auf Nebendingen

hallend, ist eS den Leitern des bernischen Großen
Rathes gelungen, den Uebergang durchzusetzen, der am meisten im
allgemeinen bernischen und schweizerischen Interesse liegt. Mit
edler Aufopferung deS materiellen Interesses der StaalSbahn
und mit kluger Berechnung des erreichbaren Möglichen, wurde
für das Allgemeine gethan, was gethan werden konnte; sicherlich
verdient dieß die Anerkennung eines jeden Schweizers, mit
Ausnahme der Berner Jurassier, für die übrigens der Umweg von
7 Kilometern von keinem Belang ist." — Das ist die Tendenz;
sie ist hier enthüllt und ohne Umschweif konstatirt. Ich frage
nun, ob der Jura diese Situation acceptiren kann. Ich antworte,
wir können sie nicht acceptiren. Ich sagte, eS handle sich darum,
ein äk bei Aarberg zu machen. Gut, wird Niemand darunter
leiden? Wird nicht durch diesen Umweg der Ertrag der Bahn
bedeutend vermindert? Das ist einleuchtend, denn Alles, waS
über Neuenstadt-Biel und Biel-Bern gehen muß, würde alsdann die



Linie Cornaur - Aarberg benutzen, so daß der Ertrag der

Haupllinie sich so gestallen würde, daß man eines TageS sagen
würde, man habe keine Mittel mehr, den Bau von Eisenbahnen
fortzusetzen. Nachdem der Kanton Bern einmal auf den StaatS«
bau eingegangen ist, kann er der Politik nicht entgehen, die alle
derartigen Unternehmungen, alle Gesellschaften und alle Staaten,
die sich damit befassen, beherrscht. Man sah schon, wie die

Franco-suisse eine ZwangSkonzesston verlangte, um ihr Netz zu
vergrößern, und noch andere Gesellschaften halten ähnliche
Tendenzen. Die schweizerische Westbahn that dasselbe; das Groß-
herzogtdum Baden begann seine Eisenbahnen in sehr kleinem

Maßstabe, und es vergrößerte sie immer. Auf der andern Seite
sehen Sie, daß die angesehenste schweizerische Gesellschaft,
diejenige der Nordostbahn, deren Linie so beschaffen war, daß sie

sich nicht weiter entwickeln konnte, weil sie einerseits auf den
See und andererseits in das Netz der Centralbahn einmündete,
Sie sehen, wie dieselbe die Mittel sucht, um ihrer Vergrößerungs-
volitik neuen Aufschwung zu geben; Sie sehen, wie sie die
Ueberreste der Ostwestbahn sammelt, um so demnächst zum Bau
der Repisch-Linie zu gelangen, v. h. von Zürich über Zug nach
Luzern. Es ist dieses Bedürfniß nach Vergrößerung, welches
sich in allen Stellungen der Menschen und der Gesellschaften
fühlbar macht. Nun gut, diese Politik wird sich auch für den
Kanton Bern fühlbar machen; das wird unfehlbar kommen.
AlSdann wird man nur ein Gebiet des KantonS zur
Vergrößerung dieses Netzes haben: daS ist der Zura. Wenn eS

dem so ist, dann machen Sie jetzt durch das Trace über Aarberg

nicht etwas, das für das allgemeine Interesse deS KantonS
unnütz, selbst schädlich ist, anstatt ein Werk auszuführen, das
für unS Jurassier absolut nothwendig ist. d. h. daß Sie den Uebergang

bei Bußwyl dekretiren. Erlauben Sie mir, bevor ich schließe,
noch einige Worte beizufügen. In dieser ganzen Diskussion wurden
die Berichte der Erperlen bitter kritistrl und zwar auf eine ganz
besondere Art. Man will darin vollständige Widersprüche
finden, sei eS unter ihnen, sei es in jedem Berichte getrennt.
Man sagte selbst, dieselben wären im Widerspruche mit den
mündlichen Aussagen der Erperten, mit den Unterredungen,
welche diese Ingenieure mit einigen GroßrathSmitgliedcrn hauen.
Ich habe sie auch gelesen, diese Berichte; ich that eS mit
Sorgsalt und in gutem Glauben, und ich fand in beiden die
absolute Möglichkeit, über Bußwyl zu bauen. Das ist in
diesen Berichten ausgedrückt, und ich füge bei, daß man wohl
daran thun wird, von dem Anerbieten Gebrauch zu machen,
das Herr La Nicca am Schlüsse seines Gutachtens macht, sich

neuen Studien über diesen Gegenstand zu widmen. Auch in
dieser Beziehung hielt ich daraus, mir eine klare Meinung von
der Sache zu verschaffen ES war von der Brücke von Ragatz
die Rede. Ich erkundigte mich darüber, und nach diesem Plane
erreichen die Eindämmungsarbeilen zur Sicherung der Brücke
nicht einmal die Strecke von 25<)G, obschon man den Rhein
von seinem alten Bette in die Richtung, die er jetzt einnimmt,
zwängte. Diese Brücke besteht seit vier Jahren ; sie kostete

Fr. 4WMU und wurde »ach dem Plane des Herrn Ingenieur
La Nicca erbaut. Lohnt eS sich Angesichts dieser Thatsache
nicht der Mühe zu untersuchen, ob es nicht möglich sei, einen
Viadukt bei Bußwyl zu erstellen? Damit aber ein Jeder mit
vollständiger Sachkenntniß urtheilen könne, ist alSdann eine
neue Erpertise nothwendig, neue Untersuchungen, welche die
Kommission anordnen kann. ES sprechen viele Gründe für
eine Erpertise. Der Hauptgrund ist der, daß die ganze
Opposition sagt und wiederholt, daß die im verflossenen Dezember
bei Bußwyl vorgenommene Erpertise nicht eine ernstgemeinte
sei. Gut, ich will zugeben, daß dem nicht so sei; aber an
wem liegt denn der Fehler, daß die Sache einen solchen Verlauf
nahm, wenn nicht am Großen Rathe? Ich sage, wenn eS

wahr ist, daß diese Erpertise unvollständig war, so ist damit
durchaus nicht bewiesen, daß man bei Bußwyl nicht eine
Brücke erstellen könne, ohne in die Aarkorrektion hineingezogen
zu werden. Die Regierung ist es, die uns sagte, die Erperten
hätten nichts gesehen, sie hätten nicht eine ernstliche Arbeit

Xagblatt des Großen Rathes l««s.

machen können. Deßhalb verlange ich schließlich eine solche
Erpertise. - Ich fasse mich zusammen, indem ich den Antrag
auf Niedersetzung einer Kommisston unterstütze, obschon ich nicht
einsehe, ob daS gerade das Praktischeste sei. Ich hätte
vorgezogen, daß man die Sache an das Slaatsbahndirektorium
zurückgewiesen hätte, in welchem sich zwei Ersatzmänner finden,
die für die Aarberg-Linie sind. Wenn jedoch diese Idee nicht
gefällt, so muß man sich derjenigen einer Kommisston anschließen,
die alles zum Besten thut und dem Großen Rathe Anträge
bringen wird. Die Angelegenheit kann ohne Zweifel nicht in
die Länge gezogen werden, aber ist eS zweckmäßig, dieser
Kommission zu sagen, daß sie ihr Mandat binnen einer Frist von
vier Wochen erfüllen soll? Nein, man soll ihr einfach die
Weisung geben, daß sie ihre Arbeit so beförderlich als möglich
ausführe.

Egger. Hektor. Ich beabsichtigte, in dieser Angelegenheit
kein Wort mehr zu sagen und hätte mich dessen entHallen, wenn
nicht Herr Regierungsrath Schenk gestern provozirt hätte,
indem er nachrechnete, daß in der frühern Berathung von den
47 nur zwei das Wort ergriffen haben. Ich bin auch Einer
der 47, nur war es mir nicht möglich, in der Sitzung vom
42. Dezember v. I. anwesend zu sein. Ich erlaube mir nun
einige Worte, damit man nicht wieder vorwerfe, man habe
geschwiegen. Die Herren Niggeler und Bützberger haben sich
rein gewaschen von Anschuldigungen, die ihnen gemacht wurden.
Ich glaube, auch das gleiche Recht zu haben, indem manches
Gerede im Lande herum geht. Ich muß Bewegungen
hervorgerufen haben, der Oberaargau sei von Egger und Bützberger
geleitet, sagt man; es seien dieß unzufriedene Centralbähnler
u. s. f. ES ist zwar schmeichelhaft für mich, zu hören, ich
hätte einen ganzen LandeStheil in Bewegung gesetzt. Aber
wenn ich eine solche Bewegung hätte versuchen wollen, so hätte
ich es gethan, bevor der StaatSbau erkannt war. Damals
stand man verlassen da; jetzt gehen den Leuten die Augen ein
wenig auf. Ich stehe jedoch treu zu dem, was der Große
Rath beschlossen hat, und helfe zu dessen Ausführung mit nach
Wissen und Gewissen. Wenn Bewegungen im Volke angeregt
wurden, so kamen sie von Ostwestbahnfreunden und Gegnern
der Centralbahn her. Ich habe nichts gemacht, ich wiederhole
eS, als die Petition unterzeichnet, und man kann unS nicht
vorwerfen als würden wir gegen das Prinzip
auftreten. WaS die Sache selbst betrifft, so muß ich da

anfangen, wo man zuletzt kommen sollte, nämlich mit der
Aarkorrektion. Der Hauptgrund deS Streites, welcher die 111)

bestimmte, für Aarberg zu stimmen, liegt in den ungeheuren
Kosten, die nach der Ansicht der Betreffenden durch den
Aarübergang bet Bußwyl als nothwendige Folge der Aarkorrektion
dem Lande aufgesalzen würden. Als eS sich nach dem Ankauf
der Ostwestbahnlinien um den StaatSbau handelte, sagte Herr
RegierungSralh Schenk, man sperre sich mit Händen und
Füßen dagegen, aber man müsse ihn gleichwohl haben. Heule
sage ich: Sie sperren sich gegen die Korrektion der Juragewässer,
aber Sie müssen dieselbe gleich haben, und es ist gut, wenn
sie so bald als möglich kommt. Warum ist dieß der Fall?
Richt das Gewässer ist der Hauptgrund der Kalamität, sondern
daS Geschiebe der Aare, und wenn Sie nicht diesem Geschiebe
einen andern Platz finden können, wo der Wasserfluß nicht
mehr gehemmt wird, so wird die Kalamität nicht beseitigt.
Da liegt der Grund deS Uebels, daS man abzuwenden sucht.
Wenn wir untersuchen, woher daS Geschiebe hauptsächlich
kommt und die Aare bis in das Frciburgergebiet verfolgen, so

finden wir, daß die meisten Steine, die sie bringt, aus der
Saane und Sense hergespült werden; in der Ebene bleiben sie

liegen, so z. B. bei Meienried. Nehmen Sie die Tableaur
des Herrn Oberst Koch zur Hand, so sehen Sie, wie sich

Sandauffüllungen von 10—12' gebildet haben, wodurch dann
daS Wasser aufgestaut wurde. Diesem Geschiebe muß man
einen Ablagerungsplatz im Bielersee geben; daS ist denn auch
die Idee des Herrn La Nicca. ES ist konstatirt, daß durch die



AbHolzung der Wälder in den Gebirgen die Ueberschwemmungen
viel größere Wassermassen in die Ebene führen, als früher.
Wenn nun durch Annahme deS von Herrn La Nicca
aufgestellten Projektes dem Hochwasser ein Ablauf in den Bielersee
gegeben wird, daß das Geschiebe sich nicht yiehr auf diesen

schwächsten Punkt sich hinwälzen kann, dann kann die ganze
Gegend von Aarberg hinweg abwärts ruhig bleiben; sie hat
dann nicht weitere Verheerungen zu befürchten, Eine Partial-
korreklion der Aare hingegen wäre gerade etwaS, das zur
Meinung führen könnte, der Uebergang bei Bußwyl sei unmöglich.
Darin erblicke ich die schwächste Seite des Herrn Gränicher.
Er hätte sagen sollen, der Uebergang bei Bußwyl sei nur ohne
Korrektion, nicht mit Korrektion der Aare möglich. Man würde
die unheilbringende Wirkung einer theilweisen Korrektion von
Bußwyl bis Aarberg bald sehen, wie das Wasser auS dem

geraden Kanal brechen und die Gegend verheeren würde. Wenn
das nun richtig, wenn eS meine einzige Ueberzeugung ist, die
nicht erkauft wurde, zu welchem Schlüsse komme ich dann
bezüglich der Eisenbahn selber? Ich sage: wir sind sicher, daß
die Juragewäsferkorrektion kommen muß, dann will ich nicht
über Aarberg, sondern in der Richtung bauen, wo der Fingerzeig
die Linie angibt, und daS ist über Bußwyl. Wir sind aber
kern Baukollegium, das über die nähere Ausführung, über die

Frage zu entscheiden hat, ob eine hölzerne oder eiserne Brücke
gebaut werden soll. Wir haben bestimmt einen guten
Oberingenieur, und wenn wir einmal unsern Entscheid über das
Traee gefaßt haben, so wird Herr Gränicher mit Ehren die

Ausführung leiten; ich bin ihm Bürge dafür Ich kann seine

Stellung ganz gut begreifen. Er stand einzig da. ES ist
keine Kleinigkeit, eine Eisenbahn zu bauen. Herr Gränicher
hatte seine Verantwortlichkeit und wollte sich nicht den

nachtheiligen Folgen aussetzen. Daß er ehrlich gehandelt hat, davon
bin ich überzeugt. Er dachte, sein Projekt könne nicht so

angegriffen werden, wie es wirklich geschah. Es war einmal
geschrieben und er konnte nicht wohl davon zurückkommen.
Herr Gränicher ist auch in Schutz zu nehmen bezüglich der

letzten Erpertise; da kann man dem Direktorium ein wenig den

Tert lesen. ES bezeichnete nämlich vier Erperten, darunter
Herrn Wetli, der ein Projekt über Bußwyl entworfen hatte,
und von dem natürlich zu erwarten war, daß er seine Ansicht
begründen würde. Ich finde, man hätte ebensogut Herrn
Gränicher beiziehen sollen; daß es nicht geschehen, ist ein Fehler.
Herr Fischer stellte gestern den Antrag, auch die Frage deS

SlaatSbaueS einer nochmaligen Untersuchung zu unterwerfen
und denselben abzuerkennen. So sehr ich mich seiner Zeit
gegen den StaatSbau gewehrt habe, so ernstlich stehe ich nun
für die Ausführung desselben ei», und glaube, der Antrag des

Herrn Fischer sei nicht ernst gemeint. Nach allem, was
vorgegangen ist, käme man, wenn die Sache neuerdings in Frage
gestellt würde, in eine schauderhafte Verwicklung, schon in
finanzieller Beziehung. Dann könnte man sagen, der Große
Rath von Bern gehe heute die Stiege hinauf, morgen hinunter;
sein Kredit wäre dann fertig. Ich möchte daher nicht auf den
erwähnten Antrag eintreten. Herr Regierungsrath Schenk
trat gestern mit dem Borschlag eineS Provisoriums über Aarberg
auf. Ich kann auch nicht glauben, daß eS ihm ernst damit
sei, und will gewärtigen, ob der Große Rath diesem Vorschlage
beipflichte. WaS für mich von großem Gewicht zu Gunsten
der geraden Linie ist, beruht auf einem frühern Vorgange. Wie
Sie wissen, theilte die frühere Eisenbahnkommission dem Großen
Rathe die Berechnung der Distanzen mit. Was die Kommission
damals vorbrachte, wurde bestritten, eS mochte wahr sein oder
nicht. Jetzt aber ist es wahr. Ferner ist zu bedenken, daß,
wenn wir auch den kürzern Weg über Bußwyl einschlagen, es
immer noch mehr als eine Stunde weiter nach Luzern ist als
auf der konkurrirenden Bahn. Ich glaube an die Fortsetzung
der Eisenbahn durch daS Entlebuch, aber nicht durch den Staat.
Indessen ist vielleicht die Zeit nicht fern, wo eine Privatgesellschaft

sich-dafür findet. Set dem, .wie ihm wolle, wenn dieser
Fall eintritt, dann wünsche äch dem.ganzen Lande Glück, aber

dann soll man sich in Acht nehmen. daß wir uns nicht noch
daS Messer selbst an den Hals setzen, durch eine Verlängerung
der Linie. Hier 7, dort 10 Kilometer, macht schon 17. Ich
frage: wo ist dann die schöne Transitlinie, yon der man seiner
Zeit gesprochen; wo sind alle die schönen Hoffnungen und
Träume, die wir gehabt; wo sind sie hingekommen? Wir
begraben sie in dem Krumm über Aarberg, und wenn einmal
unsere Söhne, unsere Nachkommen sehen, wie wir verfahren
sind, dann würden sie auch fragen: wie war eS möglich, daß
unsere Alten Anno 1862 so handeln konnten! Ich möchte das
nicht WaS der Nutzen und daS Interesse des ganzen Landes
erfordert, das soll man thun. Ich schließe mich dem Antrage
deS Herrn Engemann auf Niedersetzung einer Kommission an,
die zwar für mich nicht nöthig wäre, und stimme gegen die

Anträge der Herren Fischer und Schenk.

Der Herr Präsident erinnert, daß der Große Rath
beschlossen hat, daS Begehreu der 47 Mitglieder, welche die

Einberufung desselben veranlaßt haben, als Anzug zu behandeln,

daß somit nach dem Reglemente der Antrag des Herrn
Fischer nicht zuläßig erscheint, daß eS jedoch dem Letztern
unbenommen bleibt, seinen Antrag ebenfalls in der Form eines
Anzuges vorzulegen

Brunner. Als wir beim Schlüsse der letzten Sitzung
nach Hause zurückkehrten, glaubten wir, die Sache sei erledigt.
Nach mühsamen Kämpfen und Diskusstonen wäre Jeder froh
gewesen, einmal Ruhe zu haben. Kaum zu Hause angekommen,

hörte man schon rumoren; man sprach davon, daß eS

wohl zu einer zweiten Großrathssitzung kommen werde, um auf
den frühern Beschluß zurückzukommen. Ich schüttelte den Kopf
und sagte, eS wäre daS so einzig, so nie erlebt im Kanton
Bern, daß ich nicht daran glauben könne Gut; ich habe mich
getäuscht. DaS Gesuch einer Anzahl Mitglieder des Großen
Rathes kam; ich war sehr neugierig zu sehen, was für Gründe
für eine neue Einberufung der Behörde angebracht würden.
Ich dachte nämlich, eS müssen ganz neue Motive gewichtiger
Art vorliegen, um einen solchen Schritt zu veranlassen, sonst
hätten die Herren eS nicht gewagt, den Großen Rath noch
einmal zusammenberufen zu lassen. Der Herr Präsident
forderte die Herren auf, ihr Gesuch zu motiviren, und Herr
Engemann trat als Redner auf. Ich war sehr gespannt auf seine
Erörterung. Was haben wir nun gehört? Auch nicht ein
Wort, daS wir nicht schon hundert Mal gehört haben. Was
ist der Antrag deS Herrn Engemann anders als das Begehren
um Zurücknahme des frühern Beschlusses? Ich sah wohl, daß
man nicht gerade mit der Thüre in'S Haus dringen und den
fraglichen Beschluß nickt sofort umstoßen will. Man fühlt,
daß ein solches Verfahren etwas stoßen würde, deßhalb ging
man etwas sachte zu Werke und verlangt man die Niedersetzung
einer Kommission, die nock einmal in das Seeland hinüberreisen

müsse. Ich täusche mich nicht. Ich betrachte die

Ernennung einer solchen Kommisston als ganz gleich, ryie die

Aufhebung des frühern Beschlusses. Herr Egger fagte, diese

Kommission wäre für ihn nicht nöthig. ES ist wahrhaft traurig,
dennoch zur Niedersetzung derselben zu stimmen. Wenn die

Antragsteller glauben, es liegen wirklich Gründe vor, auf den
frühern Beschluß zurückzukommen, so hätten sie den Antrag
stellen sollen, der Große Rath möchte sofort entscheiden, ob er
auf seinen frühern Beschluß zurückkommen wolle oder nicht.
Ich will nicht einen Vorwurf machen. Wenn ich das Wort
ergriffen habe, so geschah eS hauptsächlich deßwegen, um einigen
Behauptungen deS Herrn Engemann entgegenzutreten. Er rap-
portirte in mehrern Punkten durchaus falfch und unrichtig, und
es sei mir erlaubt, darauf zurückzukommen. ES freute mich,
im Großen Rathe die Stimmung anzutreffen, die ich gefunden
habe. Ich din überzeugt, daß sich eine größere Mehrheit für
Aufrechthaltung deS gefaßten Beschlusses ausgesprochen hätte,
wenn sofort abgestimmt worden wäre. Aber eS fing an zu
.wackeln. Zuerst fing Herr Migy an, zum Rückzug zu blasen,



dann kam Herr Scherz und hielt sich auch eine Hinterihüre
offen, hierauf Herr Schenk, auf den man das französische
Sprichwort anwenden kann: II a Kien parle, mais il » mal
conclu. Hätten diese Herren nicht zum Rückzug geblasen, so
wäre noch Mancher mannhaft und fest zum frühern Beschlusse
gestanden. Man sprach unter Andern» von Politik. Allein die
materiellen Fragen absorbiren Alles, politische Parteien giebt
cS in unserm Kantone im Ernste keine mehr. Da man indessen
von Politik sprechen hörte, so wäre eS eine große Schwachheit,
wenn ich sagen würde, ich wäre radikal geworden; man würde
eS nicht glauben. Wie wenig aber hier Politik im Spiel ist,
beweist der Umstand, daß die Herren v. Gonzenbach und Blösch
nicht mit vielen ihrer politischen MeinungSgenossen stimmen
werden, daß sie gegen mich und ich gegen sie stimmen werde.
Jeder stimmt für sich. Aber eS thut mir als Berner, als Mitglied

der obersten Landesbehörve wehe, daß man vierzehn Tage
nachdem ein Beschluß gefaßt worden, darauf zurückkommen
will; warum? Well ein politischer Verein und einige
Unterschriften eS verlangen. ES wäre das dem Charakter des Ber-
nervolkes widersprechend, deßhalb stelle ich den Antrag, auf
den Anzug nicht einzutreten. Erlauben Sie mir nun, auf die
außerordentliche Gewandtheit zurückzukommen, die Herr Engc-
mann für die Opponenten entwickelt hak. Er sagt, eS thue
ihm als Thuner wehe, gegen Aarberg zu stimmen, aber die
Interessen deS ganzen KantonS würden zu eminent verletzt,
wenn Mn das Trace über Aarberg beibehalten würde; dem
Frieden zulieb solle man einmal die gefaßte Schlußnahme
aufHeden und das faule Ei, das da liege, beseitigen. Ich
verwunderte mich über dieses Raisonnement, indem ich mich fragte:
wie mancher Thuner stimmt mit Herrn Engemann? Ich sah
nur zwei, die andern nicht. Allein ich verwundere mich darüber

daß Herr Engemann hier die Rolle deS Friedensapostels
spielt. Ich erinnere daran, wie viel Werg er von der
Bahnhofgeschichte in Thun selbst noch an der Kunkel hat, welche
Rolle er setner Zeit in Thun selbst spielte, als eS sich um den
dortigen Bahnhof handelte. Glauben Sie, daß er damit
einverstanden war, den Bahnhof da hinzustellen, wo die Regierung

wollte? Nein, er wäre zwar dort am besten gelegen,
aber er wäre zu wenig nahe an seinem Hause und einer ge
wissen Bierbraueret gewesen. Jetzt haben wir zwei Bahnhöfe
in Thun, einen unten in der Stadt und einen beim Dampfschiffe,

beide durch eine Bahn verbunden, auf welcher Kaffeesäcke
an den See hinauf fahren dürfen, aber kein Mann darf
mitfahren. Wenn es sich einst darum handelt, diesen Uebelstand
zu beseitigen, so wird Herr Engemann nicht mehr den
Friedensapostel spielen. Der untere Bahnhof liegr zwischen der
Eselsmatt und Kälberweide, über die Kuhbrücke kokiml man
auS dieser Position heraus. DaS Oberland wirb darauf dringen,

daß dieser Zustand beseitigt werde. Bei dieser Sachlage
können in Thun die Reisenden mit dem Säcklein durch das
Städtchen marschiren, die Thuner lachen dazu; im günstigen
Falle kann man beim Freienhof daS Dampfschiff besteigen, im
ungünstigen Falle muß man bis zum kelle-vue gehen, also
eine halbe Stunde weit. Herr Engemann notirt, er mag no-
tiren. Ich frage: sind das nicht auch faule Eier? Davon
sagt Herr Engemann nichts, und doch sollte man sich gegenüber
dem Kantone, gegenüber dem Auslande geniren. Das sind
faule Eier, die soll man zuerst beseitigen. UebrigenS wenn
man von faulen Eiern spricht. so frage ich: wer hat sie gelegt?
Die sollen sie ausbrüten, welche sie gelegt haben. Man sagt,
die Jurassier wollen die gerade Linie; ich begreife daS. Aber
auch hier möchte ick auf etwas zurückkommen. Sie wissen,
was vom Jura verlangt wird. Der Jura liegt mir am Herzen,
wie irgend Jemand, und Sie werden sehen, wenn einmal seine
Interessen hier zur Sprache kommen, so werde ich Hand bieten,
wie für andere LandeStheile Aber wenn es sich um die
Interessen des alten KantonS handelt, so sollen die Jurassier nicht
eines Krümmchens wegen, das bei Aarberg gemacht werden
soll so rumoren ; sie hätten klüger sein sollen. Was die gerähe
Linie betrifft, so hat man schon oft gesehen, wie eS sich damit

verhält, und ich glaube, Herr Engemann sei schon oft zum
Zwecke gekommen, wenn er schon nicht die geradeste Linie
Wählte. In Eisenbahnsachen ist eS jedoch als ein großer Fehler
zu betrachten, wenn Man nur mit dem Lineal zu Werke gehen
will. Auch die Engländer sind von der Ansicht zurückgekommen,
daß die gerade Linie immer die beste sei. Jetzt ist man der
Ansicht, daß die Eisenbahnen die Landstraßen ersetzen. Die
Eisendahn soll den Verkehr suchen, nicht der Verkehr die Eisenbahn.

Soll nun Aarberg mit den 30,VW Seelen Bevölkerung
seiner Umgegend, abgesehen von den technischen Gründen, welche
für dieses Trace sprechen, abgeschnitten werden? Nein, es
wäre eine wahre Sünde gegen Aarberg, wenn es so unberücksichtigt

gelassen würde. Herr Engemann stützte sich auch auf
den Bericht der Erperten, welche sagen, eS bedürfe keiner Aar-
korrektion, um eine Brücke bei Bußwyl zu erstellen DaS ist
unrichtig. Lese man die Gutachten der Erperten; sie sagen, es

brauche Sicherungsarbeiten, und wenn einmal daS der Fall ist,
so frage ich: wohn, führt eS am Ende? Herr RegierungSrath
Schenk sagte eS Ihnen gestern WaS will Herr Gränicher?
Er sagt: ick kann auch eine Brücke bei Bußwyl bauen, aber
bann will ich, daß die Aare von oben bis unten korrigirl
werde. Die Erperten sind auch damit einverstanden, daß eine
Korrektion der Aare nöthig sei, aber der Eine will sie vordem
Brückenbau, der Andere nachher. Die Kosten der Aarkorrektion
rverden zu 4 Millionen angegeben das betheiligte Land sei

nicht einmal 2 Millionen werth. Nun frage ich: ist daS zu
rechtfertigen, während man bei Aarberg, wenn auch mittels
eines KrummS von ^ Stunden, einen sichern Aarübergang
erstellen kann? Unsere Ansicht war die, da eine Brücke zu
bauen, wo sie sicher sei, nämlich bei Aarberg; die Andern wollen
da eine Brücke bauen, wo sie nicht sicher ist, nämlich bei Bußwyl

Heute stehen wir auf dem gleichen Boden, wie am 12
Dezember. Herr Engemann brachte nichts Neues vor, man
kommt immer aus die alten Gutachten, die alten Verhältnisse
zurück, eS ist die alte Predigt. Einzig der Umstand, wegen
eines möglichen Anschlusses der Franco-suisse fällt etwaS in'ö
Gewicht. DaS habe ich nie besinnen; es ist gar leicht möglich,
daß diese Gesellschaft einen Anschluß suchen wird, aber wie
kommt eS, wenn wir über Bußwyl bauen? Kommt diese Even
tualität nicht ganz gleich, wenn die Franko suisse eine kürzere

Verbindung suchen will? DaS ist ein ganz verfehltes Motiv,
wenn man sich auf diese Eventualität stützt. Zudem ist die

selbe zweifelhaft. Ich bin nicht Muglied der Bundesversammlung,
aber man sagt, der BundeSrath würde ein solches Begehren der

Franco-suisse von der Hand weisen. Ich weiß eS nicht; immerhin

wäre eS eine Parallelbahn, und ich zweifle daran, daß der

Bund eine Konzession dafür bewilligen würde. Also auch diese

Einwendung ist unstichhaltig. Ein einziges Motiv, auf daS

man besonders Gewicht legt, ist dasjenige welches Herr
Regierungsrath Schenk anführte; wenn man es genau in's Auge
faßt, man braucht die Lupe nicht dazu, so ist eS damit nicht
weit her. Man sagt nämlich, die Bundesbehörden hätten die

Geneigtheit, die Entsumpfung deS SeelandeS in Verbindung mit
der Rheinkorrektion zu fördern. Ich verdanke den Abgeordneten
von Bern diese Mittheilung; ich glaube, ste haben in diesem

Falle das Interesse des KantonS gewahrt, wie eS ihre Würde
erheischte. Es ist aber nicht daS erste Mal, daß diese Sache

zur Sprache kommt. Vor einem oder zwei Jahren kam Herr
Stämpfli mit einem daraus bezüglichen Antrag vor die

Bundesversammlung; damals fand man, die Sache sei noch zuwenig
klar, man müsse sie noch genauer untersuchen Was haben Sie
jetzt? Nichts anderes als einen Auftrag an den BundeSrath.
den Gegenstand zur Hand zu nehmen. ES ist möglich, daß

man einmal Hand an'S Werk legt, aber es ist noch einwenig
zweifelhaft. Bern ist bei der Eidgenossenschaft noch immer
einwenig zu kurz gekommen; so bei den Alpenstraßen. Man
beschloß, mit Rücksicht auf die militärischen Interessen deS Landes
über die Furka eine Straße zu bauen, während das militärische
Interesse erfordert hätte, daß man über die Grimsel baue. Warum
geschah dieß? ES scheint mir, eS seien da Leute in der Nähe



der Bundesversammlung, denen es nicht sehr darum zu thun
ist, die Interessen des KantonS Bern zu wahren. Wer hat bei

diesem Anlasse die Interessen des Kantons Bern gewahrt?
Die bernischen Abgeordneten stimmten sür die Furka, Abgeord-
neie von Zürich und Basel wagten es, Anträge zu Gunsten
der G-imsel zu stellen. Es sind zwar Mitglieder der

Bundesversammlung, aber ich will sie dennoch nicht schonen. Ich
möchte bei Äarberg kein Provisorium, sondern wünsche, daß man
beim frühern Beschlusse bleibe, indem ich keinen Grund sehe,

daraus zurückzukommen, auch nicht Einen. Man spricht von
der SeelandSenisumpfung. Ich zweifle, ob eS den Seeländern
selbst so ernst damit sei Wir wollen einmal sehen, was sie

selbst zu thun bereit sind. Wir haben Enlsumpfungen im Oberlande

und in andern Landcstheilen; so z. B. gegenwärtig bei

Meiringen. Wie hoch kommt dort die Iucharte zu stehen?

Zwischen Fr, 2—300, vielleicht auch Fr. â, Ich frage, wie
viel die Seeländer selbst beitragen wollen? Sie wissen, daß

der Hagncck-Tunnel gemacht wurde. Dort können wenigstens
700 Jucharten Land trocken gelegt werden. Was würden sie

kosten? Ein Unternehmer sagte mir gestern, per Iucharte Fr. 50,
höchstens Fr. 100. Ich führe das an zum Beweis, daß es den

Seeländern nicht so sehr um die Entsumpfung zu thun ist.

Wenn wir unter solchen Umständen unsere Möser austrocknen

könnten, wir würden nicht so lange warten, sie wären längst
enlsumpft. Wenn die Bewohner des SeelandeS nicht Fr. 50

bis Fr. 100 per Iucharte bei Hagneck wagen wollen, wie wollen
sie dann für die große SeelandScntsumpsung einstehen? Ich
will nickt weitläufiger sein; ich habe Sie vielleicht gelangweilt.
Ich schließe: ich stimme gegen das Eintreten auf den Anzug
und möchte dem Großen Rathe zurufen: Ihr Herren, wackelt

nicht, wie der Regierungsrath gewackelt hat!

B l ö s ch. Wir sind heute außerordentlich versammelt;
aber nicht nur die Sitzung, auch das Verhältniß, welches sie

veranlaßt hat, ist außerordentlich, und nickt nur außerordentlich,
sondern was noch mehr, im Grunde sür Niemand erfreulich:
für diejenigen nickt, welche für die Richtung über Aarberg
gestimmt haben, und die, nachdem sich in förmlicher Abstimmung
die Mehrheit für ihre Ansicht erklärt, die Angelegenheit als
erledigt betrachten durften und sie nun einer neuen Abmehrung
unterworfen sehen; aber auch sür die nicht, die sich früher für
Bußwyl erklärt, weil ihnen, sofern sie ob dem Zwecke nickt das
Mittel übersahen, ein derartiges Zurückkommen auf gültig
abgemachte Fragen grundsätzlich nickt gefallen kann. Möglich
zwar, daß nickt Jedermann so denkt. Ich stehe aber, obschon
ich früher mit der Minorität gestimmt, nicht an zu erklären,
daß wenn es von mir abgehangen, wir wahrscheinlich heute
nicht versammelt wären. Ich bin dem Schritte, der diese

Versammlung herbeigeführt ganz fremd geblieben. Aber zu
Vorwürfen an die Betreffenden halte ich mich dennoch nicht
für berechtigt. Ich fühle in der Sacke, und mit mir
wahrscheinlich noch mancher, anders als die Antragsteller. Aber nicht
nur kann kein Mitglied dcS Großen Rathes verlangen, daß
Andere ihr Verhalten nach seinen Empfindungen richten und
enthalte ick mich deßhalb jeder Beurtheilung deS gethanen
SchriueS, sondern ich anerkenne sogar, daß er vollkommen
gesetzlich und reglementgemäß war. Das Reglement setzt voraus,
daß so wie der Einzelne, so auch die ganze Versammlung sich

irren könne, und wollte deßhalb die Möglichkeit bieten, von
einem Irrthum zurückzukommen. Es tritt infolge dessen auch
an diejenigen Mitglieder, welche dem Gesuche fremd geblieben,
die Frage, wie sie über dasselbe ihre Stimme abgeben wollen?
Hierüber nun bin ich nicht im Zweifel. Ich habe am Gesuche
einer außerordentlichen Sitzung nicht Theil genommen und
würde wahrscheinlich, wenn dasselbe mir vorgelegt werden wäre,
den Beitritt verweigert haben. Allein nachdem eS in gesetzlicher
Form und nach unzweifelhaft gesetzlichem Rechte gestellt worden,
und ich so mich in die Lage versetzt sehe, an der Abstimmung
darüber Theil zu nehmen, werde ich die Stimme für dasselbe
abgeben. Ich werde Denjenigen, welche in der frühern Sitzung

für die Linie über Aarberg gestimmt haben, keine Vorwürfe
machen, wenn sie, an der Ansicht festhaltend, daß dieß die

richtige Schlußfassung gewesen, sich gegen die Molion erklären;
sie bleiben sich konsequent. Aber ebenso wird denen Konsequenz
zugestanden werden müssen, die sich für die Richtung über Bußwyl

erhoben haben, wenn sie heute noch, und vielleicht heute
noch mehr als das frühere Mal, von der Richtigkeit ihrer Ansicht
überzeugt, ein gesetzliches Mittel, daS ihnen geboten wird,
dieselbe zur Geltung zu bringen, nicht von sich werfen. Die Stellung
in solcher Lage ist in meinen Augen die: an sich ist ein
Zurückkommen auf gefaßte Beschlüsse nichts WünschbareS; es erzeugt
Unsicherheit und schwächt das Ansehen der Behörde, In un«
bedeulenvern Dingen, oder wo, selbst in wichtigeren, daS Urtheil
in der Sache mehr oder weniger zweifelhaft ist, würde ich ein
Zurückkommen verwerfen Aber wenn eS sich um Bedeutendes
handelt, wenn in Bedeutendem zugleich das Urtheil ein bestimmtes
und wenn nach eigener Ueberzeugung daß Zurückkommen auf
daS Beschlossene an sich zwar nichts Erfreuliches, im Verhältniß
zu demselben aber daS Beharren auf dem Beschlossenen noch
unerfreulicher ist; dann beklage ich zwar die Lage, in die ich
mich versetzt finde; aber einmal darin, wähle ich daS kleinere
Uebel und das ist, nach dem bekannten Ausspruche eines frühern
Finanzdirektors, daS Einlenken. Sie sehen daraus, daß für
mich die Gründe der Entscheidung über die Formfrage nicht
bloß im Reglemente, sondern daß sie in der Sache liegen.
So ist eS in der That. Die Natur und die Bedeutung der
Sache einzig kann den Entscheid bestimmen, ob auf einen
Beschluß zurückzukommen sei, und darum muß die Frage selbst in
Erörterung kommen, und nur sei noch zu bemerken erlaubt, daß,

wenn behauptet wird, seit 1830 sei vom Großen Rath noch nie
auf frühere Beschlüsse zurückgekommen worden, dieß unrichtig ist.

Wir brauchen nicht von Aarberg wegzugehen, um ein ziemlich
frisches Beispiel zu finden. Was die Frage selbst, d. h. die

Wahl zwischen den beiden Richtungen über Aarberg und über

Bußwyl, betrifft, so habe ich mich darüber in der Sitzung vom
6 Dezember ausführlich geäußert, und enthielt mich daher in
der zweiten vom 12 Dezember, nochmals darauf einzugehen.
Auch heute bleibt mir in dieser Hinsicht im Wesentlichen nichiS
Neues anzubringen. Indessen ist eS, wie gesagt, kaum möglich,
die Gründe für und gegen daS Wiedereintreten anderSwoher
als aus der Sache selbst zu holen, und so ist ein Zurückkommen
auf dieselbe wenigstens insoweit kaum zu unterlassen, als eS

zur Rechtfertigung der Stimmgebung in der Formsrage nöthig
ist. Die erste Frage muß hiebci sein: welches sind bei der

Bestimmung der Kommunikationslinie über Aarberg oder Bußwyl

die entscheidenden Momente? Es gibt Personen, die hierüber

alSbald im Reinen sind: eS sind diejenigen, welche sagen,

entweder über Aarberg Aarberg's wegen, oder über Bußwyl um
Bußwyl's oder Büren willen. Diesen Ansichten kann ich nicht
folgen, der einen so wenig als der anderen. Man hat mir
Vorwürfe über mein früheres Votum für die Bußwyl-Linie
gemacht, weil dabei die politische Gesinnung Aarberg's einer,
und diejenige deö Bezirks Büren andererseits übersehen worden
sei. Wenn daS Uebersehen der Parteistellung der in Frage
stehenden Ortschaften und Bevölkerungen bei früheren politischen
Kämpfen ein Fehler war, so sind die Vorwürfe verdient und
ich acceptire sie; denn in der That hatte ich dabei die Sache
im Auge, nicht die Person, und darum sei es mir zu bemerken

erlaubt, daß ich auch heute die Eisenbahn im Auge halten,
von der Politik aber absehen werde Nur soweit lokale
Rücksichten in den Rahmen des sachlichen Urtheils fallen, sollen sie

in Betracht kommen und darum möge sofort betgefügt, werden,
daß eS allerdings in meinen Augen ein Moment gibt, das für
Aarberq spricht, der ungleich größere Nachtheil, der aus der

Entwickelung der neuen Verkehrsverhältnisse für Aarberg, das
früher in dieser Hinsicht so bevorzugte, entstanden ist, als für
Büren. Allein einmal ist dieses Moment doch nicht entscheidend,
sondern könnte dieß — wenigstens in meinen Augen — nur
sein, wenn die übrigen Verhältnisse die Frage zweifelhaft ließen;

zum Andern ist eS bekannt, daß Büren ähnlige Klagen, wie



Aarberg, vorzubringen hat, daß auch diese Ortschaft infoige der

neuen Verkehrswege — ich erinnere außer den Eisenbahnen an
die neue Straße von Solothurn nach Viel, an die Bielersee-
straße, und an die Lyß-Straße — empfindliche Nachtheile
erlitten hat, so baß es zum Mindesten unbillig erscheinen muß,
wenn Aarberg ob dem eigenen Schaden denjenigen der benachbarten

Schwesterstadt so sehr vergißt, daß eS eine Richtung,
die fie beide auf eine Wegstunde von der nächsten Station
bringt, verwirft, um leidenschaftlich eine andere zu betreiben,
die allerdings ihm nächer liegt, aber dafür Büren doppelt so

weit abseits liegen läßt Mein erster Satz ist also der: die
Rücksicht auf Aarberg und aus Büren mag allerdings mit in
die Wagschale fallen, aber sie kann und darf nicht entscheidend
sein Allein ich gehe weiter und sage, dei Werth dieser lokalen
Rücksicht selbst hängt von einem andern, rein sachlichen Momente,
der in Frage stehenden Bahn ab. Schon in der Sitzung vom
6. Dezember äußerte ich mich darüber. Wer in der Sache nicht
bloß einem dunkeln Gefühle folgen, wer mit Bewußtsein
entscheiden will, der muß sich durchaus die Frage stellen: welchen
Charakter soll die in Erörterung liegende Bahn haben? soll sie

eine bloße Lokalbahn, oder soll sie eine Transitbahn sein? Je
nachdem das Eine oder das Andere der Fall ist, gewinnen oder
verlieren die örtlichen Rücksichten an Bedeutung. Bei einer
Lokalbahn kann ein Umweg verständig sein, der bei einer Tran-
sitdahn eine Absurdität wäre, und umgekehrt könnte bei einer
Tranfitbahn die gerade Linie gerechtfertigt erscheinen, wo für
die Lokalbahn eine Verkehrtheit darin läge. Welches ist daher,
oder vielmehr, welches soll der Charakter der projektirten Linie
sein? ES mag dieser Punkt manchem müßig, vielleicht sogar
lächerlich erscheinen. Allein ich höre darüber so mancherlei und
so Abweichendes äußern, daß die Frage nicht zu umgehen ist.

Häufig heißt eS, es sei bloß darum zu thun, Bern mit Viel,
oder wenn man will, das Seeland mit Bern zu verbinden, eS

handle stch also um eine bloße Lokalbahn, ähnlich derjenigen
von Bern nach Thun. Dem ist nicht so, und ich zweifle, ob

wenn diese Ansicht richtig wäre, wir uns heute mit der Frage
zu beschäftigen hätten. Nein! dafür hat der Kanton die Linie,
welche einer Gesellschaft konzedirt war, nicht an sich gezogen
und dafür hat der Große Rath daS Prinzip des StaatSbaueS
nicht aufgestellt, damit Bern mit Viel, oder mit Aarberg oder
Büren, verbunden werd«. Dafür hätte Niemand, sicher die
Abgeordneten dieser Ortschaften selber nicht, für so folgenschwere
Beschlüsse die Hand erhoben. Nicht für eine Lokalbahn, sondern
für eine Verbindung zwischen Bern und Paris einer- und Bern
durch den Jura mit Basel, oder durch Basel mit der Nordsee
anderseits, sagten Andere, ist die Linie bestimmt Ich gestehe,
daß mir auch in dieser Auffassung viel Illusorisches zu liegen
scheint. Nacb meiner Ansicht ist die Wahrheit in der Mitte:
die projektirte Bahn ist keine Wellbahn, aber sie soll auch keine
bloße Lokalbahn sein. Vor allem aus soll sie durch die Linie
Biel-Reuenstadat, Bern und alle rückwärtsliegenden Kantonstheile

mit Neuenburg, und durch Neuenburg mit Frankreich
verbinden. Schon diese Beziehung nimmt ihr den Charakter
einer bloßen Lokalbahn. DaS ist die eine größere BerkehrS-
richtung. Nicht weniger beachkenSwerth oder für uns vielleicht
noch beachienSwerther, ist aber die andere, diejenige mit dem
Jura und durch den Jura. Es führt dieß aus einen sehr delikaten
Punkt; aber gerade weil er delikat ist, will ich mich ganz offen
darüber auSsprechen. Ich kann dieß ohne Scheu; denn obschon ich weiß
Md nicht verhehle, auch nie verhehlt habe, daß die Frage in
dieser Richtung für MD A nlicheS Interesse hat, so fühle
ich mich doch ganz unbefm r. Ich habe mir auch bis dahin
nicht etwa dadurch Vorwü? zugezogen, daß ich in der Frage
zu sehr die Interessen des ^ ^ verfochten, im Gegentheil war
eS der entgegengesetzte Vorw»tf, der mir gemacht würd«/ die
Interessen deS Jura in der Eifenbahnsrage zu mißkennen. Diesen
Vorwürfen habe ich nie Begründlheit zugestanden und ich
anerkenne sie auch heute nicht. Ja ich gehe einen Schritt weiter
und gebe die Vorwürfe dem Jura zurück. Dafür verdient der
Jura keinen Tadel, daß er darnach strebt, Eisenbahnen in sei-

Tagblalt des Großen RatbeS ts«2.

nein Innern erbaut und durch dieselben mit dem allgemeinen
Bahnnetze sich verbunden zu sehen. Dafür tadle ich ihn auch
nicht. Im Gegentheil, ich billige dieses Streben. Worin ich
aber mit dem Jura nicht einverstanden bin, daS sind die Mittel,
die er, um zu diesem Ziele zu gelangen, in Anwendung
gebracht hat. In dieser Hinsicht habe ich von jeher offen und
in zwei Richtungen abweichend geurtheilt. ES ist bekannt, daß
seiner Zeit die Gesellschaft der Centralbahn die Absicht hatte,
von Basel bis an die Bernergrenze, an den Eingang deS Lau-
fenthalS, bei Aesch oder Angenstein, eine Zweigbahn anzulegen,
die später bis nach DelSberg, in daS Hauptbecken der bernischen
Eisenindustrie, zu verlängern gewesen wäre. Ebenso ist bekannt,
daß der Plan eristirte und sehr ernstlich betrieben wurde, die
Linie Bern Viel durch das St. Jmmerthal nach ChaurvefondS
zu verlängern. Diesen beiden Projekten nun war der Jura,
oder waren diejenigen, welche stch vorzugsweise für die Vertreter
dieses LanveStheilS halten, nicht nur nicht förderlich, sondern
abgeneigt und hinderlich. Man wandte ein und schützt zum
Theil noch jetzt vor, diese zwei Zweigbahnen, weit entfernt
davon, dem Jura vortheilhaft zu sein, wären ihm nachtheilig,
weil sie die Chancen, ein vollständiges jurassisches Netz entstehen

zu sehen, verringerten. Diese Auffassung theile ich nicht. Ich
habe sie von Anfang an bekämpft und bekämpfe sie ferner, und
darum tadle ich die Betreffenden und bevaure ich ihre Opposition

gegen die zwei bezeichneten Bahnstücke, weil ich überzeugt
bin, daß durch deren Anlage, zumal durch diejenige von Viel
durch das St. Jmmerthal nach ChaurvefondS, der Jura weit
eher zum Besitz eines vollständigen Bahnnetzes gelangt wäre,
als durch deren Verhinderung; eS wären vom Standpunkte
dieses jurassischen Bahnnetzes auS nur Abschlagszahlungen
gewesen, aber sehr werthvolle Abschlagszahlungen. Das der eine

Punkt, über den ich differire und über den nach meinem Urtheil
geradezu Tadel auszusprechen ist. Der Jura beging einen
zweiten Fehler, indem er den Kanton auf die Bahn deS StaatSbaueS

schieben half. Auch hiebei glaubte man, ich weiß eS

wohl, im Interesse des Jura zu handeln, indem man sich von
der Ansicht leiten ließ, daß nie eine Privatgesellschaft den Bau
einer Jurabahn übernehmen werde. Allein abgesehen von dem

schlimmen Urtheil, vaS man damit über sein eigenes Projekt
ausfällte, möchte ich fragen, ob die Herren heute noch glauben,

daß der StaatSbau der Weg sei, um zu einem jurassischen
Eisenbahnnetz zu gelangen? Ich erlaube mir an die Bemerkung

zu erinnern, die ick in der bezüglichen Debatte einem mir
heute Nahestehenden machte, die Bemerkung, daß durch Erkennung

des StaatSbaueS daS Huhn getödtet werde, welches die

goldenen Eier lege, und behaupte heute noch zuversichtlicher als
damals, durch Erkennung deS StaatShaueS ist die Chance, eine

Jurabahn erstellt zu sehen, nicht erhöht, sondern vermindert,
wo nicht völlig zerstört worden Das ist der zweite Vorwurf,
den ich dem Jura mache. Allein hier bleibe ich stehen, gehe

weiter nicht. Diese Irrthümer ändern an der Sache selbst

nichlS. Dieselben halten mich nicht ab zu wiederholen, daß ich
daS Streben deS Jura nach Eisenbahnen als verständig und
zugleich berechtigt anerkenne. Aber dem Drängen deS Jura nach
einem jurassischen Bahnnetz durch daS Mittel des StaatSbaueS
gestehe rch diese Eigenschaften nicht zu. DaS verwerfe ich, und
unbeirrt durch mancherlei Privatverhältnisse und Privatinteressen,
die auch mir wohl eine andere Sprache eingeben könnten,
erkläre ich noch heule, daß ich ein entschiedener Gegner deS

StaatSbaueS bin, nicht nur im Jura, sond im Kanton
überhaupt, aber auch nicht bloß im übrigen à.uon, sondern
ebenso km Jura; und, abweichend non manchem Anderen, darf
ich keck behaupten und heute wie gestern offen erklären, daß ich

für meine Person dem Jura gegenüber in dieser Richtung
keinerlei Verpflichtung anerkenne und in keiner Verpflichtung stehe.

Aber etwas ganz Anderes ist die Frage, ob man ein jurassisches

Bahnnetz auf Staatskosten ausführen, eine ganz andere die,
ob man auf Staatskosten das jurassische Bahnnetz verunmöglichen

oder seine Zukunft kompromittiren solle? Und dieß wäre
die Folge der Bahnrichtung über Aarberg. Als in der frühern



Diskussion vor dieser Richtung gewarnt wurde, weil sie die

Gefahr einer Fortsetzung nach St. Blaise hervorrufe, ward
darüber gelacht; heute lacht man nicht mehr. Die Entgegnung
ist jetzt eine andere. Man anerkennt die Gefahr, aber man
behauptet, sie wäre die nämliche, wenn die Richtung über
Bußwyl gewählt würde. DaS aber ist keineswegs der Fall.
Wohl kann ich zugeben, daß wenn über Bußwyl gebaut würde,
deßhalb eine Fortsetzung in der Richtung nach St. Blaise nicht
unmöglich wäre. Auf die Möglichkeit allein kömmt cS aber in
solchen Dingen nicht an. ES bleibt, ungeachtet der Linie von
Bern nach Thun über Münsingen, eine zweite über Belp möglich

; aber dieselbe ist höchst unwahrscheinlich, weil der Vortheil,
den sie im Gegensatze zu jener darböte, zu gering und eine

reelle Gefahr solcher Konkurrenz daher nicht anzunehmen ist.

So auch auf der in Frage stehenden Linie. Ich bitte, nicht
zu übersehen, welcher wesentliche Unterschied in dieser Hinsicht
besteht zwischen den beiden Linien Lern - Aarberg - Kiel und
Bern - Bußwyl - Biel. Jeder kann die Berechnung selbst machen.
Thaisache ist, das geben die Anhänger der Aarbergerlinie zu,
daß sie um circa 21Ml) Fuß oder 7 Kilometer länger ist als
die Linie über Bußwyl. Schon das ist von Erheblichkeit, denn
7 Kilometer mehr oder weniger kann das Schicksal einer Linie
bestimmen. Aber dabei bleibt es nicht. Es ist klar, daß, wer
den Werth der Linie vom Standpunkte einer Konkurrenzbahn
in der Richtung von St. Blaise beurtheilen will, die Summe
verdoppeln muß, da diese letztere fast um so viel kürzer als jene

länger wäre. Während die eine Linie um 7 Kilometer länger
würde, würde die andere um circa 5 Kilometer kürzer Die
Differenz zu Gunsten einer künftigen Konkurrenzlinie Aarberg-
St. Blaise - Neuenburg würde also um 12 Kilometer verändert.
Das ist in dieser Hinsicht daS wahre Verhältniß und wenn
daher auch zugegeben werden soll, daß die Richtung über Bußwyl

die Möglichkeit einer Linie nach St. Blaise nicht ausschließt,
so wird doch kein Unbefangener bestreiten, daß diese Gefahr
eine ganz andere ist, wenn eine Abkürzung von 3 oder wenn
bloß eine solche von 1 Stunde dabei in Frage steht. Ich weiß
wohl, es giebt Leute, welche auch bei einer Differenz von 3
Stunden, d. h. bei einer Linie Bern-Aarberg-Biel die Gemhr
einer Fortsetzung nach St. Blaise bestreiten, theils weil sie

meinen, in keinem Fall werde die Konzession dafür erhältlich
sein, theils in der Meinung, daß selbst eine Differenz von 3
Stunden nicht bedeutend genug wäre, um die Anlage einer
zweiten Linie, Bern - Aarberg - St. Blaise, zu rechtfertigen.
Allein, was den ersten Einwurf, den der Unwahrscheinlichkeit
einer Konzession für Aarberg « St. Blaise, betrifft, so bitte ich,
nicht zu vergessen, waS sich seiner Zeit hinsichtlich der Oron-
bahn zugetragen hat. Jedermann erinnert sich wohl noch des
Widerspruchs, den der Kanton Waadt dieser Linie entgegen
gesetzt hat; aber auch Jedermann, daß die Frage durch eine
Zwangskonzession der Eidgenossenschaft ihre Lösung fand und
die täuschen sich sicher, die glauben, daß in einem ähnlichen
Falle Bern gegenüber vom nämlichen Mittel nicht Gebrauch
gemacht werden dürfte. Ich denke, und vielleicht bin ich nicht
der Einzige, der so denkt, daß gerade bei Bern die Gefahr
einer Zwangskonzession eine um so größere sein möchte, weil
ihm gegenüber für den Bund die Versuchung stärker wäre, sein
höheres Recht zur Anerkennung zu bringen. WaS aber die

Meinung betrifft, daß es bei einer Längendifferenz von 2 bis
3 Stunden sich nicht der Mühe lohnen würde, eine
Konkurrenzbahn anzulegen, so ist wohl Niemand weniger als die
Freunde der sogenannten Ostwestbahn in der Lage, diesen
Einwurf zu erheben. Oder wie kommen sie dazu, den Bau eines
Schienenweges zwischen Bern und Luzern durch das Entlebuch
zu befürworten? Ist doch Bern bereits durch eine Eisenbahn
mit Luzern verbunden, die nicht 3 Stunden länger ist als
diejenige durch das Entlebuch sein würde und finden die Betreffenden

diesen Umweg dennoch erheblich genug, um eine zweite
anzulegen. Ich rede hiebet von dieser letzleren nicht vom Standpunkte

einer bloßen Verbindung zwischen Bern und Langnau,
die vor der Hand außer Betracht bleiben mag, sondern von

der Linie Bern - Luzern. Eristirte zwischen Bern und Luzern
noch gar keine Eisenbahn, so ließe sich, das wird Jedermann
zugeben, fragen, ob nicht statt derjenigen über Burgdorf und
Langenthal die kürzere über Langnau durch'S Entlebuch zu
wählen sei. Allein die erstere steht nun da, und so ist eine
andere Frage natürlich, die nämlich : wie kommt es, daß die
nämlichen Leute, welche über den Umweg der Linie Bern-Luzern über
Langenthal und Zofingen klagen und denselben erheblich genug
finden, um neben der bestehenden Linie, mit dem Aufwand von etwa 15
Millionen, eine zweite in Vorschlag zu bringen, im gleichen
Momente zwischen Bern und Biel, wo noch keine Eisenbahn besteht,
man also freie Hand zur Auswahl der kürzeren Linie hat, dieser
eine andere, mir einem Umwege von sieben Kilometer, vorziehen,
und zwar in vollkommen ebener Lage? Dieß führt mich auf
die eigentliche Frage, die vergleichende Beurtheilung der beiden
Linien. Bei der frühern Berathung nahm ich die Freiheit, an
die Spitze dieser Erörterung den Satz zu stellen, daß, wen» die
Aare nicht wäre, die Richtung der Linie gar nicht zweifelhaft
sein könnte. Damals ward in dieser Hinsicht von Niemanden
widersprochen, und ich denke, auch heute darf dieser Satz als
unbestritten und unbestreitbar dargestellt werden. Selbst Aarberg
ist sicher nicht so befangen, und auch Büren nicht, daß sie,
käme die Schwierigkeit des Aarübergangs und der Aarüber-
schwemmungen nicht in Betracht, auch nur den Gedanken
hätten, geschweige ihn zur Geltung zu bringen wagten, daß
stall der geraden Linie über Lyß und Studen die krumme bet
ihrem Nirchlhurm vorbei zu wählen sei. Die entscheidende
Frage ist und bleibt daher, ob diese Schwierigkeiten so groß
seien, daß man, nicht wegen des UmwegS, sondern trotz
desselben, über Aarberg oder Büren gehen müsse? Vorerst nun
sei es erlaubt, noch einige andere Momente zu berühren. Eine
in den letzten Tagen erschienene Veröffentlichung stellte die

Behauptung auf, hinsichtlich der Zahl, so wie des Besitzes und
Wohlstandes der umliegenden Bevölkerung komme der Linie über
Aarbeig der Vorzug vor derjenigen von Bußwyl zu. Es ist
dieß nicht richtig. Man wird die Regierung nicht parteiischer
Vorliebe für die Linie über Bußwyl beschuldigen können. Alle
ihre Vorlagen, so wie die frühere Verhandlung haben bewiesen,
daß sie umgekehrt ihre Gunst, wenn von Gunst die Rede sein
kann, der Linie über Aarderg zuwendet, und noch heute ist
dieses der Fall. Aber dennoch war die Regierung gerecht genug,
um in ihrem Berichte vom 29 November 1861 nicht nur offen
anzuerkennen, daß wenn die Schwierigkeil des AarübergangS
nicht wäre, ohne anders die gerade Linie gewählt werden müßte,
sondern um auch speziell auSzuheben und mit Zahlen zu belegen,
daß alle genannten Momente, der BevölkerungSzahl. der Ge-
werblhätigkeit und des Besitzes, zu Gunsten der Richtung über
Bußwyl sprechen. Ich habe mir in der frühern Verhandlung
erlaubt, die bezüglichen Stellen wörtlich anzuführen Ich will
sie heute nicht noch einmal verlesen; jeder von Ihnen mag
dieß selber thun. ES ist schwer erklärlich, wie diesen offiziellen
Angaben zuwider behauptet werden kann, eS sei konstatirl, daß
in Hinsicht auf Bevölkerung, Gewerbthätigkeit und Besitz die
Linie über Aarberg vor derjenigen über Bußwyl den Vorzug
verdiene. Nein! das ist nicht richtig, sondern wahr ist das
Gegentheil, und so komme ich von dem ersten Satze, daß an
sich die gerade Linie den Vorzug verdiene, zum zweiten, daß
folglich nur dann ein Abgehen von derselben gerechtfertigt ist,
wenn zwingende äußere Verhältnisse zur Auswahl der krummen
Linie nöthigen. Daß solche Verhältnisse bestehen, ist allerdings
denkbar. Bekanntlich sagte einst Napoleon, das Wort „unmöglich"
sei auS dem französischen Wörterbuche gestrichen. Aber ein
anderes Mal sagte der nämliche Napoleon, und vielleicht mit
mehr Wahrheit: >,ll ne laut pas avoir raison en dépit de
la nécessité ° Für unS jedenfalls hat der erste AuSspruch
gar nicht, der zweite hingegen noch mehr als für Napoleon
Anspruch auf Anerkennung; und ich wenigstens dächte nicht
an Widerstand, sobald ich als ausgemacht zu betrachten hätte,
daß die gerade Linie unausführbar, daß sie auch nur unver-
hältnißmäßig schwer ausführbar, oder, wenn ausgeführt, in dem



Maße, wie eS von Einigen behauptet wird, gefährlich sei. ES
fragt sich daher, welches ist in dieser Hinsicht der wahre
Sachverhalt? Ich gehöre nicht zu denen, die gerne die Augen
vor der Wahrheit verschließen, oder, mit anderen Worten, die
sich Illusionen hingeben, und ich gestehe daher von vornherein
zu, daß die Sachlage ernst genug ist. Die Meisten von unS
wissen, und wer eS nicht wüßte, den belehrte ein Blick auf die
Karte, daß der Lauf der Aare zwischen Aarberg und Büren
sehr unsicher, veränderlich und daß das Thal zwischen Lyß und
Studen den Ueberschwemmungen ausgesetzt ist. Dieß zugegeben,
darf ich aber andererseits auch den Satz zu Grunde legen, daß
dieser Zustand keinen bleibenden Charakter hat, daß er früher
oder später durch die sogenannte Juragewässerkorrektion sein
Ende erreichen wird. Angenommen nun vorerst, eS sei dem
also, in acht, in höchstens zehn oder zwanzig Jahren fließe die
Aare entweder gar nicht mehr bei Lyß vorbei, oder wenn sie

ferner vorbeifließt, so geschehe eS in einem festen Bette, müßte
eS in diesem Fast nicht Jedermann bedauern, wenn des
gegenwärtigen Zustandes wegen die gerade Linie verlassen und die

Richtung über Aarberg vorgezogen, d. h. wenn eines
vorübergehenden UebelstandeS wegen ein bleibender geschaffen würde?
Man wird einwenden, jedenfalls sei die Art der Korrektion
ungewiß und deßhalb der Bau zwischen Lyß und Studen
schwierig. Ich gebe dieß zu, denn eS ist wahr. Aber eS sei

auch zu wiederholen erlaubt, daß dem seitens der Erperten
Rechnung getragen wurde durch den Vorschlag eines provisorischen

Brückenbaus. Die Thatsache kann nicht bestriiten werden
und wurde es früher nicht; man bezweifelt aber den Werth
einer solchen Baute und rechnet deren Kosten als baaren
Verlust vor, beides ohne Grund. Was die Frage der Brauchbarkeit

betrifft, so ist sie eine rein technische und ich gebe zu,
daß mir darüber kein Urtheil zusteht. Aber diejenigen, welche
den Plan eines provisorischen Aarübergangs in diesem Saal
kritisirt haben, befinden sich in gleicher Lage, sie sind so wenig
als ich Techniker; auch sie find in dieser Hinsicht an daS
Urtheil von Erperten gewiesen und mit vollem Recht halte ich
mich daher an diese und bestehe auf der Anwendbarkeil dcS
Systems. Ebenso wenig ist der aus den Kosten geschöpfte
Einwand gegründet. Wohl mag zugegeben werden, daß auch
der provisorische Brückenbau ansehnlich kostete, und daß diese

Kosten später ganz oder zum größten Theil verloren wären,
wenn zum Bau der definitiven Brücke übergegangen würde,
zumal wenn es, waS immerhin möglich, an einer anderen Stelle
geschähe Allein die provisorische Anlage kostete, das wird
Jedermann zugeben, bei weitem nicht, was eine definitive. Gesetzt

nun, der Unterschied betrüge die Hälfte, so ist die Rechnung
die, daß wenn die provisorische Baute nur stebcnzehn Jahre
dauert, mittelst der Zinsersparnisse auf der anderen Hälfte, die
Kosten ersetzt wären. Ernster ist der Einwand, der hie und
da vernommen wurde, eS sei der Zustand zwischen Aarberg
und Büren nicht als vorübergehend zu betrachten, weil an die
Ausführung der Entsumpfung des SeelandeS, over wenigstens
speziel an die Korrektion der Aare zwischen Aarberg und Büren,
im Ernste nicht zu denken sei. Ich gebe zu» daß dieser Einwurf
ernster ist. Aber sollte er thatsächlich gegründet fein? Ich
gestehe, daß ich nie zu denen gehört habe, die meinten, morgen
oder übermorgen werde mit der Korrektion der Juragewässer
begonnen werden. Neben der Wünschbarkeit der Sache schwebt
mir auch ihre Schwierigkeit vor. Allein während eS fast den
Anschein hat, daß Manche, die früher unablässig daran trieben,
oder doch davon sprachen, nun die Arme fallen lassen und die

Hoffnung aufgeben, gestehe ich, daß bei mir hingegen diese

letztere fortbesteht. Mir gilt die Unternehmung lediglich als
Frage der Zeit Ich bin auch schon, aber nur einmal, in die

Lage gekommen, mich praktisch mit der Seelandsentsumpfung
zu befassen; eS geschah in der sogenannten Fünszigerverwaltung.
Damals traten, wie sich noch Jedermann erinnern wird,
wiederholt große Wasserver hcerungen ein. Man fühlte daS
Bedürfniß, etwas zu thun. An die Ausführung des großen Planes
war nicht zu denken, denn dafür fehlte das Einverständniß der
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übrigen Kantone, man entschloß sich daher zu einer bescheideneren
Arbeit auf bernischem Boden. Man wußte, daß ein
Hauptübelstand in einer bei 5t>t>' langen und 13' hohen Blähung im
Bette der Zihl liegt, die wahrscheinlich von einem Erdrutsch
herrührt und eine künstliche Sperrung des Flußbettes bildet.
Da wurden daher BaggerungSarbcttcn veranstaltet. Die
Unternehmung war sicher keine gründliche, überhaupt keine
großartige. Niemand anerkennt dieß lieber als ich; aber sie war
keine unwirksame. Ich berufe mich in dieser Hinsicht auf die
Erfahrung, und habe überdieß ein ausdrückliches Zeugniß
anzuführen und zwar ein sehr unbefangenes. Im Jahr t8tiv
fand dieser Verhältnisse wegen in Ntdau eine Volksversammlung
statt, lind diese langte bei der Regierung mit einer Vorstellung
ein. In dieser Vorstellung nun, die nichts weniger als freundlich
für die Fünfzigerverwaltung lautet, die im Gegentheil nur
beleidigend von d-rselben spricht, konnte man es gleichwohl
nicht unterlassen, ihr, freilich ohne sie zu nennen, in der
angedeuteten Beziehung ein Zeugniß abzulegen, daS ich mir
anzuführen erlaube. „Die von Herrn Kutter festgehaltene
Annahme, heißt eS in der Vorstellung, daß die Kongestionen

bei'm Pfeidwalde und untenher Brügg als Hauptursache

der Ueberschwemmungen zu betrachten sind, hat sich

vollständig bewährt. ES find seither mit geringen Kosten
daselbst einige BaggerungSarbeiten ausgeführt worden, welche
nach dem Urtheile der sachkundigen Beobachter und
Anwohner am Bielersee den guten Erfolg hatten, daß dieses
Jahr wohl ein hoher Wasserstand, aber doch keine große Ueber-
schwemmung eingetreten." WaS geschah aber? Eine andere
Verwaltung folgte, und diese stellte die BaggerungSarbeiten
zuerst ein, und gab sie später ganz auf. Ich will über diese

Anordnung an sich keinen Tadel aussprechen, denn wie gesagt,
gründliche Unternehmung war eS keine. Aber Tadellos war
die Aufgabe der Baggerung doch nur unter der Bedingung,
daß man statt derselben etwas Besseres, Gründlicheres, machte.
Allein man machte nichts mehr, und daö verdient Tadel. Seit
Jahren ist die Juragewässerkorrektion wie verschollen, ja eS hat
fast den Anschein, daß eS gewissen Leuten mit dieser Frage gehe,
wie mit einem Todten oder vermeintlich Todten, vor dem man
sich zu reden scheut, auS Furcht, er könnte erwachen. Andere
aber säumen nicht in gleicher Weise. So haben wir die Aussicht,
noch in der gegenwärtigen Bundesversammlung einen Beitrag
von über 3 Millionen votirt zu sehen für die Rheinkorrektion
im St. Gallischen, die weit später als die Juragewäfferkorrektion
in Anregung gekommen, während diese ganz Vergessen scheint.
Was nützt eS unS, wenn wir uns von St. Gallen überholen
lassen, wenn der Mutz hintenher trabt? Dennoch steht bei mir
fest, daß früher oder später etwas und zwar etwas Ernstes in
der Sache geschen muß, und darum auch geschehen wird; und
deßhalb gelten mir die berührten Uebelstände nur als vorübergehende.

Allein gesetzt, die andere Alternative wäre die richtige,
eS wäre anzunehmen, der Zustand sei ein bleibender, dann
könnte ich allerdings nicht behaupten, daß die Linie über Buß-
wyl ungefährlich sei. Aber ist eS die über Aarberg und Worden?
DaS weiß ich und weiß Jedermann, daß beide Linien durch
die Thalebene gehen, welche zwischen Aarberg und Studen liegt,
daß also beide der Gefahr von Ueberschwemmungen ausgesetzt
sind. Man sagt und wird wohl auch heute wiederholen, die
Gefahr sei zwischen Lyß oder Bußwyl und Studen größ« als
zwischen Aarberg und Studen. ES mag sein, ich will es

zugeben; dafür ist aber die Linie zwischen Bußwyl und Studen
bloß 25 Minuten, diejenige zwischen Aarberg und Studen über
eine Stunde lang. Die erste durchschneidet das Thal senkrecht,
da wo eS am schmälsten ist, die zweite hingegen durchschneidet
eS in der Diagonale. Ich habe nun nie gehört, daß eS bet

der Überschwemmung ausgesetzten Thälern ein Mittel sei, den

Unannehmlichkeiten und Gefahren der Überschwemmung
auszuweichen, wenn man daS Thal der Länge statt der Breite nach
überschreitet. Dabei will ich übrigens nicht unbillig sein und
zugeben, daß allerdings die Gefahr aufder Linie Aarberg-Studen
im Allgemeinen geringer sein mag als auf der Linie Lyß, oder
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Bußwyl-Siuden. Nur gebe man andererseits zu, daß beim
wirklichen Eintritt derselben der Nachtheil auf der dreifach
längern Linie Aarberg-Studen dann auch dreifach größer ist

als hier. Ich werde nicht der Einzige in diesem Saale sein,

der sich erinnert, daß im Jahre t852 die ganze Linie zwischen
Aarberg und Studen unter Wasser lag, und daß es früher stetS

hieß, einer der bedrohtesten Punkte sei Worden. Wäge man
also Vortheile und Nachtheile beider Linie gegeneinander ab,

nur stelle man nicht die kurze Linie zwischen Bußwyl und Studen
als die einzig gefährliche, die lange Linie zwischen Aarberg und
Studen als gefahrlos dar. Die Wahrheit ist, daß das ganze
Thal zwischen dem Murtensee und Solothurn der Überschwemmung

ausgesetzt ist, daher die alte Römerstraße von Aventicum
nach Solothurn jene gewölbartig, erhöhte Konstruktion erhielt,
von der sie noch heute den Namen „Hochstraß" trägt. Ich
könnte eS daher begreifen, wenn diese Sachlage als Motiv
geltend gemacht würde, um keine Eisenbahn durch dieses Thal
zu führen. Nicht begreiflich ist eS mir hingegen, wie, wenn
überhaupt die Absicht deS Baues feststeht, man glauben kann,
die Gefahr zu vermeiden dadurch, daß man, statt in der kürzesten
Linie quer durch das Thal zu gehen, dasselbe der Länge näch
durchschneidet. Ich habe bereits erklärt und wiederhole eS, waS
die Gefahr betrifft, begebe ich mich deS eigenen Urtheils,
darüber können nur Erperten entscheiden, und wirklich liegt dieser
Entscheid vor. Was man auch an dem Befinden der besonders
berufenen Erperten aussetzen mag, das ist einmal nicht zu läugnen,
daß dasselbe zu Gunsten von Bußwyl lautet, und ich wage zu
behaupten, daß wenn dasselbe sich in der nämlichen Weise,
wie es für Bußwyl geschehen, für Aarberg ausgesprochen,
ihr Urtheil manchem, der es nun krilistrt, klar genug gelautet
hätte. Allerdings war den Erperten kurze Zeit zugemessen.
Meine Schuld ist eS nicht. Ich hatte ausdrücklich angetragen,
es möchte nur gefordert werden, daß der Bericht während der
Session vorzulegen sei. Aber wenn die Experten selber sich

hinlänglich edifizirt fanden, um ihr Urtheil abzugeben, so gestehe
ich, daß die Art, wie die Kürze der Untersuchung nun von
gewisser Seite benutzt wird, um das Ganze in Frage zu stellen,
mir mehr wie ein Vorwand als wie ein ernster Grund
vorkommt. Zwei der betreffenden Erperten bedurften übrigens
einer neuen Lokalbesichtigung nicht, und wenn es wahr ist,
wie man hört, daß auch der Oberingenieur der Straßenbauten
und der Oberingenieur der Wasserbauten, beides Beamte, denen
Niemand weniger die Berechtigung absprechen kann als die
Behörde, welche sie angestellt hat, mit den vier außerordentlich
Berufenen im Rathe übereinstimmen, die Eisenbahn über Bußwyl
anzulegen, so gestehe ich. daß eS mir schwer wird, den Wider-
stand dagegen, und mehr noch die Hartnäckigkeit dieses Wider,
standes zu erklären. Das ist indessen weder das einzige noch
das größte Räthsel. Wir haben daS Prinzip des StaalsbaueS
angenommen, und empfinden nun die Folgen davon; aber wir
sind mit diesen Folgen noch nicht am Ende Wie war eS

nur z B. möglich, daß namentlich das Seeland so eifrig dazu
mithalf, das Seeland, das seit einem Jahrhundert nach einer
andern Unternehmung seufzt, die selbst bet ungcfchwächter
Finanzkrast des Kantons äußerst schwierig, nach Umwandlung
seiner bescheidenen Mittel in unfruchtbare Eisendahnen aber
unmöglich sein wird? Ich besorge sehr, das Seeland wird
einst'in die Lage kommen, sammt der Regierung sich mit einem
bekannten Liede trösten zu müssen, das in jedem Verse mit den
Worten beginnt: „O du lieber Augustin" und dessen Schlußstrophe

lautet:
„D'S Geld ist weg, d's Menjch ist weg,
„Jez sy mer alli beydi im D
„O du lieber Augustin w."

Ich stimme zum Zurückkommen auf den Beschluß vom 12.
Dezember, und zu einer neuen Untersuchung über die beiden
Linien über Aarberg und über Bußwyl. Vor allem aber stimme
ich, sofern derselbe in seiner heutigen Form als zuläßig gelten
kann, zum Antrage deS Herrn Fischer, auf den Beschluß über

den StaatSbau zurückzukommen, denn statt alljährlich daS Kraut
zu schneiden, ziehe ich eS vor, die Wurzel auSzugraben.

En gem a nn Ich muß einige Worre auf die Rede deS

Herrn Brunner erwiedern. Er zog den Patriotismus derjenigen

in Zweifel, welche nicht seiner Ansicht find Anhaltspunkr
zum Patriotismus fand ich in seiner Rede keinen; aber da er
so darauf pochte, so wollen wir untersuchen, wer in dieser
Beziehung reiner dasteht. Ich hörte über Herrn Brunner Sachen
mittheilen, wie z. B. von einer TurbenmooSgeschichte, von elnem
Waldankauf bei Meiringen, von Steuern, — Dinge, von denen
daS Publikum fand, es sei nicht anständig zugegangen. Wenn
man von Uneigennützigkeit reden will, so frage ich: hat Herr
Brunner in der vorliegenden Frage eine so uneigennützige Stellung

eingenommen? Herr Krunner ist Schwager von Alt-
Slorchenwirlh Moser und dieser ist Schwager des Herrn Kistler
in Aarberg. Wenn man so rassonniren will, so könnte ich
fragen: hat Herr Brunner nicht dieser Verhältnisse wegen
Motive, für Aarberg zu stimmen? Ich könnte noch auf andere
Weise seine Stellung auslegen. Herr Brunner ist nicht mehr
RegierungSraih; nun könnte man sagen, er suche auf diese Art
bei einer Spaltung der Radikalen wieder in den RegierungSrath
zu kommen. Ich will nicht sagen, daß daS sein Motiv sei,
aber wenn er meinen Patriotismus verdächtigt, so wird eS mir
auch erlaubt sein, mich zu vertheidigen. Er behauptete, ich
hätte falsch Bericht erstattet; waS führte er zum Beweise seiner

Behauptung an? Das Kahnhöflein von Thun und die
Alpenstraßen. Ich will nur daran erinnern, daß anfänglich Herr
Direktor Trog in einer Konferenz erklärt halte, es sei ihm ganz
gleich, wo daS Bahnhöslein hingestellt werde. Auf die Zu-
stcherung, daß eS unten in die Stadt zu stehen kommen werde,
zeichneten dann die Thuner Aktien; später wollte man von der
ertheilten Zusicherung abgehen, und ich frage, ob irgend
Jemand eS den Thunern verarge, als sie bet dieser Sachlage,
nachdem sie von der Centralbahn irregeführt worden, gegen
dieselbe aufgeregt waren. Ich bin damit ganz einverstanden,
daß die Frage der Fortsetzung der Bahn an den See zur Sprache
kommen wird; in dieser Frage wollen wir uns mit den
Oberländern nicht zerschlagen, sondern mit ihnen gemeine Sache
machen, indem man bei Anlaß der Konzesstonsertheilung solche

Bedingungen zu erhalten sucht, die den Oberländern so gut
conveniren als den Thunern. Herr Btunner sprach auch über
dre Alpenstraßen. Ich begreife, daß ihm der Beschluß der
Bundesversammlung nicht convenirt, daß eS ihm besser behagen
würde, wenn eine Alpenstraße in der Nähe von Rosenlaui de-

kretirt worden wäre. Wir haben die Sache auch diskutirt und
geprüft; wir fanden, daß wir uns dabei nicht auf einen
eigennützigen Standpunkt stellen, daß wir nicht unsere Ortsinteressen,
sondern diejenigen der Eidgenossenschaft in'S Auge fassen sollen,
und von diesem Standpunkte aus stimmten alle bernischen
Nationalräthe. ES trifft sie also kein Vorwurf. Die Ueberzeugung

habe ich aber, wenn Herr Brunner im Nationalrarhe
wäre und sich so benehmen würde, wie hier, daß wir noch
weniger durchsetzen würden als bisher. Sachliches könnte ich
der Rede deS Herrn Brunner nicht entnehmen. Ich gebe noch
folgende Erklärung ab: ich bin mit den Anträgen, welche die

Herren Scherz und Bützberger gestern gestellt haben,
einverstanden. Nun noch wenige Worte auf die gegen den Anzug
erhobenen Einwendungen. Man heb» die Konsequenzen hervor,
die ein Zurückkommen auf den frühern Beschluß zur Folge
haben würde. Ich sage einfach : es hat alles seine natürlichen
Grenzen. Der Beschluß ist so wichtig, daß man denen, welche
eine nochmalige Untersuchung verlangen, keinen Vorwurf machen
kann. Hen Niggeler bemerkte zwar gestern, die Sache sei so

klar, daß schon in der frühern Sitzung ei» Verschiebungsantrag
gestellt, aber verworfen worden sei. Warum wurde jener
Antrag verworfen? Weil man mir Nachdruck in den Vordergrund
stellte, daß der Bau der Eisenbahn durch eine Verschiebung um
ein ganzes Jahr verzögert würde, und auch deßhalb, weil die



Mehrzahl der Mitglieder, welche für Bußwyl waren, annah»
men, eS sei nicht möglich, daß man das Tracé über Aarberg
vorziehen werde. Als besondern Grund, warum er schon daS
letzte Mal für das Trace über Aarberg gestimmt habe, führt
Herr Niggeler an, die Herren Erperten hätten ihm bei Unter,
redungen noch dieses und jenes gesagt. Aber darüber haben
wir keine offizielle Auskunft. ES wäre am Orte, diesen
Erperten noch einmal Gelegenheit zu geben, in'S Klare zu
kommen, damit fie sich gegen die Angriffe, die gegen sie erhoben
wurden, vertheidigen können; dann könnten wir leichter zum
Ziele kommen. Einmal muß die Sache natürlich zum Abschluß
kommen; in diesem Momente ist eS jedoch nicht möglich, weil
sie nicht mit der gehörigen Umsicht geprüft wurde; wird aber
eine neue Untersuchung angeordnet, so sind wir dann einen
Schritt weiter.

Dr. v. G o n zen b ach. Nach dem sehr einläßlichen Votum

des Herrn Blösch, der bei der letzten Abstimmung über die

vorliegende Frage die gleiche Stellung eingenommen hat, wie
ich, kann ich füglich sehr kurz sein. Indessen halte ich eS doch

für meine Pflicht, diese Stellung, die von anderer Seite
verdächtigt wurde, noch einigermaßen zu erklären. Ich habe schon

häufig in dieser Behörde und auch anderwärts die Erfahrung
gemacht, daß, wenn man redet, man es bereuen kann, indem
man falsch verstanden wirb und verletzt, ohne eS zu wollen.
Dieses Mal aber habe ich wahrgenommen, daß man, wenn
man nicht redet, auch der Gefahr ausgesetzt ist, mißverstanden
zu werden. Nimmt man an der Diskussion Theil, so kommt
der Vorwurf, was man sagt, sei nicht redlich gemeint; schweigt
man, dann setzt man sich dem Vorwürfe auS, man konspirire
innerlich, indem man seine Freude daran habe, wenn
Mißtrauen und Spaltung unter der Gegenpartei einreiße. WaS
sagte der Herr Regierungspräsident gestern? Dieses Schweigen
von unserer Seile, sagte er, falle ihm auf, vielleicht sei der
Grund desselben der, daß die Herren Freude daran haben,
wenn man sich auf der andern Seite in die Haare gerathe.
Diese Auffassung ist keine würdige, am wenigsten ist sie eines

Regierungspräsidenten würdig. Ich würde eine solche Insinuation

begreifen, wenn wir nicht im gleichen Waggon fahren
müßten, nicht die gleichen Folgen zu tragen hätten. Nachdem
der StaatSbau, den wir als gefährlich und unheildringend
bekämpft haben, dennoch beschlossen worden ist, erforderte eS

wahrhaft die Delikatesse, daß wir sagten: wir lassen die
Verantwortlichkeit der Ausführung von EtwaS, daS wir im Prinzipe

bekämpft haben, denen, welche eS angestrebt haben. DaS
ist die Auffassung, welche ich von unserer Stellung hatte.
UebrigenS haben Sie bei der letzten Abstimmung gesehen, daß
von einer Verabredung auf unserer Seite nicht die Rede sein
kann, indem mehrere meiner Meinungsgenoffen für Bußwyl,
andere für Aarberg stimmten. Auch kann man ermüden
mit Reden. Wir haben in dieser Eisenbahnangelegenheit vielfach
daS Wort ergriffen und die Erfahrung gab uns am Ende je-
weilen Recht. Erlauben Sie mir, ein paar Beispiele dafür
anzuführen. Das erste Mal war eS bezüglich der schwimmenden

Eisenbahnen. Damals bemerkte ich, die Eidgenossenschaft
werde nicht gestatten, wenn eine Eisenbahn in Viel, eine
andere in Averdon ausmünde, daß die Verbindung auf der
Zwischenstrecke unterbrochen werde. WaS antwortete man mir?
Bange machen gilt nicht, sagte m m. Später verlangte ich,
daß ver Große Rath von seinem Beschlusse zurückkomme. Was
antwortete mir der damalige Berichterstatter? Wenn man der
Ostwestbahngesellschaft eine Konzession ertheile, so sei implizite
damit erklärt, daß man vom frühern Beschlusse zurückkomme.
DaS ist das eine Zurückkommen. Ich mache diejenigen darauf
aufmerksam, welche meinen, man sei noch nie auf einen
Beschluß zurückgekommen. Ein zweites Mal geschah eS bei der
Konzesfionserthcilung und Tracäbestimmung für die Ostwestbahn.
Damals verlangte ich ebenfalls die Niedecsetzung einer
Kommisston, welche das Trace untersuche und prüfe, wie eS mit
der Gesellschaft stehe. WaS antwortete man? DaS Trace ist
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vortrefflich und die Gesellschaft wird sich finden, war die
Antwort. Ist nun heute »och ein einziges Mitglied in dieser Ver-
sammlung, welches das Trace der Eisenbahn von Bern nach
Langnau als ein zweckmäßiges anerkennt, — das Trace von
Münstngen bis Gysenstein, wo Füchse und Hasen, aber keine
Menschen wohnen? Ist ein einziges Mitglied hier, welches
die Gesellschaft als eine solide anerkennt? Ein drittes Mal
war es, als die Centralbahn nicht genehm war; wo man damit
umging, sie fernzuhalten und die Konzession ver Sirecke Biel-
Neuenstadt einer andern Gesellschaft zu geben; wo man einen
Art. 38 in die Konzession aufnahm, welcher die Bestimmung
enthielt, daß die Bahnstrecke Biel-Neuenstavi für die Ausführung

der Strecken Biel - Bern und Bern - Luzern haften soll.
Wie steht eS nun? Lebt die Ostwestbahngesellschasl noch?
Sie ist todt. Und wie verhält eS sich mit der Haftbarkeit der
Strecke Biel « Neuenstadt für die andern Stücke? Die Centralbahn

wurde durch diese Bestimmung eigentlich abgesprengt, weil
sie nicht die Haftbarkeit für eine Linie übernehmen konnte, für
die sie die Konzession nicht besaß. Ist man aber bei diesem
Vorbehalte geblieben? Zu Gunsten von Frankfurier Banquiers
kam der Große Rath ausdrücklich davon zurück, und warum?
Weil man fand, man bekäme sonst kein Geld, wenn die
Haftbarkeit von Biel - Neuenstadt für Biel - Bern und Bern - Luzern
fortdauern würde. So kam man in drei Punkten von der
frühern Ansicht zurück und bestätigte die Erfahrung die von
diefer Seile geäußerten Befürchtungen. Ich wünsche von ganzem

Herzen, daß unsere Warnungen nicht auch in diesem vierten
Punkte, bezüglich des SlaatSbaues, Recht bekommen. Die
Ansicht derjenigen, welche die Eisenbahnen den Landstraßen
gleichstellen, ist eine irrige. Die Eisenbahnen sind industrielle
Unternehmungen, die ganz anders behandelt werden müssen.

Sie haben eS gegenwärtig mit einer bloßen Tracêfrage zu thun,
und doch sehen Sie eine solche Ausregung im Lande, die größer
sein muß, als man ursprünglich glaubte, sonst würden die

Mitglieder der Regierung, die erklärten, sie haben alle die

gleiche Ansicht, nicht zurückgehen. DaS ist also die Stellung,
welche wir einnehmen, und wie wir bei frühern Anlässen jedes

Mal umsonst gewarnt haben, sage ich auch hier mit den Herren
Blösch und Fischer: ich bin überzeugt, Sie werden den
Beschluß des StaatsbaueS bereuen. Man wird uns die Frage
entgegenhalten: habt Ihr auf Euern Bänken nicht den Muth,
etwas Großes auszuführen? Darauf antworte ich : wir haben
den Muth, unS nach der Decke zu strecken Der Staatsbau
von Eisenbahnen kann nur von einem größern Lande mit
Erfolg betrieben werden, allfällig von einem Staate, wie die

Eidgenossenschaft, Würtemberg u. s. w. Ein einzelner Kanton
ist zu klein dazu, weil seine Bürger zu nahe bei einander
wohnen, und daS, waS dem Einen wohl, dem Andern wehe
thut. Der Einzelne beklagt sich dann, sucht Andere dabei zu
interessiren, und so nimmt die Sache leicht einen politischen
Charakter an, waS in einem Staate von größerer Ausdehnung
nicht so leicht der Fall ist. In einem kleinen Lande, wie dem

unsrigen, wird der StaatSbau leicht zu einer großen politischen
Gefahr, und ich wiederhole, ich bin überzeugt, daß man den

daherigen Beschluß bereuen wird. Ich bin übrigens ganz mit
dem Präsidium einverstanden, baß man bei diesem Anlasse

nicht darauf zurückkommen kann. Es ist ein unedles und zugleich
ein unrichtiges Wort, wenn man uns vorwirft, als freuten wir
unS, wenn im andern Lager Uneinigkeit und Streit einreiße.
Von politischen Parteien muß man erwarten können, baß sie

sich gegenseitig die Hand bieten Herr Brunner hat in dieser

Beziehung ein wahres Wort gesprochen. Wir haben Alle daS

gleiche Interesse, wir Alle wollen Freiheit und Gleichheil.
Wenn man sagt, die radikale Partei repräsenlire Hoffnungen
für die Zukunft, so kann man eben so gut sagen, die konservative

Partei repräsentire die Erfahrungen der Vergangenheil.
Wenn Ihr die philosophische Partei seid, so sind wir die

historische. Ich sage: wir haben die gleichen Interessen, wir
streben Alle daS Wohl des Landes an und tragen an seinen

Lasten mit. Dieses Jahr steht vom Anleihen noch nichts im
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Bridget, daS nächste Jahr werden Sie dem Volke sagen müssen,

wie die Interessen der 12 Millionen zu decken seien; bann
werben Sie an bie Steuern appelliren müssen. Das sind

Interessen, bei denen wir alle betheiligl sind; deßhalb ist die

Zumuthung, als würbe eine Partei sich über die Verlegenheit
ver andern freuen, eine unedle Das ist daS Eine, was ich

aus vas Volum des Herrn Regierungspräsidenten Schenk zu
erwiedern hatte; daS Zweite ist daS Zurückweisen einer falschen
Auffassung. Wenn ich dem ersten Theile seines Vonrages mit
Interesse zugehört habe, da er die Stellung der Regierung
vortrefflich vertheidigte, indem er sagte, Gesetz soll Gesetz,
Beschluß Beschluß sein — obschon ich nur aus die Bände der

Gesetzessammlung zu verweisen brauche, um zu beweisen, daß

schon Gesetze und Beschlüsse zurückgenommen wurden—; so hat

mich die Begründung seines zweiten Theils wahrhaftig erschreckt

Ich hoffe, eS sei Herrn Schenk damit nicht ganz ernst gewesen,
sonst steht eS ihm schlecht an, einem andern Mitgliede der

Versammlung vorzuwerfen, eS sei mit fliegender Fahne in das
andere Lager hinübergegangen. Lesen Sie die Großraihsver-
hanolungen der letzten Sitzung nach, und Sie finden, wie Herr
Schenk damals sagte, das Projekt der SeelanbSentsumpfung
sei noch so im Unklaren, der Ausführung noch so fern, daß

man eS nicht wage, sich daraus einzulassen. Nun behauptet
man, dieses Projekt sei seither der Ausführung viel näher
gerückt. Erlauben Sie mir daher, diesen Punkt ein wenig
näher zu erörtern, um zu sehen, ob wirklich Verhältnisse und
Menschen sich infolge der Motion Bünzlt, auf die man sich

besonders stützt, so verändert haben, wie man behauptet.
Bekanntermaßen sind bei der EntsumpfungSfrage fünf Kantone
belheiligt. Welcher von ihnen der für das Unternehmen am
mezsten begeisterte ist, weiß ich nicht. Daß Bern eine besondere

Begeisterung dafür habe, glaube ich nicht; denn sonst erlaube
ich mir, eine Rechnung zu machen. Die Entsumpfung des
Seelandes soll 12 Millionen kosten; hätten Sie diese Summe
in daS Unternehmen geworfen und der Eentralbahn Neuenstadt-
Biel und Kiel-Bern überlassen, bann hätten Sie jetzt die
Eisenbahn und die Entsumpfung deS Seelandes und statt der
Millionen, die jetzt im StaaiSbau engagirt sind, die eigenen
Millionen, während Sie jetzt weder Seelandsentsumpfung noch
Eisenbahn haben. Ich darf also annehmen, eS sei im Kanton
Bern nicht gar große Begeisterung für die Entsumpfung
vorhanden. Nicht einmal die Gemeinden des SeelandeS, welche
dabei zunächst belheiligt sind, haben sich darüber erklärt, waS
für Opfer sie zu bringen geneigt seien. Wie verhält eS sich

mit andern Kantonen? Ist eS etwa der Kanton Waadt, der
eine besondere Bereitwilligkeil für das Unternehmen an den Tag
legt? Man sagt. die gegenwärtige Regierung sei eher geneig»,
hanvzubteten aiS die frühere, Herr Eytel stehe nun an der
Spitze der waadtländischen Regierung. Die Regierungen
ändern, die Interessen eines Landes bleiben Gesetz und Recht,
sagt der Dichter, erben sich wie eine ewige Krankheit fort.
Der Kanton Waadi hat sich deßwegen nicht geändert, wenn
schon die Regierung einer andern Platz machte. Betrachten
Sie die Lage dieses Kanrons: sie ist so beschaffen, daß jede
KorrektionSarbeit, die in den untern Gegenden am See
vorgenommen wird, ihm nützt, ohne daß er einen Kreuzer dafür
bezahlen muß. Glauben Sie, daß Waadt nach den Vorgängen,
welche sich in Betreff deS Eisenbahnwesens .reignet haben,
geneigt sein werde, Hand an's Werk zu legen? Schwerlich.
Also Waadt fällt anfänglich weg. Nun kommen wir zu
Freiburg Wahrhast, es wird bald nicht mehr „Freiburg"
heften, wenn die eiserne Fessel, mit der eS sich umgeben hat,
sich enger zusammenzieht. Freiburg hat durch seine Betheiligung
bei der Oronbahn eine Last übernommen

> wie kein anderer
kleiner Staat seines Umfanges; es wird für die Entsumpfung
nicht einstehen können, wenn eS auch handbicte» wollte. Und
Neuenburg? Es war nie eifrig für die SeelandSentsumpfung,
da es unentschieden ist, ob ihm dieselbe mehr schaden oder nützen
werde. Nun bleibt Solothurn, das nur durch die Leitung der
Aare in den Bielersee geschützt werde» könnte. Ich hörte nie,

daß großer Eifer dafür im Kanton Solothurn vorhanden sei.
Wenn dieß aber auch der Fall wäre, so wären die Mittel
dieses KanwnS zu klein, um mit Erfolg Hand an'S Werk zu
legen. Also dieses sogenannte novunr ernergenZ, daS man
hervorhebt, ist nicht vorhanden. Ich gehe aber noch etwaS
weiter, und erinnere daran, daß wir die betreffenden Strecken
der Ostwestdahn um sechs Millionen hätten bekommen können;
wir haben sie nicht genommen; dann für 6>/z Millionen, auch
um diesen Pieis nahmen wir sie nicht; endlich kamen sie uns
auf sieben Millionen zu stehen. DaS zeigt Ihnen, daß wir
immer tiefer hineinkommen. Nun schlägt man ein provisorisches
Trace über Aarberg vor. Ich wünsche dann, das die
Regierung, nachdem der Aarübergang ausgeführt, nachdem auf
der andern Seile Interessen hervorgerufen worden, daß sie bann
die Schienen, welche bei Aarderg gelegt worden, wegnehme.
Man sieht, wie es ln andern Kantonen mit verfehlten
Unternehmen geht; man sieht es an der schrecklichen Lage deS Jura
industriel. Es wurde bereits auf die Folgen deS Trace über
Aarberg aufmerksam gemacht. Wenn es auch nur provisorisch
erstellt wird, dann kommt die Franco-suisse jedenfalls, um dort
einen Anschluß zu suchen. Wollen Sie durch Begünstigung
einer solchen Eventualität die Linie Biel - Neuenstadt und die

ganze Eisenbahn selber verderben? Nein, daS thun Sie nicht.
Folgen Sie also dem Rathe, den Ihnen die Techniker gegeben.
Sie haben die besten Techniker der Schweiz angehört; diese

sagen, die Ueberbrückung der Aare bei Bußwyl sei möglich
ohne Korrektion deS Flusses. Ich gestehe wirklich, der Groß-
rathsveschluß vom 12. Dezember kommt mir als einer der

merkwürdigsten Entschlüsse vor. Der damalige Beschluß deS

Großen Rathes war nichts Anderes als die Folge eine» ora-
tvrischcn Momentes, einer Presston, die auf die Versammlung
ausgeübt wurde. Hätten Sie am Mvrgen abgestimmt, nachdem

man daS Gutachten der Erperlen angehört, dann bin ich

überzeugt, es hätten von 10 Mitgliedern vielleicht 9 sich für
den Vorschlag der berufenen Techniker erhoben. Damals hat
die Regierung, statt einen ehrenhaften Rückzug anzutreten,
wozu ihr der Anlaß geboten war, einen Sieg errungen, der sie

nun erschreckt. Nun erlauben Sie mir noch, Ihnen kurz zu
sagen, warum ich für daS Trace über Bußwyl gestimmt habe.
Die Herren Culmann und Hartmann sagen, ein analoges
Verhältniß eineS Flußüberganges biete die Brücke zu Ragaz,
wo die Verhältnisse schwieriger sind als an der Aare. Als
Herr Schenk mich fragte, wie ich stimme, erwiederte ich: ich

sitze auf die Schultern deS Herrn La Nicca und lasse mich von
ihm hinübertragen; er kennt die Aare, wie seine Tasche, und
noch mehr, er kennt den Rhein. Warum lch heute für
Nieversetzung einer Kommission stimme, dafür habe ich einen

Grund, der noch nicht angeführt wurde; eS ist die Thatsache,
daß in unserm Lande eine bedeutende Aufregung herrscht, eine

Ausregung, die durch einen schroffen Beschluß nie verwischt
wirb. Um seiner innern Aufregung Ausdruck zu geben, ist
dem Menschen die Sprache und die Schrift gegeben Wäre
es nur eine künstliche Aufregung, die sich kund gibt, so wäre
sie durch Gegendemonstrationen bald aus dem Felde geschlagen.
Man sagt freilich, eS sei mit der Einmischung der Helvetia
nicht so weit her, aber wenn die Leute nicht eine bestimmte

Meinung hätten, so wäre die Ausregung nicht so groß. Unter
solchen Umständen muß man sich gegenseitig zu nähern suchen.
Wenn zwei Brüder eine Erbschaft machen, wobei der Eine
im Nachtheil zu sein glaubt, und der Eine einfach sagt: Ich
habe Recht! der Andere: Nein! so bleiben sie Feinde bis zum
letzten Tage ihreS Lebens. Nähern sie sich aber, reden sie mit
einander, so verständigen sie sich leicht. DaS ist mein einziger
Grund, — um die sichtbare Aufregung zu beschwichtigen, daß
ich zur Rückweisung der Sache an eine Kommission stimme,
und da möchte ich einer spätern Stimmgebung noch gar nicht
vorgreifen. Wenn unS die Kommission sagt, eS sei bei Bußwyl
wirklich eine ernstliche Gefahr vorhanden, so werde ich für
den „Krumm" stimmen. ES freut mich, daß ein legales Mittel
gefunden wurde, eine Aufregung der Gemüther zu beschwichti-



gen, nicht dadurch, daß Jedermann eine Eisenbahn bekommt
und vor jedes HauS ein Bahnhof gestellt wird, sondern dadurch,
daß die Kommisston die Sache ernstlich und unbefangen prüfe
und alle Verhältnisse in'S Auge fasse. Sie wird nach meiner
Ansicht dadurch dem ganzen Lande einen großen Dienst leisten,
wenn eS ihr gelingt, diese Ausregung zu stillen.

Brunner. Sie werden begreifen, daß ich auf die von
Herrn Engemann gegen mich erhobenen Anschuldigungen einiges
erwiedern muß. Gottlob kann ich eS mit offener Stirne und
mit dem Bewußtsein der Unschuld ln jeder Beziehung thun.
Ich danke dem Herrn Engemann, daß er mir Gelegenheit dazu
gab. Herr Engemann beschuldigte mich in zwei Sachen der
Eigennützigkeil, und wäre die Beschuldigung wahr, so wäre eS

mehr, eS wäre Verletzung meiner Amtspflicht gewesen. ES ist
aber nicht wahr, und ich wünsche nur, wenn Herr Engemann
einmal dazu kommen sollte, in eine Regierung gewählt zu
werden, daß er mit dem nämlichen Bewußtsein in das Privatleben

zurücktreten könne Was vorerst das Moos betrifft, von
dem die Rede war, so verhält eS sich, wie folgt Ich kaufte
in der Nähe von Gümligen für den Staat und zwar für das
Zuchthaus ein MooS, das mehrern Eigenthümern gehörte und
entfumpft werde» sollte. Als der Eine Anstünde machte, er»

klärte ich ihm, sein MooS sei viel werth und wenn er nicht
Geld habe, werde ich ihm solches vom Staate auf Annuitäten
zu verschaffen suchen, damit er die Entsumpfuug mit dem Staate
vornehmen könne. Der Betreffende wollte nicht eintreten; man
war auf dem Punkte, rechtliche Schritte zu thun. Er ließ sich

herbei; ich sprach gegen ihn die Erwartung auS, daß er sein
MooS um denselben Preis verkaufen werde, wie der andere
Eigenthümer; erforderte aber die Hälfte mehr, als ich für den

Staat bezahlt hatte, wobei ich allerdings bemerken kann, daß
ich ziemlich wohlfeil gekauft habe. Ich erklärte ihm, so könne
ich nicht eintreten, und gab im den Rath, sich an einen
Privaten zu wenden. Ich sprach einem Freunde, der in Bern
wohnt, davon, daß er das betreffende Moos kaufe und mit dem
Staate gemeinschaftlich enrsumpfe; er erwiederte, er habe keine

Kenntniß von der Sache, lud mich dagegen ein, unter gleichen
Bedingungen mit ihm einzutreten, ein Anerbieten, das ich
annahm. Also ich habe nicht gekauft. Dadurch wurde der Staat
in den Fall gesetzt, dieses MooS entsumpfen zu können. Nun
frage ich: habe ich da gegen die Interessen beS Staates gefehlt?
Ich glaube, in dieser Beziehung durchaus keinen Vorwurf zu
verdienen. — Der zweite Punkt betrifft einen Holzhandel, den

man mir zum Vorwurf macht, obschon ich nicht Holzhändler
bin. Dieser Handel wurde schon vor den Asstsen erörtert. ES
sitzen Männer hier, die wissen, wie es sich damit verhält, die
mir ein so guleS, ein viel besseres Zeugniß gegeben haben als
Herr Engemann. Wie verhält eS sich mit diesem Holzhandel?
Das Forstamt Oberland hatte Holz zu verkaufen, eS fand in
Grindelwald eine Steigerung statt, und welches war das Re»

sultat? Die Grindelwalver sagten, wenn man ihnen noch Fr. 5
per Klafter geben würde, sie würden vas Holz nicht kaufen.
ES handelte sich um circa 60 Stück. Mein einziges Angebot,
das bei der Steigerung nicht vorlag, brachte ich dem damaligen
Finanzbirektor, Herrn Fueter sel., welcher den Verkauf des
Holzes als im Interesse des Staates liegend hielt. Damals
war ich Mitglied dcS Regierungsrathes. Nachher, als ich nicht
mehr im Regierungsrathe war, fand eine zweite Steigerung
über den nämlichen Wald statt. Kein Mensch als ich machte
da ein Angebot, das gerade so hoch war, wie früher, indem ich
erklärte, wenn Jemand mehr biete, so lasse ich es fahren. Das
Holz blieb mir. Ich habe also meine Stellung als Domänendirektor

nicht mißbraucht, und wünsche Herrn Engemann, daß
er, falls er einmal dazu kommt, ein ähnliches Amt zu
verwalten, dasselbe mit so saubern Fingern niederlege, wie ich.

Dr. Schneider. Herr von Gonzenbach veranlaßt mich,
noch einmal das Wort zu ergreifen Er sagte nämlich, die
Juragewässerkorrektion sei der Ausführung nicht so nahe, wie

man glaube. Da bei Bußwyl die Erstellung einer Brücke
möglich ist, abgesehen davon, ob die Korrektion der Zurage-
wässer ihrer Ausführung nahe sei oder nicht, so Hai eS für mich
nicht so großes Gewicht; aber da vielleicht Mitglieder des
Großen RatheS glauben, was Herr v Gonzenbach darüber
sagte, so erlaube ich mir, in dieser Beziehung die Erklärung
abzugeben, daß nach meiner Ueberzeugung die Juragewässer-
korrektion ihrer Ausführung noch nie so nahe stand, wie
gegenwärtig. ES ist nicht nur ein Beschluß der Bundesbchörde
vorhanden. Schon Anno 1857 wurde dem BundeSrathe ein
Kredit von Fr. 50,000 bewilligt, damit er die Vorarbeitn
ausführen lasse. Die Vorarbeiten und Pläne sind beendigt.
Wegen des Benehmens der waadtländischen Regierung gerielh
die Sache in Stockung, so daß der Bundesrath in seinem
Geschäftsberichte von 1869 erklärte, er bedaure, baß die betheiligten
Kantone ihm nicht mehr Gelegenheit gegeben haben, in der
Sache vorzugehen. Nach Annahme ver Motion Bünzli
unterliegt es nun aber keinem Zweifel mehr, daß weitere Schritte
geschehen werden. Ich mache wiederholt aufmerksam, daß der
BundeSrath einen Bundesbeitrag von 30—40 Prozent der Ge-
sammtkosten an die Rheinkorrektion beantragt Unser Korrek-
tionSunternehmen ist so weit vorgeschritten als dasjenige am
Rhein, in gewisser Beziehung noch weiter. Wenn Solothurn
und Bern einverstanden sind, so können die Korrektionsarbeiten
in den untern Gegenden beginnen. Am Rhein besteht gerade
ein umgekehrtes Verhältniß. So weit der Rhein in österreichischen

Händen ist, konnte eine Einwilligung bisher nicht erzielt werden;
also in dieser Beziehung sind wir weiter vorgeschritten als in
St. Galler. Dessenungeachtet liegt dieser Antrag von Seite
des Bundesrathes vor, und ich zweifle durchaus nicht, daß er in
der Bundesversammlung seiner Zeit durchgehen wird, und gehl
er durch, so wird auch unser Unternehmen durchgehen. DaS
sind die Hoffnungen, auf die ich baue. Aber ich erkläre noch

einmal, ich halte dafür, eine Korrektion der Aare behufs deS

Brückenbaues sei nicht nöthig, weder ganz noch theilweise, und

wenn Sie erlauben, so will lch Ihnen einen Brief des Herrn
La Nicca hierüber mittheilen ES wurde nämlich in der frühern
Verhandlung manches Unrichtige mugeiheilt Man behauptete,
daS Aarebett sei bei Bußwyl 4000 Fuß breit, der Fluß höhle
in 24 Stunden 30—40 Fuß aus. Ich will Jedem, und wenn
eS Herr Schiffmeister Hirter wäre, nachweisen, daß dieß unrichtig
ist. Der Herr Baudirektor sagte, daS Gefäll der Aare und ihre
Wassermasse feien größer als diejenige des Rheines bet Ragaz. Beides

ist unrichtig. Wir haben an der Aare ein Gefäll von ungefähr

1/s °/«, am Rheine steigt eS bei hohem Wasserstand bis aus
2 °/o und noch mehr. Und nun ist die Stelle bei Ragaz. wo
die Brücke gebaut wurde, die ungünstigste, die es geben kann.

Ich war voriges Jahr Augenzeuge, daß ein Joch weggerissen

wurde; dessenungeachtet blieb die Brücke stehen; die Lokomotive

stutzte einwenig, dann fuhr sie doch hinüber und eine Stunde
später auch der Zug. AlS Berichtigung will ich nun den Brief
des Herrn La Nicca mittheilen; er sagt darin folgendes: „In
der letzten Einsendung im „Bund" wird behauptet, eS habe die

von mir citirte Brücke von Ragaz ihre Solidität sehr schlecht

bewährt. Um die Unrichtigkeil dieser Angabe zu widerlegen
muß ich mir erlauben, einige Notizen über diesen Brückenbau

anzuführen, welche um so mehr Glauben verdienen dürften,
als ich bei den Verhandlungen über diese» Brückenbau in der

Direktion der Südostbahn und mir der technische Theil anvertraut

war Ich habe damals die Brückenstellung als eine sehr

gefährliche bekämpft, namentlich wegen der unmittelbar ob

derselben einmündenden Tamina und beantragte, sie wenigstens

noch etwas weiter flußabwärts zurücke», um sie der Einwirkung
dieses Wildstromes möglichst zu entziehen Allein St. Gallen
wollte dieses nicht zugeben, weil dadurch die Station noch mehr

von Ragaz, als jetzt, entfernt worden wäre. WaS das Brückenprojekt

anbelangt, so hat der damalige englische Oberingenieur
HemarS ein solches entworfen, mit dem ich, als technischer

Direktor, durchaus nicht einverstanden war. Weil ich deßhalb

auch eines anfertigte. so erhob sich ein Streit und eS wurde



32

Herr v Pauli, Generaldirektor der k. dänischen Bahnen als
Erperte berufen, welcher meinem Projekt den Vorzug ertheilte,
welches dann durch einen Seperalvertrag mit Pickering, unter
der Leitung von Ingenieur Gugelberg. ausgeführt wurde. Wegen
der Verlragsbestimmung mit der englischen Gesellschaft mußte
ich mich an eine Holzbrücke halten. Dazu wählte ich daS
bekannte Jowesche (amerikanische) System. DaS Besondere hiebet

war aber, daß der Brückenkörper auf hölzerne Joche gestellt
weiden mußte, theils wegen Mangel an Zeit für Erbauung
steinerner Pfeiler, theils wegen Schwierigkeiten der Gründung,
bei dem noch gar nicht gebildeten hoch mit Geschiebe angefüllten
Rhcinbctt. Allein da unter solchen Umständen wie bei der
unausbleiblichen Vertiefung deS Rheines, zu befürchten stand, daß

die Jochpfähle nicht lief genung eingerammt werden konnten,

um den UntcrspühlungSgefahren zu entgehen, so habe ich eine

solche Verstärkung und Anordnung des Brückenkörpers zu
erzielen gesucht, auf daß, wenn ein Jock weggerissen werde,
dasselbe dennoch stehen bleibe. Dieses ist auch wirklich vor zwei
Jahren geschehen, ohne daß irgend welche Unterbrechung deS

Verkehrs stattgefunden hat. Dabei wiederhole ich, daß die

Stellung dieser Rheinbrücke, welche also ihrem Zweck vollkommen
entspricht, eine vielfach gefährdctere ist als eS jene über die

Aare bei Bußwyl wäre, indem erstere dem direkten gefährlichen
Einfluß eimS gcschiebschwangern WildstromeS ausgesetzt ist,
in einem durchaus wilden Flußbett steht, durch welches Gc-
schiebSmassen gerollt werden, denen gegenüber jene der Aare
nur als Flugsand erscheinen und deren Widerlager und Joche
einem Strom zu widerstehen haben, welche bei Anschwellungen
eine doppelt größere Wassermaße und ein circa dreimal stärkeres

Gefäll besitzt, als die Aare!" Ich füge bei, daß eS bei Ragaz
eine Stelle gibt, wo man das Geräusch der Kieselsteine vom
Geräusche des Wassers unterscheiden kann. Dort führt der
Rhein wirklich Kiesel, gegen welche daS Geschiebe der Aare
wie Flugsand erscheint. Aus diesem Briefe sehen Sie, daß

Herr La Nicca »och weiter geht als ich. Er sagt: daS Gefall

des Rheines ist dreimal stärker, und dennoch steht die

hölzerne Brücke. Ich konnte daher nicht begreifen, wie Sie den
Beschluß vom 12. Dezember fassen konnten. Bei diesem Anlasse
komme ich auf eine Bemerkung des Herrn Niggeler zurück. Er
zitirte als Beispiel Herrn Escher, der unter Umständen auch
Umwege mit Eisenbahnen mache. ES ist allerdings richtig, daß
die Repisch.-Linie etwas länger ist als die Sihlthal-Linie. Aber
Zürich befolgt eben da zunächst eine kantonale Politik Zürich
hat sein Eisenbahnsystem so eingerichtet, daß bald kein Bezirk
mehr ist, der nicht eine Wasserstraße oder eine Eisenbahn hat.
Herr Escher hätte ebensogut dem See entlang bauen können,
aber was wollte er? Das Gegentheil dessen, was Bern hätte
anstreben sollen: die Forlsetzung nach der Ostschweiz und die
Verbindung der Union-suisse. Das kennt Herr Niggeler so gut
als ich

Lehmann, I. U Wenn ich heule das Wort ergreife,
so geschieht es, um den Standpunkt zu rechtfertigen, den ich
m der letzten Sitzung einnahm Ich stimmte für das Trace
über Aarberg. Man wird mir um so weniger verübeln, wenn
ich hier das Wort ergreife, als ich mein Votum damals nicht
begründete, als man den Beschluß vom 12. Dezember als einen
unglücklichen bezeichnet und eine außerordentliche Versammlung
des Großen Rathes deshalb veranlaßt wurde. Ich muß
gestehen, daß ich damals nicht glaubte, daß eine solche Aufregung
entstehen würbe, denn wir haben schon viel ernstere und wich,
tigere Beschlüsse gesaßt, ohne daß eine Zurücknahme derselben
verlangt worden wäre. Herr Regierungsrath Schenk zeigte
Ihnen gestern, daß man auch anderSwo große Umwege nicht
scheute; so bei Burgdorf und an andern Orten, z. B. auf der
Langnau - Linie bei der Emmenmatt, ebenso in der Nähe von
Langenthal, einen Umweg, den Herr Bützberger befürwortet
hat. Es ist ein Beweis, daß die gerade Linie nicht immer die
beste ist. Es geht eben lange, bis eine Ortschaft entstanden
ist, und insofern müssen die thatsächlichen Verhältnisse Berück¬

sichtigung finden. Die Anlegung einer Eisenbahn ist Sache
der Erwägung und Berechnung, aber so viel ist richtig, wenn
eine Linie den Ortschaften nachgeführt wird, so wird sie durch
den Verkehr mit denselben alimentirl und kommt denselben zu
gut. AngesichiS dieser Erscheinung also würde der Beschluß
vom 12. Dezember nicht das Schicksal verdienen, das man ihm
bereiten will. Gleichwohl nahm ich den Antrag der Regierung,
über Aarberg zu bauen, mit beklommenem Herzen auf; auch
ich hätte ungleich lieber über Bußwyl gehen mögen, weil ich
fand, die Berührung von Aarberg durch die Eisenbahn habe
nicht die Bedeutung, daß man deßhalb dem Jura, der Bevölkerung

von Biel und Umgegend zumuthen könnte, diesen Umweg

zu machen, abgesehen davon, baß die kürzere Linie auch
für den FiSkuS ein günstigeres Resultat zur Folge gehabt hätte.
Ich sage also, ich hätte viel lieber für das Trace über Bußwyl
gestimmt. Aber ich habe nicht unüberlegt gestimmt, sondern
mit gutem Gewissen und reiner Ueberzeugung meine Stimme
abgegeben, und ich will Ihnen sage», wie ich die Sache
auffaßte. Vorerst fragte ich erfahrene Männer aus der beireffenden

Gegend, was die Folge einer Ueberbrückung der Aare bei

Bußwyl sein werde. Der Eine sagte, die Aare habe dort einen
sehr unregelmäßigen Lauf, sie mache in einem Tage 10—20 Fuß
und noch mehr Aushöhlungen. Auf solche Mittheilungen hin
fand ich die Sache bedenklich. Ich legte großes Gewicht auf
das Gutachten deS OberingenieurS der Staatsbahn, der doch
Zutrauen verdient. Er behauptet deS Bestimmtesten, wenn man
die Aare gerade lege und daS Geschiebe infolge dessen rascher
abwäriS gelangen kann, so müsse man den Fluß auch weiter
unten korilgiren, um die dortigen Gegenden nicht in Schaden
zu bringen. Was sagt nun das Gutachten der berufenen
Erperte» und dasjenige des Herrn La Nicca? DaS Gutachten
der Erperlen verlangt, daß obenher der Brücke Schwellenbauten
aus einer Strecke von 2000 Fuß und untenher derselben solche
in einer Ausdehnung von 500 Fuß gemacht werden, um die
Brücke sicherzustellen. Nun fragte ich mich: wenn zur Sicherung

der Brückenköpfe solche Bauten nöthig sind und die
Ansichten der Ingenieure so auseinandergehen, — sind wir dann
sicher, daß wir nicht noch andere Bauten ausführen müssen?
Aber selbst angenommen, eS hätten Sicherungsarbeiten auf einer
Strecke von 2500 Fuß genügt, mußte man annehmen, wenn
der Kanton für diese Korrektion den kleinen Finger gebe, so

müsse er sicher die ganze Hand geben. Es hätte nicht gefehlt,
baß die untern Gemeinden gesagt hätten, schon die erwähnten
StcherungSbauten bringen ihnen Schaden, und daß sie

Entschädigung verlangt hätten. Man sagt freilich, der Staat soll
sich durch Gesetze schützen Wir wissen, wie eS ihm geht, wenn
er in Prozesse verwickelt wird; er bekommt in der Regel
Unrecht. Man mußte sich also fragen: wenn solche Folgen
eintreten, ist dann anzunehmen, daß der Staat sein Recht behaupten
könne Im Gegentheil, die Macht der öffentlichen Meinung
würde dann dahin führen, daß die Aarkorrektion weiter
ausgeführt werden müßte. Ich fragte mich weiter: wie steh« eS

mit dem Gutachten veS Herrn La Nicca, auf das wir in dieser

Sache daS Hauptgewicht legen müssen? Er sagt, unter der

Voraussetzung, daß die Juragewässerkorrektion nach seinem Plane
ausgeführt werde, könne man bei Bußwyl eine Brücke erstellen,

ohne daß man Schwellenbaulen anlegen müsse; man errichte
starke Dämme und eine provisorische Brücke, die nur so lange
dauern müsse, bis die Aare in den Bielersee geleitet werde.
Könnten wir unter dieser Voraussetzung ohne irgendwelches
Bedenken bei Bußwyl über die Aare setzen? Ich mußte diese

Frage verneinen. Wenn auch das Unternehmen der Jura-
gewässerkorreklion nicht verpönt werden soll, daS darf nicht
geschehen, so darf der Staat doch nicht sich in ein so großes
Unternehmen einlassen, ohne dessen Tragweite und die Kosten

genauer zu kennen. Von diesem Standpunkte auS konnte ich

also nicht anders stimmen als für daS Trace über Aarberg;
ich darf dieses Votum mit ruhigem Bewußtsein vor dem Volke
verantworten, denn ich habe mich reiflich geprüft und nach der

damaligen Lage der Dinge konnte ich nicht anders stimmen. —



Ich fragte mich ferner: kann ich unter der Voraussetzung, wie
fie Herr LaNirca ausspricht, vaß nämlich die Juragewäffer-
Korrektion binnen wenigen Jahren zur Ausführung gelange, zur
Ueberbrückung der Aare bei Bußwyl stimmen? Auch diese

Frage mußte ich verneinen, indem ich mir sagte: wenn zwanzig
oder noch mehr Jahre verflossen sind, seitdem jenes große
Unternehmen planirt und devisirt wurde, ohne daß die bctheiliglen
Kantone sich über das Beitragsvcrhältniß einigen konnten, —
wie viel mehr Hoffnung soll dann vorhanden sein, nachdem
wir die Bauten an der Aare an die Hand genommen, nachdem
der Ertrag der SchifffahrtSgebühren so sehr geschmolzen ist?
Mit Rücksicht aus die Stellung des Jura konnte ich nicht
anders als für das Tracé über Aarberg stimmen. Damit soll
aber durchaus nicht gesagt sein» ich sei gegen die Zuragewässer-
korrektion, im Gegentheil, ich sympathisire mit diesem Unter
nehmen, weil ick in der Verbesserung deS BodenS und in der

AuStrocknung der Möser eine Vermehrung der LandeSwohlfahrt
erblicke. Aber bevor wir faktisch diese Korrektion an die Hand
nehmen oder uns davon abhängig machen, soll vor Allem der
Bundesbeitrag ermittelt, der Kostenbetrag des Ganzen und daS

Betheiligungsverhällniß der verschiedenen Kantone festgestellt
werden. Denn wenn der Kanton Bern sich abhängig macht,
so könnte eS uns damit gehen» wie es in Eisenbahnsachen dem

Staate gegenüber andern Kantonen ging, z B Luzern gegenüber,

von dem wir ein freundliches Entgegenkommen erwarteten.
Wenn die andern Kantone sähen, daß wir bereits in dem
Unternehmen stecken, so könnten sie unS schwerere Bedingungen
machen. Ich will mich also in keiner Weise verfänglich machen,
bevor wir festen Boden haben. — Heute liegt uns der Antrag
auf Ernennung einer Kommission vor, welche die Frage zu
untersuchen hätte, inwiefern auf den Beschluß vom 12. Dezember
zurückzukomme» sei. Herr v Gonzenbach findet das nicht so
schwer. Er zitirte Beispiele von Fällen, wo der Große Rath
auch auf frühere Beschlüsse zurückkam DaS wissen wir, daß
im Leben nichts für die Ewigkeit geschaffen, alles der Veränderung

unterworfen ist. Aber wenn der Große Rath in einer
so wichtigen Frage, wie in der vorliegenden, einen Beschluß
gefaßt hat, und in so kurzer Zeit das Begehren gestellt wird,
darauf zurückzukommen, so glaube ich diejenigen, welche über
Bußwyl wollen, werden es zugeben, wie die Andern —, daß
eS etwas Stoßendes habe, und ich hätte namentlich von Herrn
v. Gonzenbach, der sonst gewohnt ist, für die Würde der
Behörde einzustehen, gewünscht, das er eS weniger breit ausgebeutet

hätte, denn ich höre nicht gerne auseinandersetzen, wie
der Große Rath Beschlüsse, die er vielleicht eilfertig gefaßt»
abgeändert habe. Ich hätte sehr gewünscht, daß Männer in
und außer dem Großen Rathe einläßlicher eingetreten wären
und mit dem Volke über die Sache gesprochen hätten. Es thut
mir daher heute sehr wehe, auf dieselbe zurückzukommen. Denn
der Große Rath von Bern, der bei verschiedenen Anlässen der
ganzen Schweiz daS Beispiel eines entschiedenen Willens gab,
der Gesetze erläßt und sie unerbittlich vollziehen läßt, kommt
nicht leicht auf gefaßte Beschlüsse zurück. ES hatte daher etwas
Stoßendes für mich Denn gerade dem Bernervolke legt man
die Eigenschaft eines entschiedenen Willens bei. Man sagt:
die Berner sind langsam, aber wenn sie einmal da sind, dann
sind sie da. ES schmerzt mich deßhalb, auf den Beschluß einer
so großen Versammlung zurückzukommen. — Nun verlangt man,
daß untersucht werbe, ob die Gefahren eines AarübergangeS
bei Bußwyl wirklich so groß seien, wie wir befürchten. Von
meinem Standpunkte aus erwarte ich von den Ingenieuren
nicht viel, seitdem ich gesehen habe, daß die Herren
widersprechende Ansichten haben, wie die Juristen. ES ist damit
eine eigene Sache. Bei Anlaß der Behandlung der Frage über
die Linie Bern - Thun z. B sagten uns die hervorragendsten
Juristen, die Konzession der Centralbahn sei erloschen, andere
ebenso angesehene Männer behaupteten nach ihrer innigsten
Ueberzeugung das Gegentheil. Zudem macht eS auf mich den
Eindruck, es mache ein wenig zu viel Aufsehen, wenn man
noch mehr Gutachten einholt. Indessen bin ich über einen

Tagblatt des Großen Rathes «8«?.

Punkt, der mir zur Kenntniß gelangte, nicht im Klaren. Wenn
es richtig ist» daß die Linie von Paris durch den Jura nach
Bern kürzer wäre, wenn über Bußwyl gebaut würde, und
auf der andern Seite der Anschluß der Franco - Suisse zu
befürchten stände, so sind dieß sehr gewichtige Gründe, die Frage
nochmals in Erwägung zu ziehen, ob eS nicht möglich wäre,
bei Bußwyl über die Aare zu bauen, ohne vaß der Kanton
den Gefahren ausgesetzt würde, die man bezeichnet hat.
Denn der fragliche „Krumm" wäre dann viel nachtheiliger,
und mit Rücksicht auf diesen Punkt namentlich kann ich
mich ganz gut dazu verstehen, daß man die Frage noch
näher prüfe. Die Idee, die Eisenbahn für den Kanton Bern
möglichst nutzbar zu machen, soll uns leiten. Wir waren
bisher zwar nicht gar glücklich in Eisenbahnsacke», aber daS
soll uns nicht veranlassen, die Idee für Bern's künstige Größe
preis zu geben. Eine Abkürzung der Linie liegt im Interesse
deS Kantons, und wir sollen Alles thun, vaß diese Idee sich
verwirkliche, und dazu kann nichts mehr beitragen als die
Herstellung einer direkten Verbindung von Paris durch den Jura
über Bern nach dem Osten. Ich bin überzeugt, daß einmal
ein Tunnel durch den Goilhard oder Lukmanier gebaut und
dann auch die direkte Verbindung mit Luzern hergestellt wird.
Es ist also nur eine momentane Unterbrechung unsern
Hoffnungen, die wir nicht aufgeben sollen, sie weiden sich erwahren
Man soll daher momentaner Schwierigkeilen wegen nicht vom
Slaatsbau zurückkommen. Die Gründe, die mich bewogen,
zum StaaiSbau und gegen Sie Geldmächte zu stimmen,
bestimmen mich noch heute, daran festzuhalten — Ick wünsche
die Rückweisung an eine Kommission noch aus einem western
Grunde. Die letzten Beschlüsse der Bundesbehörden in Sachen
der Juragewässerkorrektion find wichtig genug, um zu untersuchen,
ob nicht gerade mit Rücksicht auf die gegenwärtige Sachlage
ein angemessener Beitrag deS Bundes erhältlich und eine
Verständigung unter den betheiligten Kantonen zu erzielen wäre.
In Verbindung damit könnten wir einen Ueberblick über die
Tragweite und die Kosten deS Unternehmens erhalten.
Bekanntlich wäre die Eindämmung der Aare von Aarberg abwärts
gräßtentheilS unnütz, wenn später die Juragewässerkorrekiion
nach bem Plane des Herrn La Nicca auf daS Tapet käme.
Die Bewohner der untern Gegenden sagen bekanntlich, wenn
die Aare nur eingedämmt, nicht in den Bielersee geleitet werde,
so kämen sie in noch bedeutendem Schaden als bisher. Daher
wünsche ich, daß man mit etwelcher Sicherheit zu einem Antrage
stimme» könne. Ein weiterer Grund, der mich bewegt, zu
nochmaliger Rückweisung zu stimmen, ist folgender. So sehr
ich meinerseits mit gutem Gewissen und reiner Ueberzeugung
zum Antrage des RegierungSralheS gestimmt habe, so mißkenne
ich durchaus nicht die redlichen Absichten und die Ueberzeugung
derer, welche über Bußwyl wollen, und möchte ich den dahertgen
Wünschen möglichst Rechnung tragen, um Gelegenheit zu geben,
wenn möglich zu etwas Bessern, zu gelangen. Ich wünsche,
wenn eS ohne Gefahr für die Interessen des Kantons geschehen
kann, für die Linie über Bußwyl stimmen zu können Ich
wünsche, daß der Kanton Bern seine Kräfte nicht zersplittere,
daß er nicht wieder Erlebnisse haben müsse, wie wir sie seiner
Zeit zum Nachtheil des Landes hatten. Ich schließe mit dem
Wunsche, daß die zu ernennende Kommission in Frieden und
Ruhe die Sache prüfe und Anträge stelle, wie sie daS Interesse
des Landes erfordert.

G a n g uillet stellt den Antrag, die Verhandlungen bis
Nachmittags drei Uhr zu unterbrechen.

Ca rlin beantragt Fortsetzung der Berathung und wünscht
mit Rücksicht auf die bereits erschöpfte Erörterung des

Gegenstandes, daß die noch eingeschriebenen Redner auf das Wort
verzichten, damit zur Abstimmung geschritten werden könne

Seßler und Bützberger erklären in der Voraussetzung,

daß andere Mitglieder der Versammlung dasselbe thun
werden, auf das Wort zu verzichten.
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v. Känel bemerkt, daß er die Versammlung nicht lange
aufhalten werde, jedoch nicht ganz auf daS Wort verzichten
könne.

Bon anderer Seite wird eine Unterbrechung bis zwei Uhr
beantragt und vom Großen Rathe mit 89 gegen 74 Stimmen
beschlossen.

Unterbrechung der Berathung: 12/z Uhr Mittags,

Fortsetzung der Berathung um 2 Uhr
Nachmittags,

Mühleth aler. Ich habe bloß dem Herrn RegierungS-
ralh Schenk eine Erwiederung zu machen. Er machte mir
gestern das Kompliment, ich sei mit fliegender Fahne in daS

andere Lager hinübergegangen. ES freute mich an diesem

Kompliment, daß er meinen Worten einen militärischen Charakter
beilegte. Er kannte den Grund, warum ich seiner Zeit für die

lange Aarbergernase stimmte. Aber was mich noch mehr freute,
ist, daß Herr Schenk nicht nur die fliegende Fahne, sondern
noch das klingende Spiel mit hinüber genommen hat; er zog
aber Futter über die Fahne. Er kam jedoch nicht über das
MooS, dort blieb er, um zu rekognoSziren, ob etwas verdächtiges

da sei. Ick zweifle indessen nicht, daß er auch »och zu
mir hinüber komme. DaS aber kränkte mich fast von seiner

Seite, da er noch nicht lange Militär ist, daß er mir sagte,
ich sei fahnenflüchtig geworden. Ich habe die Fahne
mitgenommen Nur das zur Erwiederung.

G feller zu Wichtrach. Ich will Sie nicht lange
aufhalten, aber ich bin doch im Falle, mir einige Worte zu
erlauben. ES wurde namentlich von einem Redner hervorgehoben,

daß außer den berufenen Technikern auch die Mitglieder
deS Direktoriums alle die gleiche Ansicht haben, welche dahin
geht, daß Bußwyl der geeignete UebergangSpunkt sei. DaS
kann ich allerdings nicht begreifen, und berufe mich in dieser

Beziehung auf daS Votum eines der Herren Direktoren, der
als einer der wichtigsten gelten soll, der an Ort und Stelle
war, um sich zu überzeugen, ob Bußwyl wirklich der geeignetste

Uebergangspunkt sei. Herr Slockmar sprach sich in der Sitzung
vom 6. Dezember folgendermaßen aus: „Gestern habe ich
bereits meine Funktionen begonnen, und ich muß gestehen, daß
ich von meiner Reise nach Aarberg unangenehme Eindrücke
hergebracht habe. Als ich verreiste, hatte ich die Idee, die

Eisenbahn müsse über Bußwyl gehen, und ich bin nun mit
entgegengesetzter Idee zurückgekehrt." Nun kann ich nicht
begreifen, daß man, nachdem man infolge eines Augenscheins die

Ueberzeugung geändert hat, dem Großen Rathe darauf hin
erklären kann, die Herren seien alle einstimmig gewesen. Man
sagte ferner, die Sachlage habe sich jetzt bedeutend geändert,
aber ich begreife diese Aenderung nicht. Man spricht zwar
davon, der Bund habe in letzter Zeit große Geneigtheit an den

Tag gelegt, KorreklionSuntcrnehmungen, wie die Entsumpfung
deS SeelandeS, die Rheinkorreklivn u. f. w. zu unterstützen
Allein der Bund hat schon öfter andere Kantone unterstützt,
während Bern immer stiefmütterlich behandelt wurde. Ich
finde nichts Neues in dem Vorliegenden. Wir haben eine

Botschaft deS BundeSratheS an die Bundesversammlung über
die Angelegenheit der Juragewässerkorrektion vom Jahre 1857;
damals wurden neue Befinden aufgenommen und da erscheinen
eine Menge Techniker, die ihre Devise eingaben. Daraus sehen

wir, daß der Plan deS Herrn La Nicca, der als der richtigste
betrachtet wird (ich halte ihn auch dafür), auf Fr. 9.096,595

veranschlagt ist; andere Techniker schlagen die Kosten desselben
auf Fr. 18,400,000 an, Einer berechnet dieselben auf 19
Millionen und Einer geht sogar auf 23 Millionen; so wurde
der gleiche Plan geschätzt. Ich warme das letzte Mal davor,
daß man sich nicht in einen Sumpf einlasse, wo der Staatswagen

stecken bleibe. Ich glaube, es sei ein beachtenswerther
Fingerzeig, wenn die gelehrten Techniker so weit auseinander
gehen, von 9 bis auf 23 Millionen, und frage, ob wir eigentlich
eine gründliche Uebersicht über das Unternehmen haben. Ich
führe das nur an, weil ich große Gefahr in der Sache fand;
deßhalb warnte ich schon früher und warne noch heute. Bei
frühern Unterhandlungen wurde folgende Skala behufs Ver-
theilnng der Kosten vorgeschlagen: Bern hätte 51 Prozent,
Freiburg 16 Prozent, Waabt 25 Prozent, Neuenburg 6 Prozent
übernehmen sollen; Solothurn mußte aus dem Spiel gelassen
werden, weil eS in Opposition mit den gemachten Anträgen
stand. Von der verbesserten Schifffahrr versprach man sich
einen beträchtlichen Beitrag. Ich faßte das Gelände auch in'S
Auge, und beim ersten Blicke schien es mir ebenfalls, die Linie
über Bußwyl sei die geradere. Allein ich wohne auch an der
Aare und wollte mich näher oricntiren; infolge dessen gab ich
dem sicherern Trace den Vorzug Man behauptet, die zu
Rathe gezogenen Ingenieure seien alle einig Ich glaube wohl,
baß sie sagen, man könne über Bußwyl; es fragt sich nur,
wie? Sie sagen, mittels einer Korrektion. Dann ist es
unvermeidlich daß wir vie unausbleiblichen Folgen davon zu
tragen haben. Herr La Nicca sagt in seinem Berichte, wenn
man die Korrektion anfange, so müsse sie ganz durchgeführt
werden, damit nicht daS Geschiebe in den untern Gegenden
liegen bleibe und die Ueberschwemmungen nicht noch größer
werben als bisher. Dann werden wir kaum mehr daraus
kommen; deßhalb sollen wir uns wohl hüten, in ein Verhältniß
einzutreten, wo wir nicht im Klaren sind. Ich habe noch kein
einziges Wasserbauunternehmen gesehen, das nicht die Hälfte
mehr gekostet hätte, als eS projektirt war. Die Sache wurde
also von Bundes wegen nnlersucht; die Kosten müssen nach
der Ansicht des BundeSratheS außerordentlich vermehrt werden,
und die Erperlen dieser Behörde hielten sich ziemlich an den
höchste» Voranschlag. Ich komme darauf zurück, daß kem
Grund vorliegt, anzunehmen, die Sache habe sich wesentlich
geändert. Schon von 1674 bis 1816 fanden von Seite deS

Kantons Bern Verhandlungen und Versuche statt. Ich bin
also der Ansicht, wir sollen bei einem sichern Trace bleiben,
und das ist dasjenige über Aarberg. Nun wird Rückweisung
an eine Kommisston beantragt. Ich glaube, wenn der Große
Rath daö erste Mal mehr Zeit und Ruhe gehabt hätte, sich

auszusprechen, so wäre nicht diese Agitation entstanden. Je
länger man verschiebt, desto größer wirb der Zankapfel Nicht
nur daS; die Eröffnung der Eisenbahn wird um ein ganzes
Jahr verspätet, und eS wäre eine Unveraniwortlichkeit, wenn
der Staat Bern die damit verbundene Einbuße zu tragen hätte
In erster Linie stimme ich daher zur Tagesordnung. Wenn
aber eine Rückweisung erfolgen soll, so soll der RegierungSralh
die Sache untersuchen. Es sind Männer des Zutrauens, denen
ich vollkommen vertraue.

RöthliSberger, Gustav. Es wäre unbescheiden von
mir, wenn ich, nachdem wir nun zum zweiten Mal dieselbe

Angelegenheit in einer zweitägigen Diskussion erörtern, meine

Ansicht einläßlich begründen wollte. Ich ergreife daS Wort,
weil ich glaube, ich sei eS meiner Ueberzeugung als Mitglied
der obersten Landesbehörde schuldig. Heule wurde von einem

Kollegen bemerkt, diese Sitzung sei keine erfreuliche. Für mich
ist sie nicht nur keine erfreuliche, sondern eine höchst betrübende.
ES ist gewiß Keiner unter unS, den eS nicht bemüht, einen von
dem bet Eiden zusammenberufenen Großen Rathe gefaßten
Beschluß abzuändern. Der Herr Regierungspräsident bezeichnete
gestern die Fälle, wenn auf gefaßte Beschlüsse zurückgekommen
werden soll. Er sagte nämlich, der erste Fall trete ein, wenn
das System der Verwaltung ändere. Diesem pflichte ich voll-



kommen bei. Ein Beispiel, daS Herr Blösch anführte, paßt

gerade dahin; eS paßt aber nicht aus den Kalt, der hier vorliegt.
Es ist die Wahlkreiseiniheilung von Aarderg, die ferner Zeit
abgeändert wurde; nachher erhielt eine andere politische Richtung
in der Verwaltung die Mehrheit und hob den betreffenden

Beschluß auf; ich begriff cS gut. Ein zweiter Fall ist der,

wenn sich ein Beschluß in seiner Ausführung als der Wohlfahrt

des Landes zuwider zeigt, DaS paßt auch nicht hieher.

Wir berathen u»S erst noch, welche Richtung das Trace nehmen

soll; von der Ausführung ist noch nicht die Rede. Der dritte

Fall kommt, wenn die Situation eine andere geworden, wenn
etwas Neues dazwischen getreten ist, und da hielt man unS

gestern diese Enlsumpfungsfrage als Etwas vor, daß einen

andern Beschluß rechtfertigen würbe. Es schmerzte mich wirklich,

daß man gestern auf diese Weise die Dache darstellen konnte,
als wäre die EnlsumpsungSsrage in ein ganz neues Stadlum
getreten, das eine Aenderung des Beschlusses vom 12, Dezember

begründen würde Ich kann nicht glaube», daß es dem Herrn
Regierungspräsidenten mit setner Argumentation so ernst sei,

wie eS schien. Er entwickelte sie zwar weitläufig, indem er sich

auf den Regierungswechsel im Kanton Waadt, auf Vorgänge
in der Bundesversammlung berief u. s. w Ich will nicht
weiter daraus eintreten, aber ich führe nur vas an, was ich

auS dem Kanton Neuenburg, wo ich Verwandle habe, und
auS dem Kanton Waadt, wo ich Bekannte habe, vernahm.
ES besteht darin, daß die Korrektion der Iuragewässer in diesen

beiden Kantonen eine gar nicht populäre Frage ist. Der Bauernstand

begreift nichts davon, er raisonnirl einfach so, das
betreffende Land erfordere keinen Dünger, wenig ArbetlSkosten u, f. s,

Ich kann dieser Entsumpfungssrage nur insofern Bedeutung
abgewinnen, wenn wir einen Mann haben, der sich der Sache

ganz widmet. wenn wir einen zweiten Escher von der Linlh
haben. Bis dahin glaube ich nicht, was man uns gestern

sagen konnte, weil der Kanton St, Gallen 3 Millionen für
die Rheinkorrektion bekomme, so werbe der Bund auch die Ent-
sumpfung beS SeelandeS in ähnlichem Verhältniß unterstützen.

Ich kann eS gerade deßwegen, weil der Bund einen solchen

Beitrag an die Rheinkorrektion gibt, nicht glauben. Herr von
Gonzenbach führte als viertes Moment die Agitation an, welche

im Lande bestehe ES thut mir sehr leid, daß Herr v,
Gonzenbach das angeführt hat. Von dieser Agitation weiß ich

nichts, als was man uns hier vorgelegt hat: Bittschriften in
diesem und jenem Sinne; aber daß es eine Agitation wäre,
die den Landfrieden gefährde, davon ist keine Rede. Man findet
immer etwas, wenn man will. Ich glaube, es sei nichts als
solche Gründe, die vorgeschoben werden müssen, wenn man dem

Beschlusse vom 12. Dezember mit irgend welchem Gewichte zu
Leibe gehen will. Ich bin kein leidenschaftlicher Liebhaber der
Linie über Aarberg, der dortige „Krumm" gefällt mir nicht,
obschon ich am 12. Dezember nicht daS Wort ergriff, aber die

mit einem Aarübergang bei Bußwhl verbundenen Schwierigkeiten

erfüllten mich mit Besorgniß. Der Grund, warum ich
für das Trace über Aarberg stimmte, ist der: ich halte Aarberg
für den eigentlichen Schlüssel deS SeelandeS, eS münden auf
diesem Punkte fünf große Landstraßen ein, und in diesem
natürlichen Verkehrspunkte haben wir schon einen Faktor für die

Rentabilität der Eisenbahn. Daß wir damit gegenüber Büren
Interessen verletzen sollen, kann ich nicht einsehen. Büren hat
selnen natürlichen Ausgangspunkt bei Pieterlen, eine kleine
Stunde entfernt, auf die Centralban; Aarberg dagegen hat gar
keine Verbindung mit der Eisenbahn und die Interessen deS

Lokalverkehrs rechtfertigen das Trace über diese Ortschaft. ES
wurde heute viel davon gesprochen, man solle diese Linie nicht
als eine bloße Lokalverkehrsader betrachlen. Ich bin mit dem
betreffenden Votum nicht einverstanden. Vorerst wünsche ich,
daß, wenn der Staat baut, er vor Allem auS für die

Förderung deS Lokalverkehrs, für Hebung der öffentlichen Wohlfahrt,

der nationalen Interessen sorge ; er ist in einer ganz
andern Stellung als eine Privatgesellschaft, oder wie die

Ostwestbahngesellschaft, — da hindurchzugehen, wo cS am wenigsten

Geld kostet. Ein zweiter Grund sind die technischen
Schwierigkeiten. Ich verlegte mich auf daS Studium der drei
technischen Gutachten, aber in keinem fand ich diejenige Gründlichkeit,

das Gepräge der Gewissenhaftigkeit, die Genauigkeit,
welche wünschbar gewesen wäre. Der Grund, warum ich Herrn
Gränichcr besonderes Zutrauen schenke, ist der: er ist bekanntlich
angestellt als Oberingenieur der StaatSbahn, als solcher ist er
verantwortlich, nicht nur für die Ausführung der Eisenbahn,
sondern auch für die Sicherheit des Betriebes. Nun frage ich
mich: was sind alle diese Nachtheile, die man hervorhob?
Der erste betrifft die Verlängerung der Linie, den Umweg von
ungefähr einer Stunde. Ist das ein so großer Unterschied, —
eine Verlängerung der Fahrzeit von ungefähr 10 Minuten und
eine Mehrausgabe von ungefähr 30 Centimes? Man sagte
gestern, man solle sich hüten, den Jura zu verletzen. Der Jura
kann mir nicht vorwerfen, daß ich nicht mit aller Bereitwilligket
handblete, wenn seine Interessen hier zur Sprache kommen;
der Umweg über Aarberg ist aber nicht so groß, daß der Jura
sich verletzt fühlen sollte. Ich schlage diesen Umweg gerade so

an, wie denjenigen von Langenihal nach Bern. Wir haben
einen ähnlichen Umweg auf dem Tracé der Ostwestbahn von
Slgnau gegen die Emmenmati DaS sind Umstände, denen
man bei einem Eisenbahntrace, wenn man alle Verhältnisse der
Bevölkerung, alle nationalökonomischen Interessen berücksichtigen
will, nicht eingehen kann. Ein zweiter Uebelstand wurde von
Herrn Blösch hervorgehoben, nämlich das Abschneiden der Seelinie

durch die Franco-suisse. Ich faßte auch diesen Punkt
etwas näher in'S Auge und fragte, wie eS mit der Franco suisse

stehe Nun steht diese Gesellschaft so, daß sie letztes Jahr gar
keinen Centime Dividende hatte; eS ist also nach meiner
Ansicht nicht anzunehmen, daß sie gar große Lust habe, neue Bauten
zu unternehmen. Sodann müßte eine solche Bahn daS ganze
große Moos durchziehen, und daS kann der Gesellschaft auch
nicht konvenircn, da sie ohnehin in eine Parallclstellung käme
mit einer Linie über Viel, die bereits besteht. Wir könnten eine
solche Gefahr nur dann als wahrscheinlich voraussetzen, wenn
ein Durchstich deS Gottharv zu Stande kommt; in diesem Falle
gebe ich zu, daß eine solche Abkürzung der Linie in Betracht
kommen könnte. Wir sahen jedoch zur Genüge, wie eS ging,
wenn es sich um die Möglichkeit eines AlpendurchsticheS handelte.
Der Lukmanier tauchte schon vor zehn Jahren mit einer Kühnheit

auf, daß man hätte glauben sollen, das Unternehmen komme
bald zur Ausführung, trotzdem kam eS bisher noch nicht zu
Stande, Ein in Eisenbahnsachen sehr bewanderter Miteidgenosse,

Herr Escher, äußerte sich in einer Rede in Zürich dahin,
die Möglichkeit eines Alpendurchstiches sei noch gar nickt
dargethan. Somit kann ich auf diese Eventualität durchaus nicht
Gewicht legen. Ich bleibe bei dem, was nach meiner Ansicht
zunächst in Betracht kommt: die Lokalintereffen des SeelandeS
und die mit dem andern Tracé verbundenen technischen Schwierigkeiten

motiviren meine Stimmgebung zu Gunsten des Trace
über Aarberg. Aber jetzt kommt etwas Neues dazu, und daS
ist der Beschluß vom >2. Dezember, der von einem bei Eiden
zusammenberufencn Großen Rathe nach Gesetz und Eid gefaßt
wurde. Ich gebe zu, daß eS nicht gesetzwidrig ist, wenn man
aus diesen Beschluß zurückkommt; nichtsdestoweniger halte ich

dafür, daß das Ansehen der Behörde schwer darunter leiden
würde. Ich appellire an Ihr Gefühl. Wenn Sie in einem
Gemeinderathe oder in einer andern Behörde sitzen, was tür ein

Gefühl Sie beschleicht, wenn Beschlüsse abgeändert werden.

Hier handelt es sich um die Behörde, welche die Autorität,
die Würde deS Gesetzes repräsentirt und die Achtung des Volkes
auf sich vereinigt. DaS ist ein Gefühl, das ich in dieser Sache
habe. Ich will nicht weitläufiger sein, nur das erlaube ich

mir noch zu bemerken, daß, wenn man hier von Agitation redet,
man nicht sicher ist, daß eS bei Aarberg nicht auch solche geben
könne, nachdem man durch einen Beschluß dort Hoffnungen
erregt hat. Deßhalb möchte ich eS beim Beschlusse vom 12,

Dezember bewenden lassen.



3V

v. Känel. Ich begreife meine, persönilchc Stellung in
der vorliegenden Frage sehr gut, und wenn eS ein Mitglied in
dieser Versammlung giebt, dessen Stellung verlangt, daß es

die Sache rein objektiv auffasse, so ist es an » ir. Denn weil
ich zu Aarberg wohne, muß ich jedem als parteiisch und
besangen erscheinen- Daher werde ich mich sehr in Acht nehmen,
daß ich mich diesem Vorwurfe nicht aussetze, und erlaube mir
vor Allem eine Berichtigung gegenüber Herrn Blösch. Er gab

zu, daß das Trace über Bußwyl mit großer Gefahr verbunden
sei, aber auch die Aarberg - Linie sei großen Gefahren ausgesetzt,

behauptet er im Allgemeinen, ohne nähere Angaben; endlich

verwies er auf die Überschwemmungen von 1851 und 1852.
ES sitzen gewiß Männer hier, die mich zu berichtigen wissm,
wenn ich den Sachverhalt nickt richtig darstellen würde. DaS
Wasser trat damals ungefähr M Minuten obenher Aarberg
aus; wenn eS an jener Stelle nicht mehr ausiritl, so tsi un
AuSireten nicht mehr zu befürchten bis zum Feucherudurchstiche.
ES wurden Dammar besten durch Bewohner von Ortschaften
ausgeführt, die obenher Siuden liegen. Nun hat sich die

Gefahr berei'S vermindert, theils durch die vorgenommene
Korrektion, indem die Aare bedeutend tiefer fließt als früher, theils
durch Dammarbeite», und die Gefahr wird noch viel mehr
verhindert, wenn die von Herrn Gränicher vorgeschlagenen
Arbeiten ausgeführt werden Dann tritt die Aare bei Aarderg
nicht mehr aus bis uruerhalb Worben. Der ganze Eisenbahndamm

läuft parallel Mit der Bahn, die also nicht erncm Durchbrüche

ausgesetzt ist. Das rst Eines. Was die Sache selbst

betrifft, die hier bald zwei Tage lang erörtert wird, nämlrch
die Frage, ob man auf den frühern Beschlup zurückkommen
wolle, so habe ich Folgendes zu bemerken. ES kommt „irr sehr

merkwürdig vor, was man mit der vorgeschlagenen Kommission
eigentlich will Ich muß eö errathen; es muß etwas ganz
Anderes sei», als was gesagt wurde. Denn alle drese Motive,
welche dafür angeführt wurden, sind rn der Wahrheu nrcht
stichhaltig, ein einziges ausgenommen. Ich bin so frei, eines
nach dem andern zu erörtern. Die Herren sagen, daß binnen
drei Wochen eine nochmalige Untersuchung der Verhältnisse
slaiifinden soll. Vor Allem kommt man auf die Narur der

Linie zu sprechen, indem man sagt, die internatronate Bedeu-

rung habe durch den Beschluß des Großen Rathes von Luzern

gewonnen, sie fei durch d,e Fortsetzung von Luzern nach Zürich
um so gröper geworden. Er» Redner wrcS ferner auf den

Durchstich deS Gonhard hin. DaS rst richtig, waS geschehen

ist, wissen wir jetzt. Aber was soll die Kommission daum
in drei Wochen vornehmen Was soll die Kommission damit
machen? Wird sich während dieser Frist etwas verändern? -
Ich glaube, das sei kern Grund, eine Kommission zu ernennen.
Die Kommission wild sich nicht mit diesem Unternehmen
besassen können, sie hätte ja kaum Zeit, Unterhandlungen
anzuknüpfen. Ein anderer Grund — und das ist die Hauptsache —
besteht darin. dap nun die Iuragewässerkorreklion in den
Vordergrund gestellt wirr, und zwar aus zwei Gründe». Erstens
beruft man sich auf die Molion Bünzli, indem man sagt, cS

sei bei den Bundcsbehörden Disposition vorhanden, einen Vertrag

zu bewilligen; zweitens legt man Gewicht auf den
Regierungswechsel im Kauton Waabt. ES ist möglich, daß diese
zwei Umstände für die Iuragewässerkorreklion günstig sind, aber
ich frage wieder: was soll die Kommission mit diesen
Thaisachen in drei Wochen machen? Liegt es in ihrer Gewalt,
etwas daran zu ändern? — Offenbar nicht. Man stützt sich
darauf, daß die neue Regierung des Kantons Waadt der Sache
günstiger sei; auf der andern Seile aber ist eS Thatsache, daß
rn dieser Angelegenheit die Interessen des KantonS Waadt,
abgesehen von der Regierung, entscheiden. Wenn Bern auf seinem
Gebiete korrigirt, so ist Waadt geholfen, ohne daß eS sich sehr
anzustrengen hat. AIS ein weiterer Grund für den Antrag aus
Niedersetzung einer Kommisston wurde angeführt (und das ist
bei Vielen wahrscheinlich die Hauptsache), es herrsche große
Agitation im Lande und das sei das Mittel, daS Volk zu
beruhigen, wenn man die Sache drei Wochen verschiebe. Ich

glaube, man habe Grund die Sache auch anders anzuschauen.
Nach meiner Ansicht wird die Agitation aushören, sobald die
Sacke vom Großen Rathe endgültig Sntschieden ist. Es wird
keine Agitation mehr da sein, wenn der Große Rath heute
abhaut und entscheidet. UebrigenS hat eS mit dieser Agitation
eine ligenr Bewandtniß. Man hätte im Seelande die Sache
sehr «ruhig angesehen, wenn am 12. Dezember für Bußwyl
entschieden worden wäre; jetzt ist große Aufregung da. In
allen übrigen Theilen des KantonS, mit Ausnahme einiger
Gegenden des Jura, werden Sie keine Agitation wahrnehme».
Ich halte es daher für natürlicher, daß derselben durch einen
definitiven Entscheid der Faden abgeschnitten werde; dann wird
man ruhiger. Wenn eine Kommission niedergesetzt wird, so
kanii sie offenbar nichts Anderes thun,, als nach Bußwyl spa-
ziren, die Lvkalverhältniffe anschauen und untersuchen; alles
Andere ist rein Nichts. Hierüber will ich mich nicht lange
aufhalten Ich könnte die Gefahr, welche mit einem Aarübergange

dort verbunden ist, weitläufig schildern, eS würde
deßwegen doch Niemand eS mehr glauben. ES wurde eine
Expertise vorgenommen und das Resultat der frühern Untersuchung
war, daß unier den Technikern Widerspruch bezüglich der Baustelle

eintrai. Ich will einen einzigen Punkt berühre». In ver
Diskussion vom 12 Dezember wollte man den Herrn Baudirektor
wegen etwas lächerlich machen, waS er nicht gesagt hat. Man
warf ihm vor, er halte auf den Aussagen deS Herrn Schiff-
mcistcr Hirler mehr als auf den Aussagen der Techniker. Wenn
man der Sache auf den Grund geht, so ist nichts lächerlicher,
als daß ma» darüber lacht, den» eS handelt sich um die Kon-
stalirung einer Thatsache, die nichts anderes als guten Willen
und gesunden Verstand erfordert. Der Herr Baudirektor
behauptete nur, daß die Aare bei Bußwyl in 24 Stunden 30
bis 40 Fuß tief aushöhle. DaS ist Thatsache. — Nur noch
ei» kurzes Wort über die Stellung deS Staates gegenüber der
Iuragewässerkorreklion., über daS Verhältniß, in welches der
Staat zu dieser Unternehmung kommen kann, wenn bei Bußwyl
die Gefahre» eintreten, die wir für wahrscheinlich lmlten.
Bisher war die Stellung des Staates gegenüber der
Iuragewässerkorreklion die, daß man die Ausführung derselben wünschte;
das Seeland wünschte sie, und Niemand war dagegen. Ader
warum kam das Unternehmen nicht zu Stande? Die Finanzen
fehlten, auch kam eS zwischen den betheiligten Kantonen zu
keiner Verständigung. Es erklärt sich dies aus dem Verhältnisse

zum Kanton Waadt. Durch die Tieferlegung der Seen
sind seine Möser im Trockenen. Auch konnte man sich nicht
über ein billiges BeitragSverhältniß an die Kosten vereinigen.
Ich frage also : in welche Stellung kann der Kanton kommen,
wenn die Aare bei Bußwyl überbrückt wird? Nehmen wir an,
die Brücke komme einmal in Gefahr, dann wird Bern etwas
thun müssen; die andern Kantone werden dann den Kanton
Bern machen lassen, sie werden weder mehr noch weniger
beizutragen geneigt sein. Sie werden sagen: das ist die Gefahr
vom Fünfunddreißiger, die da regiert! und Bern wird allein
dastehen. Ich will Sie nicht länger aufhallen. Ich stimme
gegen daS Eintreten in die Motion, also nicht für eine
Kommission.

Lützbergcr. Ich habe nock drei Bemerkungen zu
machen Die eine betrifft eine persönliche Berichtigung gegenüber
dem Votum des Herrn Regierungsrath Schenk. Er sagte, eS

sei auffallend, daß von den 47 Gesuchstellern nur zwei daS
Wort ergriffen haben, und fügte ironisch bei, wenn man sich

wegen unaufschiebbarer Geschäfte der Diskussion entziehe, so sei
es sonderbar, wenn man dann eine außerordentliche Einberufung
des Großen Rathes veranlasse. Ich zweifle nicht daran, daß
Herr Schenk die Liste der Unterzeichner durchgangen hat, aber
er wird mich nicht darauf gefunden haben Man ersuchte mich,
die Motion zu unterzeichnen, aber ick schlug es rund ab, weil
ich erstens nicht an der Diskussion Theil genommen aus Gründen,
über die ich im Reinen bin und mich nicht weiter auSsprechen
will; und zweitens well ich im Allgemeinen finde, daß man



nicht auf Beschlüsse deS Großen Rathes zurückkommen soll,
wenn er einmal einen Gegenstand erledigt hat. Wenn eS sich

aber darum Handel«, auf den fraglichen Beschluß zurückzukommen,
so werden» sich für dieses Zurückkommen Gründe genug finden.
Also ich glaube, meine Stellung als Mitglied des Großen
Rathes ser gerade so gut, vielleicht noch etwas besser gewahrt
als diejenige deS Herrn Schenk als Mitglied deS RegierungS-
ratheS. Die zweite Bemerkung, die ich zu machen habe, bezieht
sich aus das Befinden des Herrn La Nicca. Die Einen sagen,
dieses Befinden spreche sich klar aus, daher soll man über
Bußwyl gehen; Andere sagen gerade das Gegentheil. So
sagte Herr Lehmann: gerade weil Herr La Nicca sich für Bußwyl

auSspricht/ stimme ich für Aarberg. Dagegen ist Herr
v. Gonzenbach so beruhigt, daß er sich aus die Schultern deS

Herrn La Nicca setzt, und sich hinübertragen läßt. Es liegt
etwas in dem Volum des Herrn Lehman», das berichtigt werden
muß, weil sonst Herr La Nicca als sonderbarer Techniker er«

scheinen könnte. Im Allgemeinen sprach Herr La Nicca sich

für das Trace über Bußwyl aus, aber was man gegen ihn
einwende«, bezieht sich aus etwas Anderes. Er sagt, das Trace
über Bußwyl sei vorzuziehen, eS frage sich nur, ob die
technischen Schwierigkeiten nicht zu groß seien. „Diese Bedenken,
sagt Herr La Nicca in seinem Gutachten, finden ihre
Abfertigung in der Beantwortung folgender Frage: „Kann die Aare
„in der Nähe von Lyß oder Bußwyl mittelst eineS ViadukteS
,Überschritten werde», ohne daß dadurch weitere KorrektionS-
„und Eindämmungsarbeiten am Flusse nöthig werden?" Diese
Frage darf bejahend beantwortet werden, wie sich dieses aus
der Untersuchung ergibt über die Art und Weise, wk die Aar»
Überschreitung zu bewerkstelligen sei." Und nun kommt die Stelle,
die für und gegen das Trace über Bußwyl angewendet und
mißverstanden wurde. Herr La Nicca geht da» mit den andern
Erperten auseinander; die letztern wollten steinerne oder eiserne
Pfeiler und eine eiserne Brücke ; Herr La Nicca findet, das sei
deS Guten zu viel, eine hölzerne Brücke genüge. „ES ist nämlich

nicht zu vergessen, .sagt er, daß, wenn einmal Sie Iura-
gewässerkorrektivn nach dem als rationel anerkannten Plan
zür Verwirklichung gelangt, der größere Theil, der fraglichen
Aarüberbrückung seine Bestimmung erfüllt und diese also nur
bis zu jenem Zeitpunkt die nöthige Dauerhaftigkeit zu gewähren
hat." Herr La Nicca sagt also ganz einfach: hinüber kann
man ohne Flußkorrektion, und es ist nicht einmal nothwendig,
daß man eine so solide, feste Krücke mit solchem Kostenaufwand
baue, weit er denkt, die Juragewässerkorrektion werde seiner Zeit
zur Ausführung kommen, und es ist mcht, was Herr Lehmann
sagt (der sich zurückzieht), unter der Voraussetzung der Juka-
gewässerkorrektion spreche er (Herr La Nicca) sich für Bußwyl
auS, im Gegentheil, abgegesehen von dieser Korrektion, aber
unter der Voraussetzung vei selben spricht er sich für eine hölzerne
Brücke aus. Meine dritte Bemerkung betrifft die Würde deS

Großen RatheS. Ich erinnere Sie daran, daß der bernische
Große Rath, so wenig als eine andere menschliche Behörde,
unfehlbar ist. Unfehlbar ist nur Gott, früher war eS auch der
Papst, und jetzt fangen viele gute Christen an daran zu zweifeln.
Wir dürfen uns also nicht daran stoßen, um so weniger, als
wir Gründe haben, darüber nachzudenken und dann das Beste
zu wählen. In solchen Fragen kann eine Behörde, wie wir
sind, gar leicht irre gehen, besonders wenn gewisse Partien mit
'Sachkenntniß und hinreißend dargestellt, andere Partien dagegen
vielleicht vernachläßigt werden. Wir haben um so mehr Grund,
die Sache näher zu prüfen, als man heute nicht eine
Abänderung deS frühern Beschlusses verlangt. In dieser Beziehung
behalte ich mir, wie Herr v. Gonzenbach, feierlich die Freiheit
metner Stimmgebung vor, wenn die Akten spruchreif sind, zu
stimmen je nach dem Ergebniß der Expertise. Ich mache noch
auf andere gesetzgebende Versammlungen aufmerksam, z. B.
auf den luzerntschen Großen Rath, der in einer ähnlichen wichtigen

Angelegenheit zuerst die ihm vorgelegte Frage vetneinte,
und dann auf seinen Beschluß zurückkam. Aehnlich geschah eS

in der Bundesversammlung: Zweimal erkannte der National-
Tagblatt des Großen RatheS tSKZ

rath» den Rekurs der Protestanten in Freiburg als unbegründet,
züM dritten Mal erklärt er, derselbe sei begründet. Und doch
hörte ich nicht, daß man gesagt hätte, der Nationalrath sei
aller Würde baar. Auch das Reglemenr von 1831 sah den
Fall vor, wo der Große Rath auf einen Beschluß zurückkommen
kann, nur fügt es die Bestimmung bei, daß nicht eine Minderheit

einen gefaßten Beschluß ändern kann, sondern zur
Abänderung bedarf eS wenigstens einer Stimme mehr, als der erste
Beschluß auf sich vereinigte. Das ist die Garantie, welche man
vernünftiger Weise ansprechen kann, »km die Würde einer
Versammlung zu wahren. Aber wenn man weiter geht, so ist eS
ein Argument, das auf mich nicht den mindesten Eindruck macht.
Man brachte den „Krumm" von Langenthal zweimal mit
demjenigen von Aarberg in Vergleichung Vorerst mache ich
aufmerksam, daß der Staat jenen „Krumm" nicht bezahlt, daß er

'dabei nicht weiter als mit seinen Aktien betheiligt ist, daß wir
aber den Krumm bei Aarberg aus eigenem Gelde zahlen und
die Folgen zu tragen haben, welche für die StaatSfinanzen
daraus erwachsen. Das ist etwas ganz Anderes. Aber wie
will man die Eisenbahn von Murgenthal über Langenthal nach
Bern in Verbindung bringen mii des Eisenbahn von Bern
nach Viel über Aarderg und Studen? Ich bin auch nicht
Einer von denen, die immer die gerade Linie wollen, fondern
man soll Rücksicht nehmen auf die Verhältnisse, die eine Eisenbahn

alimentiren. Ich will jedoch diesen Pnnkt nicht weiter
erörtern, Herr Blösch hat eS bereits gethan, auch aus dem

Berichte des Reg'ierungsratheS geht hervor, daß im vorliegenden
Falle gar keine solchen Verhältnisse für einen Umweg sprechen,
im Gegentheil, daß die wirklichen Verhältnisse für die kürzere
Linie sprechen: Bei der Linie über Langenthal hatte man ganz
den entgegengesetzten Fall bei Burgvors noch mehr; die
Erfahrung hat diesen „Krumm" gerechtfertigt, und die Centralbahn

würde sich jetzt nicht mehr widersetzen. Es sind eben zwâ
ganz verschieden« Verhältnisse.

Seßler. ES ist» in dieser Sache so viel gesprochen
worden, daß ich mich sehr kurz fassen kann; nur fühleich mich
veranlaßt, da auch andere Revner, z. B. von Aarberg » das
Wort ergriffen haben, eS ebenfalls zu thun, da ich in einer
ähnlichen Stellung bin, und die Zeitungen auf Biel hinzeigten,
als wäre die Hauytagitation von dort ausgegangen. Ich
kann erklären, daß ich als die Frage zum ersten Male hier
behandelt wurde, von folgendem Standpunkte aus gegen den

Antrag der Regierung und für daS Tracä über Bußwyl
gestimmt habe. Ich half in der ganzen Entwicklung der Ost-
westbahnangelegenheit redlich mit, weil ich von der Idee ge»
leitet war, eS handle sich um eine internationale Bahn» die so

viel als möglich den Verkehr auf bernischeS Gebiet leite, um
die Bahn von Paris durch den Jura nach Bern und durch
den Gotthard Nun frappirte eS mich, daß man hier, nachdem
man immer auf die kürzeste Linie Gewicht gelegt hatte, nun
plötzlich sagt, auf sieben Kilometer komme eS gar nicht viel
an Ich fand aber, wenn der Staat bei der ersten Bahn, die

er baut, eS mit sieben Kilometer nicht genau nehme, so käme

er dabei nur in enorme Kosten und in Nachtheil gegenüber
jeder Gesellschaft, die aus Aktien gegründet ist. Ich begriff
zwar, daß die Regierung infolge des Befindens eines sehr

tüchtigen Ingenieurs vorzog, über Aarberg zu bauen, und wenn
ich mit ihr nicht einig gehe, so bin ich doch nicht im Falle, ihr
diesen Vorschlag zum Vorwurfe zu machen. Herr v. Gonzenbach

sagte heule, das konservative Prinzip repräsenlire mehr
die Erfahrung, da» radikale mehr die Hoffnungen. Ich glaube
aber, daß auch eine radikale Regierung Gelegenheit hatte,
Erfahrungen zu machen, Erfahrungen in der Ostwestbahnangelegenheit.

ES soll eine Mahnung zur Vorsicht für sie sein, und
ich glaube, gerade diese Erfahrung habe der Regierung den

Aarübergang bei Bußwyl wie ein Gespenst erscheinen lassen,

um sich nicht in die Juragewässerkorrektion hineinziehen zu
lassen. Darum begriff ich, daß die Regierung auf das
Befinden eines tüchtigen Technikers zu diesem Antrage kam. Aber
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ein Borwurf wäre mir immer ihr zu machen geblieben, daß sie

nämlich die ganze Last des Befindens auf einen einzigen Mann
gewälzt Hal, ES ist richtig, daß derjenige, welcher das Unlcr-
nehmen ausführen muß, seine ganze Karriere kompromitttrt
hätte, wenn das Unternehmen fehlen sollte. Wen» die Re-

gierung schon nicht mehr Muth hatte als der Ingenieur, so

hätte sie doch andere Erperten zu Rathe ziehen sollen, um nicht
einen Vorschlag hieher zu bringen, der nicht für alle Zeiten

gerechtfertigt wäre. Aus diesem Grunde stellte ,ch den Antrag
auf Anordnung einer Erperlise. Ich war mit mir vollkommen

einig. Wenn die Erperten sagen würben, man könne bei

Bußwyl die Aare nicht überbrücken ohne Korrektion derselben,

so würde ich gegen dieses Trace stimmen, weil ich nicht die

Seelandsentsumpfung, odschvn ich sie sehr wünsche, mit dem

Eisenbahndau verbinden will. WaS die Regierung nicht thun
durfte, kann der Große Rath auf sich nehmen, wenn er
Gutachten von tüchtigen Männern eingeholt hat. Deßhalb hätte
ich wirklich nicht erwartet, daß ver Große Rath, trotz dieser

Befinden, das Trace über Aarberg annehmen würbe. ES

machte auf das Volk den Eindruck, dieser Großralhöbcschluß
habe auf die Erpertenbefinven gepaßt, wie eine Faust auf ein

Auge. Die Leute ließen sich darüber nicht belehren. Ich war
oft im Falle, ihnen zu bedenken zu geben, dap die Mehrheit
VeS Großen Rathes gute Gründe gehabt habe. Das Volk ist

nun einmal der Ansicht, es sei der Ruin beS Systemes des

SlaatSbaneö, weil die Linie Biel-Neurnstavt durch den Anschluß
der Franco, suisse abgeschnitten werde. Ich faßte das erste

Mal diese Eventualität nicht so tn'S Auge, wie jetzt; nun brn
ich aber innig überzeugt, daß auf einer Linie nach Paris jede

Verlängerung der Eisenbahn einem bedeutenden Umweg gleich
käme. Man sagte heute, die Francosuisse müsse immerhin aus
Lyß kommen. Das ist aber sehr unrichtig. Man muß die

Differenz berechnen zwischen einer Linie, die von Neuenburg
über Aarberg und Lyß nach Bern gehl, und einer andern, die
direkt über Lyß geht. Ich habe daher heule gegen diese

Eventualität noch mehr Mißtrauen als früher. Es ist «her
noch eine Thatsache, die mich schmerzlich berührte, es ist die

Thatsache, daß man die Juragewàsserkorrekiion m den Hintergrund

drängt. Es dünkte Elnen fast, die Regierung habe sich

das bekannte Lied „Weit in nebelgrauer Ferne" zum Motto
gewählt, ihr Blick sei, allerdings durch enlmuthigende Erfahrungen,

umwölkt. Ich sagte, es bemühte mich sehr, daß trotz der

Schrille, die eine neue Situation geschaffen hatten, daß trotz
dem heute noch Seeländer behaupten, eS sei keine neue Situation,
das sei Nichts? Ja wohl, ich halte dafür, man solle das
Geschehene berücksichtigen, und nicht den Miteidgenvssen erklären,
man habe kein Zutrauen in die Sache. Wir können nicht
mehr urtheilen, wie unter der Tagsatzung. Wie gegenwärtig
große Werke von der Eibgenossenschaft unterstützt werden, das
beweisen die Alpenstraßen, das beweist die Bereitwilligkeit, die

sich für die Rheinkorrektion von St. Gallen kund grbt. Ich
glaube daher, eS sei aller Grund zu der Annahme vorhanden,
die Iuragewässerkorreklion weide zur Ausführung kommen und
rch kann in dieser Beziehung eS der Regierung nur verdanken,
daß sie, nachdem sie hier erklärt hatte, die Korrektion der
Iuragewässer sei zwar sehr wünschbar, aber sie liege noch in
großer Ferne, nun durch ihren frühern Berichterstatter anerkennt,
nach dem, was geschehen, sei die Situation eine veränderte.
Wenn man die Iuragewässerkorreklion ins Äuge faßt, so muß
man den Kanal von Aarberg bis Büren dann mchl mehr so

ansehen, wie er jetzt ist. Ich will nrcht länger sein; daS aber
glaube ick, eS wäre ein Unglück, wenn heute hier eine Kom-
mlssion durch eine einfache Abstimmung beseitigt, wenn nicht
dem Verlangen deS Volkes dadurch Rechnung getragen würde,
daß man sagt, eS sei wahr, daß Sachen in Zweifel gezogen
worden seien, die sich nicht so zu verhalten scheinen, wie man
anfänglich glaubte; — nicht daß ich just glaube, eS würde
eine Revolution mir Bomben und Granaten erfolgen, wenn
das Gegentheil geschähe, aber Mißtrauen und Unzufriedenheit
wären die Folge davon, die nicht zum Glücke deS Landes ge¬

reichen würde. Ich bm auch dafür, daß man die Würde der
Behörde wahre, und von mir aus werde ich derselben nie zu
nahe treten; anders verhält eS sich aber, wenn der Souverän
verlangt, daß man auf einen Beschluß zurückkomme. Herr
Brunner schien mir als guter Militär vor seiner Kompagnie
zu stehen, mit dem Rufe: da hindurch muß eS! Aber wir
müssen am Ende dem Souverän folgen, und wenn dieser eS

verlangt, so sind wir eS dem Volke schuldig, die Sache neu
zu untersuchen Führt die Untersuchung dahin, daß man
anerkennt, man könne wirklich nicht über Bußwyl bauen, sondern
die von der Regierung vorgeschlagene Richtung sei die richtige,
— gut, dann werde ich zufrieden sein und dazu stimmen Ich
werde auch im andern Falle zufrieden sein. Aber ich wiederhole,

lch hielte eS für ein Unglück, wenn man einfach darüber
hinwegginge, und danke der Regierung, daß sie in der
Iuragewässerkorreklion eine neue Situation erblickt hat.

Schenk, Vizepräsident des Regierungsrathes. Ich ab-
strahire von allem Minderwlchitgen und replizire nicht auf alle
Pfeile und Lanzen, die in meinem Panzer stecken, sondern ich
werde nur die Hauptfrage berühren und Einiges dem gestern
Gesagten beifügen. Nachdem der Große Rath seinen Beschluß
vom 12. Dezember gefaßt hatte, wurde mir von Leuten, die
um daS Wohl beS Landes ernstlich bemüht sind, mit großem
Bedauern bemerkt: und wie steht eS jetzt mir der Zuragewäffer-
korrcktion, die Ihr in die Ferne gerückt nnd zurückgedrängt
habt? Ich erwiederte darauf: eS ist nicht die Iuragewässer-
korrektion, die wir in die Ferne drängen, aber wobl ist eS die
Aarkorreknon, und ich bitte die Herren, das wohl zu
unterscheiden. In was wollte man uns hineinführen, — etwa in
die Iuragewässerkorreklion? Gott bewahre! In die Aarkorreknon.

Und waS ist das Es ist die Korrektion des
gegenwärtigen Flusses von Aarberg bis Büren. Die Herren bestritlen
es; wir beharrten darauf. Die Techniker gingen nur in einem
kleinen Punkte auseinander. Drei Erperten, nämlich die Herren
Pressel, Culmann und Hartmann, erklärten einstimmig, wenn
man bei Bußwyl über die Aare wolle, so müsse man allerdings
korrigiren, wenigstens auf einer Strecke von 250U Fuß, und
wtr überzeugten uns, daß man die Korrektion fortsetzen müßte,
blS sie sich an einen festen Punkt anlehnen könnte. Diese
Korrektion wollten wir nicht und zwar wegen der Iuragewässerkorreklion.

Wie verhält sich die Aarkorreknon zur Iuragewässerkorreklion,

— ist sie etwa ein Theil der letzlern? Jni Gegentheil.

Diese Aarkorreknon ist gerade etwas, daS dem großen
Unternehmen zuwiderläuft, denn die eigentliche Iuragewässerkorreklion

besteht darin, daß an der Aare nichts gemacht,
sondern diese zum großen Theil in den Bielersee geleitet wird, so
daß die vorgeschlagene Korrektion der Aare in keinerlei Weise
daö leistet, was man von Anfang an wollte. Sie würde den
L>ee nicht lieser legen, sie hätte keinen Einfluß aus daS Land
VeS großen Mooses, deßhalb erklärte ich, eine solche Korrektion
sei die Kosten nicht werth, welche 3'/, Millionen betragen,
abgesehen von der unbedeutenden Landstrecke, welche dadurch
gut gemacht würde. Ich wollte diese Aarkorreknon nicht, weil
sie am Ende nichts nützen und die große Inragewäfferkorrektion
verhindern würbe, den» davon bin ich innig überzeugt, daß
dann von diesem Unternehmen nicht mehr die Rede sein würde,
und das will ich vermeiden. Deßhalb sagte ich: wir gehen
über Aarberg, damit die Iuragewässerkorreklion wenigstens ein
freies gelb habe; das war meine Meinung. Ferner sagte ich,
daß ich allerdings dafür halte, die Iuragewässerkorreklion liege
noch in der Ferne. Das ist richtig, und ich muß noch heute
erklären, daß diese Frage damals noch in einem ganz andern
Stadium lag als heute. Ich erklärte offen, wenn die
Iuragewässerkorreklion zur Ausführung komme, dann falle es mir
nicht ein, die krumme Linie zu wählen. Das war meine
Meinung und die Meinung noch von Manchem; es ist denn auch
natürlich. Nun frage ich: was ist seither geschehen? Ich will
es nur kurz berühren. Zwei Tage nach dem Beschlusse vom
12. Dezember ertheilte der Große Rath der Regierung den Auf«



trag, die Angelegenheit der Juragewässerkorrektion vor die Bun-
deSbehörde zu bringen. Der Bundesrath faßt den bekannten
Beschluß in Sachen der Rheinkorrektion, der Nationalrath giebt
ihm den Auftrag die Juragewässerkorrekiion beförderlich an die

Hand zu nehmen, die Aenderung der Regierung in der Waadl,
— das Alles ist seither geschehen. DaS machte auf mich einen
gewissen Eindruck Nun kommen die Gleichen, die mir damals
einen Borwurf daraus machten, daß man auf die Juragewässer«
korrektion nicht Rücksicht genommen habe, und sagen: das ist
Alles nichts, eS ist durchaus unerheblich! Da steht mir mein
schlichter Verstand förmlich stille. Ich frage, ist denn daS gar
Nichts, wenn der Große Rath »wtivirt, wie cS damals geschah,
den Regierungsrath beauftragt, die Sache beim BundeSrathe
anhängig zu machen? Freilich. Ich war aber ehrlich genug,
damals, als uns wirklich noch kein Anhaltspunkt geboten war,
eS für Nichts zu erklären, widersetzte mich jedoch dem Willen
dcS Großen Rathes nicht. Man sagt, auch mit dem Beschlusse
deS Bundesraihes, einen Bundesbeitrag von Fr. 3,266.666 für
die Rhêinkorrcktion zu beantragen, sei eS nichts. Wenn der

Regicrungsrath Ihnen einen solchen Vorschlag bringen würde,
— glauben Sie, er müßte nicht sehr ernste Gründe dafür Haben,
es sei nur eine Popularitätsbombe, ein Vorschlag, der nicht
eine solide Basis hätte? — Vom Regierungsrathe des Kantons
Bern würden Sie das nicht erwarten. Aber der Bundesrath
thut eS, sagt man. Der Bundesrath hat jedoch die Sache
wohl überlegt, ob er einen solchen Vorschlag machen könne,
ob eS der Bundesversammlung zuzumuthen sei. Ich faßte eS

wenigstens so auf, eS sei nicht ein leeres Spiel. Im Augenblicke,

wo man so auftritt, sage ich: ja, ich glaube daran!
Heute sagt man: es ist Nichts! - Der Nationalrath giebt,
mit Zustimmung aller berner Abgeordneten, dem Bundesrathe
den Auftrag, der so bestimmt lautet: er solle die Angelegenheit
der Juragewäfferkorrektion mit allen ihm zu Gebote stehenden
Mitteln kräftigst an die Hand nehmen und in der nächsten
Session der Bundesversammlung solche Anträge vorlegen, die

zum Ziele zu führen geeignet seien. Nun sagen die Herren,
das sei gar nichts, solche Aufträge seien schon zu Hunderten
ertheilt worden. Das ist nicht wahr. Ich glaubte also dem
Geschehenen ehrlich und bin überzeugt, daß nun ein großes
Htnderniß wegfällt. Der künftige Mehrwerth des entsumpften
Landes wird die Leute bewegen, handzubieten; die betheiligten
Kantone, wir Alle wollen aus diesem gleichen Boden stehen.
Ich glaube daher, daß das Unternehmen wirklich der Reife
nahe sei, und mache die Herren, die dennoch sagen, eS sei

nichts, aufmerksam, daß noch nie eine große Frage im Volke
auftauchte, die nicht zur Erledigung gekommen wäre. Diese
Frage ist zu alt, zu sehr im Munde des Volkes, eS ist zu sehr
m seiner Erinnerung, was man im Auge hatte, als die neue
Bundesverfassung geschaffen wurde, als daß es die Sache
aufgeben könnte; deßhalb wurde hauptsächlich auch der Art. ZI
ausgenommen, und deßhalb glaube ich daran. Bei mir ist eS

nur die Frage: sind wir in einem Augenblicke, in welchem daS
Werk sich entwickelt? Ich bin der Ansicht, daS sei der Fall.
ES giebt ein Zusammentreffen von Umständen, die eine plötzliche
Wendung der Sache veranlassen. Deßhalb erklärte ich denn
auch, sobald die Juragewässerkorrekiion Aussicht auf Erfolg
habe, dann könne es nicht mehr in Frage gestellt werden, daß
man die gerade Linie einschlage, und da jetzt die Sachlage eine
veränderte lst, so nehme ich prinzipiel dieß an Allein wir
bedürfen eines Provisoriums. Ich stelle eS denen, die unS die

Juragewässerkorrekiion zum Vvrwurf machen, anheim, sich

zurückzuziehen, statt nach meinem Gefühl ein bloßeS Spiel zu
treiben. Ich will nicht damit spielen, und wenn ich eine

Ueberzeugung in der Sache habe, so scheue ich mich nicht im
Geringsten, mich darnach zu richten. — WaS nun die Anfechtungen

betrifft, die man gegen diese Auffassung erhoben hat, so

anerkenne ich, daß man wenigstens auf der einen Seite der
veränderten Situation Rechnung trägt. ES handelt sich also
hier nur um ein Provisorium, und wie dieses in Frage kam,
erklärte ich, aus denselben Gründen, aus denen man früher

daS Trace über Aarberg vorschlug, soll dieses provisorich
beibehalten werden Ich begreife, daß es weder den Einen noch
den Andern recht ist, weil man nach Ausführung der
Juragewässerkorrekiion natürlich die direkteste Linie wählen würde.
Es ist begreiflich, daß weder Aarbcrg noch Bürcn damit
zufrieden ist; aber das kann bei mir wenigstens nicht den AuS-
schlag geben. ES kommen eben verschiedene Interessen in Frage,
aber ich wiederhole, diese Lokalinteressen sind mir nicht maß,
gebend, sondern eS fragt sich: wie steht eS mit der Lage deS

ganzen Unternehmens? und von diesem Standpunkte aus kann
eS sich dann weder um Aarberg noch um Bußwyl handeln. —
Zum Schlüsse wurde die Stellung der jurassischen Eisenbahn
hineingeworfen, indem man sagt, das in Frage stehende Stück
habe einen großen Einfluß auf die Möglichkeit eines spätern
Zustandekommens der jurassischen Bahn, weil diese Linie kürzer
würde als die Konkurrenzltnie. Wenn das wahr wäre, wenn
die Linie Paris - Pruntrut - Bern wirklich kürzer wäre, bann
wäre eine Folge ganz sicher, daß die Franco-Suisse einen
direkten Anschluß suchen würde, aber nicht bet Aarberg, sondern
auf kürzerm Wege. Dann tritt alles, was die Herren fürchten,
aus das Bestimmteste ein. Aber glücklicher oder unglücklicher
Weise ist eS eben nicht so. Ich habe diese Frage nicht erst
heute untersucht, sondern gab schon vor längerer Zeit einem
Ingenieur den Auftrag, die Längenverhältnisse der verschiedenen
Linien zu messen, wovon aber einzelne Stücke nicht ausgeführt
find. Zu diesem Ende muß man sich auf eine möglichst sichere
Karte stützen, unsere Quelle ist die topographische Karte von
Frankreich ; die Messungen wurden von Herrn Ingenieur Studer
vorgenommen und lieferten folgendes Resultat:
PariS-Dijon-Besan^on-Monlbeliard-Delle-Pruntrut-

Biel-Bern — 622 Kil.
PariS-TroyeS-Gray-Besan^on-BrenetS Biel-Bern— 570 „
PariS-Dijon-Ponlarlier.Viel-Bern — 560 „
PariS-Dijou - Besançon - Brenets- Neuenburg > Biel-

PtwiS Troyes-Basel-Olten-Bern ^ 781 ^
PariS-Troyes Belfort-Montbeliard-Delle - Pruntrut-

Biel-Bern - 635 „Die Zahl der Kilometer kann vielleicht etwas ändern, aber daS
Verhältniß muß das richtige sein, denn alles wurde auf der
gleichen Karte gemessen. Das Resultat ist bei mir eben daS,
daß die Linie über Pruntrut nicht die kürzeste nach Bern ist,
und wenn sie es wäre, so wäre der Unterschied nur sehr gering,
und bann würbe sie von ber Franco-suisse abgeschnitten. ES
ist eine entschiedene Sache, daß die Jurabahn nicht den
Charakter der kürzesten Linie von Paris nach Bern hat, sondern
ihr bleibender Charakter ist der, daß sie die kürzeste Linie einer
Verbindung von Basel nach Genf ist; als solche ist sie um
26 Kilometer kürzer als die Centralbahn, und da hat sie

Anwartschaft, den Verkehr vom Rhein nach dem Westen
aufzunehmen. Ich komme darauf zurück: so gut ich die veränderten
Verhältnisse anerkenne, müssen die Herren es auch thun und
den Muth haben, Schlüsse daraus zu ziehen. Ich habe sie für
mich gezogen Ich begreife nicht, warum der Jura eine solche

Haltung einnimmt. Die Herren fürchten etwas Anderes, daS
ich vermeiden wollte. Glücklicher Weise kann man ihnen die

Alpen nicht rauben, und das wird ihr Stützpunkt sein, nicht
die Verbindung mit Bern. Ich schließe: ich nehme gerne auf
mich, waS daher kommt, wenn man dem Einen oder Andern
nicht absolut beipflichtet, aber ich habe die Ueberzeugung, daß
ich für mich sehr treu und der Wahrheit zugänglich gehandelt
habe, und mit diesem Bewußtsein darf ich der weitern
Entwicklung der Sache entgegensehen.

Or. Tièche. Da die jurassischen Abgeordneten bisher
sehr bescheiden waren, so könnte man vielleicht annehmen, daß
dem Jura mit seiner Bevölkerung von 86,666 Einwohner die

Frage, welche heute erörtert wird, gleichgültig sei. Nun ist eS

dem durchaus nicht so; aber da wir für den Augenblick nur
eine Formfrage zu erörtern haben, so können die jurassischen



Abgeordneten auf das Wort verzichten, bis man zur Erörterung
der Sache selbst kommt. Da andererseits Herr Blösch meinen

ganzen Gedanken in seiner Rede ausgedrückt hat, da er
namentlich alles ausgesprochen Hai, was der Jura in dieser

Frage geltend machen kann, so kann dasjenige, waS ich zu
sagen hätte, ganz gut bis zur Berathung über den Gegenstand
verschoben bleiben. Ich beschränke mich also auf eine einzige

Bemerkung im Borbeigehen über das, was Herr RegierungS-
ralh Schenk gesagt Hai. Er ist im Irrthume, wenn er denkt,

daß die Linie von Bern über Befort und Montbèliard kürzer
sei als diejenige über Verrières. Die Linie von Paris nach
Bern über Delle und Prunlrut wird nicht Anstoß finden;
es liegt nicht in der Abficht der französischen Gesellschaften, sie

über Montbèliard zu führen Nach dieser kurzen Bemerkung
verzichte lch aus das Wort, damit die andern Mitglieder der

Versammlung es auch thun. Ick betrachte den Prozeß als
spruchreis und ich denke, man könne zur Abstimmung
übergehen.

Sträub. Ich war Einer der 75, die am 12. Dezember

für das Tracé über Bußwyl gestimmt haben. Die Sachlage
ist so, daß ich auch heute noch dieselbe Ansicht habe, und ich

wäre edifizirt, daß ich gar keine Kommission nöthig hätte.
Hingegen halte ich es auch für angemessen, denen, die noch einer
Kommission bedürfen, zu entsprechen. Ich bin nicht nur gleich

gestimmt für Bußwyl, wie das letzte Mal, sondern meine Meinung
ist noch fircr; warum? Am 12. Dezember halten wir die

Gutachten der Erperten. Waren sie uns aber damals so bekannt,
wie heute? Nein, das Gutachten des Herrn La Nicca z. B.
wurde uns erst im Lause der Verhandlungen mitgetheilt. Jetzt

haben wir diese Gutachten seit einigen Zagen in den Händen.
Ich stimmte früher zu einer Erpertise, und der Große Rath
in seiner großen Mehrheit genehmigte sie. Daß man nicht
etwas voreilig zu Werke ging, wird Niemand bezweifeln Ich
will nur fragen: halte die Regierung, hatte daS Direktorium,
hatre der Große Rail, damals Zeit, die Gutachten zu würdigen?
Nein. Das bat mich bewogen, nach meiner schwachen
Sachkenntniß für Bußwyl zu stimmen. Wie gesagt, ich wäre edi.

sizirt und würde, wie Herr v. Kämt sagte, abhauen Man
iprach von der Würde des Großen Rathes. Ich überlasse eS

jedem Mitgliede, seine eigene Würde zu wahren; ich will auch
die meinige wahren. Mich belästigt keine falsche Scham, auch

hindert mich Stolz nicht, von Etwas zurückzukommen, das ich

als irrig betrachte, und wenn eine zweite Erpertise mich belehrt,
daß das Andere besser sei, dann schäme ich mich nicht, für.
Aarberg zu stimmen. Aber so lange ich die Ueberzeugung nicht-
habe. gehe ich nicht von >»ei»er Ansicht ab. Das ist meine

Würde, die ich zu wahre» habe. Handelt eS sich nun etwa um
eine Abstimmung über das Tracé über Bußwyl oder Aarberg?'
Durchaus nicht, sondern nur darum, ob man noch eine neue
Untersuchung veranstalten wolle, weil eS bei der ersten Erpertise
etwas rasch zugegangen sei. Ich möchte daher dem Antrage
aus Niedersetzung einer Kommission beipflichten mit einer
Modifikation, und daher einen neuen Antrag stellen. Es wurde
beantragt, eine Kommission durch den Großen Rath niedersetzen

zu lassen, und zwar die Mitglieder zur Hälfte von der einen,

zur Hälfte von der andern Seite zu nehmen. Daß ein Schulmeister

in diesem Kollegium sein müsse, ist nicht gesagt. Ich
möchte eS so einrichten, daß die Regierung und das
Direktorium eine Kommission von eils Mitgliedern wähle; dann hört
der Markt aus. Hätte der Große Rath zu wählen, so würden
die Aarberger, wie die Bnßwyler suchen, den Schulmeister für
sich zu haben. Daher ist es im Interesse der Sache, daß die

Wahl der Kommission auf andere Weise stattfinde.

Karr er. ES wird der Versammlung nicht auffallen,
daß ich das Won ergreise. Ich glaubte anfänglich, eS sei nicht
nothwendig, da ich zu meiner großen Freude erfuhr, daß der
Regierungsrath von seinem frühern Standpunkte zurückgekommen
sei. Da aber noch andere Anträge vorliegen, so kann« ich nicht-

umhin, Ihnen meine Auffassung mitzutheilen. WaS den Hauptt
punkt betrifft, so erkläre ich, daß ich immer noch die Astsichhabe,

diejenige Linie sei die zweckmäßigste, die am meisten Lebenskraft

hat, um mit Erfolg mit den andern Eisenbahnen zu kon-
kurriren. ES ist ganz richtig, eS liegen heute keine andern
Gründe vor, die nicht bereits in der frühern Sitzung erörtert
wurden. Wir stehen objektiv auf dem gleichest Boden. Aber
der subjektive Thatbestand hat sich verändert; warum? Weil
man die Frage mit Muße überlegen konnte, weil man Anlaß
hatte, die Erpertenbefinden durch Selberlesen zu prüfen und sich

auch durch Erörterungen in der Presse ein vollständigeres,
richtigeres Bild zu schaffen. Wenn daher auch keine andern Gründe
vorliegen als früher, so sind sie doch gewichtiger geworden.
DaS erklärt denn auch, daß wir heute versammelt sind Bei
der Diskussion, die in der Presse stattfand, bemühte mich Etwas,
daß man nämlich auf beiden Seiten einander unlautere Mbtive
unterschoben hat warum einzelne Mitglieder so stimmen, wie
sie gestimmt haben, und diese Motive waren nicht nur boshaft,
sondern sogar dumm. Denen, die für Aarberg stimmten, machte
man den Vorwurf, sie feinen bei einer Torfausbeutung inte«
resfirt, Ich kann jedoch erklären, daß daS Direktorium der
StaatSbahn bereit« Vorkehren getroffen hat, daß die Ausfuhr
der TorfS von Hagneck über Twann stattfindet, so daß dabei
von einem Privaiinteresse für daS Aarberg-Tracè keine Rede
sein kann. Wenn es mir nicht um die Sache selbst zu thun
wäre, so könnte eS mich bewegen, von einer Partei zur andern
zu treten. Der andern Seite machte man den Vorwurf, man
wolle die Juragewässerkorrektion hineinziehen. Diese Verdächtigung

ist so »»stichhaltig, wie die andere. Ich erkläre noch
einmal: diese Angelegenheit kann und soll unabhängig von der
Eisenbahnfrage behandelt werden; letztere ist sogar von- der
Aarkorrektion unabhängig. Als das Direktorium die nöthigen
Schritte that, um die Ausführung des über Aürberg dekre-
tirten Tracé zu befördern und den Winter dafür zu benutzen,
ging man so weit, zu sagen, man habe es nur gethan,
damit etwas Eifer in die Sache komme und die Bußwyl-
partei sich rege. WaS hätte man gesagt, wenn nichts
geschehen wäre? Man wolle nicht pressiren, sondern
warten, bis die Andern kommen, hätte man dann gesagt.
Wenn man also loyal diskutiren will, so soll man nur
auf Grund und Boden der Sache selber diskutiren, nicht
nach dem fragen, waS dem Einzelnen, sonder» was dem Ge-
sammtwohl des Landes fromme. Auf diesen Standpunkt stelle
ich mich. WaS die formelle Seite der Sache betrifft, so

behauptete man, die nochmalige Behandlung des Gegenstandes
sei der Stellung des Großen Rathes unwürdig, und wenn der
Beschluß abgeändert werde, so sei es ebenfalls ein des Großen
Rathes unwürdiger Beschluß. Wen» das so ist, so möcht« ich
den Herren den Rath geben: schaffet den Paragraphen V«S

Réglementes, welcher ein Zurückkommen aus gefaßte Beschlüsse
gestattet, als unwürdig ab! Ich nehme aber an, da dieser
Paragraph seit dretßig Jahren besteht, so sei er wohl begründet.
ES ist wohl möglich, daß eS nicht ohne Agitation gehen kann,
bis man aus die Sache zurückkomm«,!aber wenn man sich eines
Bessern überzeugt hat, wenn man durch Schaden klug geworden,

— ist es dann nicht viel vernünftiger, auf einen Beschluß
zurückzukommen und vom schlecht unterrichteten an den besser

unterrichteten Großen Rath zu appelltren? Man fürchtet sich
vor der Agitation im Volke. Diese fürchte ich nickt. Ich sehe

gerne ein wenig Leben im Volke, ich sehe eS lieber, als wenn
daS Volk in unthätigem Schlummer» ist. Aber glauben Sie,
die Agitation habe diesen Erfolg, wenn das Volk nicht zur
Einsicht kommt, daß es eine gute Sache sei, zu der es steht?
In dieser Beziehung habe ich keine Besorgniß, ändere man den
Beschluß ab oder nicht. Aendern wir ihn nicht ab, so beweisen
wir, daß selbst die Agitation nicht zum Zwecke geführt hat,
wie man geglaubt hatte: Ich komme nun auf einen dritten
Punkt, auf? die Einwendung: wenn wir die Sache einer
nochmaligen Prüfung unterwerfen, so gefährden wir daS
Unternehmen in seiner Ausführung. In der ersten Berathung legte



man darauf besonders Gewicht, indem man sagte, wenn die

Sache verschoben werde, so verspäte man die FundationSarbeiten
an der Brücke für diesen Winter Nachher aber fand der

Obmngenieur, es sei nickt möglich, die ganzen FundirungS-
arbeiten auszuschreiben, nur die FundirungSarbeiten der Widerlager

können ausgeschrieben werde», die Pfeiler Vagegen kommen
erst nächstes Jahr an die Reihe Sie bekommen also die Brücke
keinen Tag früher oder später, ob Sie nun die Sache einer
nähern Prüfung unterwerfen, oder sofort entscheiden - Fassen

wir nun die Grundsähe in's Auge, dir man für Eisenbahn,
bauten aufstellt. Es ist ein Grundsah, den man aufstellt, daß
man sagt: die kürzeste Linie ist die beste. Ein anderer Grundsatz

geht dahin: diejenige Linie ist die beste, welche am besten

rentirt. Nach einem dritten Grundsatze heißl es: diejenige
Linie, welche den Lokalverkehr am meisten berücksichtigt, ist die
beste. Jeder dieser Grundsätze hat etwas sür ssch, aber wenn
Sie einseitig den einen herausnehmen ohne Berücksichtigung
des andern, so ist eS nicht gut. Wenn man einseitig von dem
Grundsätze ausgeht, die kürzeste Linie sei die beste, ohne
Berücksichtigung deS Lokalverkehrs, so ist eS nicht richtig. Wenn
man aber sag», der Staat habe beim Eisenbahnbau ganz anders
zu verfahren als eine Privatgesellschaft, er habe die Verbindung
möglichst vieler Lokalitäten in'S Auge zu fassen, abgesehen von
der Rente und von den Kosten, so ist dieser Grundsatz
vollständig unrichtig Können wir aber den Lokalverkehr
berücksichtigen ohne Eintrag der Rente und ohne der Konkurrenz
Eintrag zu thun, so ist es etwas Anderes. Wie verhält eS

sich im vorliegenden Falle? Ich berufe mich auf den Vortrag,
den Herr RegierungSrath Schenk so eben gehalten hat, auf den
Bericht des Oberingenieurs der StaatSbahn und des Re-
gierungSratheS. Sie alle sagen, wenn der Aarübergang nicht
wäre, so würden sie über Bußwyl gehen, weil in dieser Richtung

die Linie durch eine Gegend zieh', die hinsichtlich der
Zahl und Vermögensverhältnisse der Bevölkerung den Vorzug
verdient, weil sie zudem die kürzeste Linie, einen bedeutenden
Lokalverkehr vermittelt und sich am besten eignet, die Konkurrenz
zu bestehen. Welches ist nun heute unser Standpunkt? Haben
wir zu untersuchen, welLeS die beste Linie sei? Rein, sondern
wir haben die Frage näher zu prüfen: können wir bei Bußwyl,
auf der anerkannt besten Linie, über die Aare bauen - ohne
SeelandSenisumpfung und ohne Aarkorrektion? Und hierüder
haben Sie die Befinden der drei berufenen Erperten und des
Herrn La Nicca. Sie hatten Gelegenheit, diese Befinden gehörig
zu prüfen. Ich will fragen, ob Einer von Ihnen nach
Ablesung derselbe» mit Grund hätte sagen können, daß eS nlcht
möglich sei, bei Bußwyl eine Brücke über die Aare zu bauen.
Bei diesem Anlasse bin ich so frei, noch einmal aus diese

Expertise zurückzukommen, denn sie wurde zu verschiedenen
Malen so behandelt, daß eS einer Lächerlichmachung gleich
kam Ich fand, eS sei nicht schicklich, diese Expertise im
Großen Rathe so zu behandeln, und ich fürchte, ob man noch
andere Erperien finden werde. Man suchte die Gutachten auch
nichtig zu machen, indem man sagte, die Erperten seien nicht
im Falle gewesen, ein gründliches Befinden abzugeben. Ich
kann den Satz umkehren und sagen, der Große Rath habe
nicht Zeit gehabt, die Erpertenbefinden gehörig zu prüfen, sonst
hätte er nrcht ein solches Urtheil gefällt. Es wäre zu begreifen,
wenn man Männer zu Erperten ernannt hätte, welche die
Aare nicht kennen. Aber was waren «S für Männer? Waren
eS solche, die mit der Aare nicht vertraut waren? Vorerst ist
eS Herr Hartmann, und hier habe ich einen Bericht desselben,
worin er das Projekt des Herrn La Nicea prüft und begutachtet

und zwar nach monaiclanger Untersuchung. War eS

nöthig, daß dieser Mann, der die Aare kennt, wie irgend Einer
von Ihnen den hiesigen Stadtbach, einer längern Untersuchung
der Lokalverdältnisse bei Bußwyl und Aarberg bedürfte? Oder
glauben Sie, wenn er diese Kenntniß nicht gehabt hätte, er
hätte sich dieselbe durch einen wochcnlangen Aufenthalt an der
Aare erwerben können, auch wenn nicht Nebel gewesen wäre

^waS übrigens bei der letzten Expertise nicht so der Fall war,
kagblatt des Großen Rathes tsss.
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wie man hier behauptete) Ich komme zum zweiten Erperlen,
zu Herrn Culmann. Auch er wurde seiner Zeit mit der
Begutachtung deS La Nicca'schen Planes beauftragt und gab sein
Befinden nach längerer Beobachtung an Ort und Stelle ab.
Also der Vorwurf, den man den Erperten machte, ist nicht
begründet, und ich nehme an, daß diejenigen, welche denselben
gemacht, diese Thatsachen nicht gekannt haben. Der dritte
Erperle, eS ist wahr, kannte die Aare nicht so genau, wie die
zwei Erstgenannten; auch glaubte ich, wenn er im Zweifel sei
über das Trace bei Bußwyl, so werde er dem Vorschlage deS

Herrn Gränicher beistimmen und zwar um so mehr, als Herr
Gränicher den Herrn Presset am Tage vor der Erpertise in
Viel abholte und Gelegenheit hatte, die Sache ohne Zeugen
mit ihm zu besprechen. Dennoch stimmte er den andern Zweien
bei. Wir kommen zu Herrn La Nicca, und hier muß ich, wie
Herr Bützbcrgcr, bemerken, daß es mich befremdet, wenn man
sein Befinden zu Gunsten des Trace über Aarberg in Anspruch
nehmen will Herr La Nicca kennt die Flüsse im Seelande,
daS Projekt der Juragewässerkorrektion ist ja sein Werk, dem
er sein Leben geweiht, sein Schooßkind, das er groß ziehen
möchte, daS Werk eines Mannes, der jahrelang im
Seelande gearbeitet hat, der jeden Pegel kennt. Wenn man einem
solchen Manne sagt, sein Gutachten sei ein oberflächliches, so

dünkt mich dieß eine Anmaßung, die ich nicht näher bezeichnen
will. Man sagt aber, die Herren hätten sich privatim anders
ausgesprochen als in ihrem gedruckten Befinden. Ja, wenn
man mit Privatäußerungen fechten will, auf die man nicht so

großes Gewicht legen soll, so kann ich auch mit solchen
aulwarten. Einer der Erperlen sagte z. B. zu mir: „Hören
Sie einmal, können Sie mir einen Grund sagen, warum man
über Aarberg gehen will?" Aber die Aeußerung geschah eben

privatim, darum gehört sie nicht zu den Akten. Nun haben
Sie daS Befinden der Erperten, die als tüchtige Techniker
anerkannt sind, welche die Lokalverhältnisse genau kennen,
genauer als Herr Gränicher, der nicht an der Aare aufgewachsen
ist und sie nur durch seine Studien über den Uebergang kennt.
Wenn wir beides einander gegenüber halten, so glaube ich, eS

set" Acht zweifelhast, auf welcher Wagschale daS Gewicht
schwerer ist. Bei dieser Sachlage fragt eS sich nun: darf man
bei Bußwyl nicht über die Aare ohne Korrektion deS Flusses
oder gar ohne Entsumpfung deS ScclandeS? Unter solchen
Umständen darf ich nur wiederholen, was ich in der letzten
Sitzung sagte, als ich mich außer den Erpertenbefinden auch
aus die Ansicht deS kantonalen Oberingenieurs, deS Ingenieurs
für den Wasserbau und auf ein Memorial des Herrn Ingenieur
Wagner berief. Wenn man eine nochmalige Untersuchung
veranstalten will, so mag man eS thun, obschon ich glaube,
es liegen keine neuen Thatsachen vor. Indessen stelle ick in
dieser Beziehung keinen Gegenantrag, sondern kann mich
befriedigt erklären. Ich möchte nur noch auf einen
Umstand aufmerksam machen, aus die Folgen eines
KrummS, gehe man über Aarberg oder Büren. AuS
einer genauen Prüfung der Distanzen, auf welche durch
Anlage der Biel-Bern-Bayn die VerkehrSverhältniffe sich

verschieden gestalten können, ergibt sich, daß auf der Linie von
Biel-Bern der Verkehr um so mehr abnehmen muß, als die

Entfernung zwischen beiden Städten zu Gunsten der Central-
KMievder der West- und Oronbahn vergrößert wird. Mit
andern Worten, der Scheidepunkt zwischen diesen verschiedenen
Linien, von welchen man zu gleichen Preisen von Bern nach
Biel oder von Biel nach Bern gelangen kann, wird zu Un-
gunstrn der berntschen Linien unv zum Vortheil der konkurri-
renden Linien um so mehr verrückt, als die Entfernung von
Biel nach Bern und umgekehrt verlängert wird. Allerdings
könnte man über diesen Beweggrund sich hinaussetzen, würde
nicht vaS Schicksal auf den vier Scheidepunkten solche Stationen
treffen, welche durch ihren Verkehr zu den bedeutendsten aus ven
betreffenden Linien gehören, welcher Verkehr also von den

bernischen Linien ab — und den andern Bahnen zugeleitet wird.
Nehmen wir die verschiedenen Eisenbahnen, welche in Biel



oder Bern einmünde», so ergibt sich folgendes Verhältniß.
Auf den Linien Herzogenbuchsee-Biel-Bern einerseits und Biel-
Herzogenbuchsee>Bern anderseits von zusammen 117.8
Kilomeier ist der Scheidepunkt, von welchem man zu gleichen Preisen
nach Bern gelangen kann, bei der längern Linie über Aarberg
die Station Selzach, bei der kürzeren Linie über Bußwyl
hingegen trennen sich die Distanzen bei Solothurn, welche den

nähern Weg nach Bern über Viel einschlagen können. Ferner
trifft auf dem Wege nach Biel durch die Linien Herzogen-
buchsee Bern Biel einerseits und Bern Herzogenbuchsee - Biel
anderseits der Scheidepunkt aus der längern Linie die Starion
Lyssach, aus der kürzern Linie über Bußwyl die Station Burgdorf,

weiche letztere noch in den Bereich der Bern-Biel-Linie
fällt. Auf den Bahnkompleren Lausanne-Biel-Bern einerseits
und Lausanne Freiburg-Bern anderseits von zusammen 239,6
Kilometer ist der Trennungspunkl für den Weg nach Bern die

Station Chavornay, fasts die Bahn Biel-Bern über Aarberg
gebaut wird, und hingegen die Station EclöpcnS, wenn die

Bahn über Bußwyl führt. Auf demselben Bahnkomplere ist
für den Weg nach Biel Vie Station Granges (Kanton Freiburg)
der Mittelpunkt, falls die Linie über Aarberg führt, während
bei der kürzeren Linie über Bußwyl die Station Publoz (Vevey)
noch in den Bereich der Linie über Bern gezogen wird. Es
werden somit für den Verkehr aus der bernischen Staaisbahn
bei der längern Linie die Station Solothurn, Burgdorf, Ecle-
penS und Vevey verloren Der Verlust läßt sich approrimativ
nach folgenden Daten berechnen: Der Verkehr wird nach den

offiziellen Geschäftsberichten der betreffenden Gesellschaften für
das Jahr 1860 angegeben, wie folgt:

Station
Solothurn 75,067 Reisende; 445,305 Ztr. Waare.
Burgdorf 60,882 „ 444,709 „ „
EclopenS (La Sarraz) 12,158 „ 305,040 „ „
Publvz-Vevey 80,000 „ 600,000 „ „

Summe: 228,107 ^ 1,795,054 V "
Für die Station Vevey fehlen zwar die Angaben, Wenn man
aber bedenkt, daß diese Station einen sehr großen Theil des
Verkehrs der fremden Reisenden vermittelt, daß sie außerdem
von den inländischen Reitenden sehr stark besucht wird, baß
endlich für die Dampfschiffsahrk, wie für die Bahn aus dem
WalliS und für die Weine Vevey ein Haupistapelplatz ist, so kann
man dessen Verkehr auf wenigstens 60,000 Reisende und 600,000
Zentner Waaren veranschlagen. Nimmt man an, es bewege
sich auf den angegebene» Linien durchschnittlich auch nur der
vierte Theil des Verkehrs der hier bezeichneten Stationen, so

ergibt sich für den Verkehr auf der bernischen StaatSbahn ein
Verlust von jährlich 57,026 Reisenden und 448,765 Zentner
Waaren, wodurch den Einnahmen ein bedeutender Abbruch nur
aus diesen vier Stationen geschieht, welcher durch die Station
Aarberg nie und nimmer ersetzt würde. Aarberg hat eine
Bevölkerung von etwas über 900 Seelen, in der Umgegend ist
eine sehr wohlhabende Bevölkerung; aber ob die Frequenz der
Bahn deßhalb so groß würde um den Ausfall zu decken, der
durch das Aufgeben des andern Trace erwachsen würde,
bezweifle ich. Der Waarenverkehr wird sehr unbedeutend sein.
Glauben Sie, die hier in Frage stehende Bevölkerung von
10—15,000 Seelen werde die Eisenbahn nicht benutzen, wenn
sie einwenig weiter davon entfernt ist? Ich berief mich schon
in der frühern Diskussion auf andere Gegenden deS KantonS,
die sich in ähnlichen Verhältnissen bestnven, wie Aarberg, wenn
seine Bevölkerung sich nach Lyß begeben muß, um die Eisenbahn

zu benutzen, um zu zeigen, daß eS auf die Frequenz wenig
Einfluß hat. Anders verhält eS sich, wenn Sie daS entgegengesetzte

Trace wählen. Durch dasjenige über Bußwyl kommen
Sie um so näher gegen Büren; Sie stehen sowohl Aarberg
als Büren nahe, ohne beide ganz zu befriedigen Man sagt,
Büren habe einen Ausgangspunkt bei Pieterlen Allerdings
wenn eS zwei Stunden weil zur Station Lyß hat, so wendet
eS sich nach Pieterlen, wenn es aber zu Bußwyl in einer Ent¬

fernung von einer halben Stunde eine Station hat, ungefähr
in der Entfernung Aarberg'S von Lyß, so wird die Bevölkerung
von Büren diese Richtung wählen. Was Sie also auf der
einen Seite verlieren, gewinnen Sie auf der andern Seite,
dagegen verlteren Sie durch den Umweg über Aarbcrg eine

Station. Haben wir allfällig die Rente einer Eisenbahn so

wenig zu beachten? Können mir im Geld krüscheln, milden
16 Millionen verfahren, wie wir wollen? Das mögen Sie
selber entscheiden Denken Sie an die Iuragewässerkorrektion,
bei welcher wieder einige Millionen in Frage kommen. Vor
Allem haben wir darauf zu sehen, daß wir eine möglichst sre«

quentirte und möglichst wenig kostspielige Bahn bekommen,
damit wir nicht alljährlich Summen auf das Büdget nehmen
müssen, um den Ausfall zu decken. Deßhalb handelt eS sich
heule weder um die Interessen der einen noch der andern
Ortschaft sondern um daS Interesse des Ganzen. Ich glaube,
die Gründe angeführt zu haben, die mich bestimmen, auf den
frühern Beschluß zurückzukommen. Wenn wir ansangen,
einzelnen Ortschaften zulieb von der richtigen Linie, von den ersten
Regeln deS Eisenbahnbaues abzugehen, so unterbinden wir die
Verkehrsader. Wir sollen daher das allgemeine Interesse im
Auge haben, und dieses gebietet, die Richtung einzuschlagen,
wo die kürzere Linie günstigere Verkehrsverhältnisse auf sich

vereinigt

Karlen, RegierungSralh. Ick hätte das Wort nicht
ergriffen, wenn mir nicht mitgetheilt worden wäre, eS gehe daS
Gerücht, alS wäre ich infolge Rücksprache mit meinem Bruder
von meiner ursprünglichen Ansicht abgegangen. Ich erkläre,
daß ich seit dem 12. Dezember abhin nie mit ihm über diesen

Gegenstand gesprochen habe. UebrigenS sind wir beide nicht
gewohnt, daß Einer dem Andern seine Ansicht aufdringt. Auch
wurde seit dem 12. Dezember im Regierungsrathe kein Beschluß
mehr in dieser Angelegenheit gefaßt, so daß ich auch bier nicht
Gelegenheit hatte mich darüber auSzusprechen. Man schlägt
nun die Niedersetzung einer Kommission vor. Ich sehe darin
nichts Anderes, als daß m in die Verhältnisse dadurch schwieriger
macht, indem wir, wenn die Kommission zurückkehrt, einen Mehr-
heitS- und einen Minderheitsrapport haben werden und die

Sachlage nicht im geringsten geändert wird. Ich glaube, man
sei eS dem Frieden deS Landes schuldig, sofort abzuschließen, —
Aug' um Aug'- Zahn um Zahn, einen Entscheid zu fassen,
der in vierzehn Tagen doch nicht ausbleiben wird

Stockm ar. Ich will einfach Fehler, die man im Zittren
von Zahlen bezüglich der Entfernung von Paris nach Bern
über Pruntrul gemacht, berichtigen. Vorerst hat man die
Entfernung von Pruntrut nach Biel, die nur 78 Kilometer beträgt.
Dann hat man die Entfernung von Befort nach Pruntrul,
wobei es sich nicht darum handelt, diese Linie über Montbêliard
zu führen, waS dem heutigen Umwege von Biel nach Bern
vollständig gleich kommen und eine Differenz von 18 Kilometer
darüber ausmachen würde. Das sind die zwei in die Augen
springenden Fehler, eine Differenz, die zum Nachtheil der Linie
von Paris nach Pruntrut gereichen würde.

Schluß der Diskussion.

Herr Präsident. In der Regel nimmt man an, daß
ein Anzug nicht abgeändert werden könne, aber mit Rücksicht
auf die Wichtigkeit der Sache mache ich keine Schwierigkeit,
wenn man die beantragten Modifikationen als zuläßig betrachten
will, um so mehr, als dieser Punkt im Reglemente keineswegs
scharf bestimmt ist. Es handelt sich um die Anträge der Herren
Engemann, Scherz und Sträub. Run ist im Reglemente
ausdrücklich vorgeschrieben, daß, wenn ein Anzug erheblich erklärt
wird, derselbe zur Begutachtung an den RegierungSralh gewiesen
werden müsse. Dagegen wurde hier der Antrag gestellt, die
Sache direkt an eine heute zu wählende Kommission zu weisen.
Ich Halle zwar dafür, dieß sei nicht ganz reglementarisch; aber



ich will ven Großen Rath darüber entscheiden lassen, ob er den
Gegenstand an den RegierungSrath und dann an eine
Kommission weisen will Ich sand ein merkwürdiges AntezedenS
in den Verhandlungen deS Großen RaiheS vom 1. Dezember
18kl). Bei Behandlung deS AnzugeS der Herren Ganguillel,
Schmid und Egger, betreffend Niedersetzung einer Kommission
zur Untersuchung der Ostwestbahnangelegenheit, inlerpretirre
der Große Rath das Reglement so, daß der Anzug definitiv
erledigt sei. Wie gesagt, in einer so wichtigen Frage bin ich

nicht Der, welcher Schwierigkeiten machen will, und wenn der
Große Rath findet, die Sache sei sogleich an eine Kommission
anstatt an den RegierungSrath zur Vorberaihung zu weisen, so

will ich mich fügen, Sie mögen darüber entscheiden,

Fischer Ich wlll hinsichtlich der AbstimmungSarl keinen
Widerspruch erheben, aber es wurden gestern schon Anträge
gestellt. Ich beantrage Nichteintreten und bleibe in erster Linie
dabei, aber evenluel, wenn der Anzug erheblich erklärt wird,
verlange ich, daß die Kommission auch die Frage untersuche,
ob und wie auf die Frage des StaalSbaueS zurückzukommen sei.
DaS gehört auch m die Abstimmung

Herr Präsident Herr Fischer wird sich erinnern, daß
ich, nachdem der Große Rath beschlossen hatte, das Begehreu
der 47 Mitglieder, welche die Einberufung deS Großen RaiheS
veranlaßt, sei als Anzug zu behandeln, erklärte, daß der Antrag
deS Herrn Fischer nicht in Abstimmung gebracht werden könne,
weil er eine ganz andere Frage als die vorliegende betrifft und
keinen Bezug daraus hat. Wenn Herr Fischer auf seinem
Antrage beharren will, so muß er denselben schriftlich in der Form
eines AnzugeS einreichen. Deßhalb nahm ich heute keine
fernere Notiz davon

Fischer. Ich war in der Thal nicht anwesend, als der
Herr Präsident die erwähnte Erklärung abgab, muß aber
gestehen, ich habe nicht erwartet, daß, nachdem man heute erklärt
hat, man werde nicht streng nach dem Reglemente verfahren,
mein Antrag ecartirt werde. Ich will keine Schwierigkeit machen,
aber ich erkläre mich deS Bestimmtesten Angesichts deS Großen
RatheS, daß ich mir vorbehalte, wenn die ivache später in em-
sprechender Form zur Behandlung kommt, meinen Antrag zu
reproduziren.

Scherz, Regierungsrath, Ich erlaube mir eine
Bemerkung über die Erklärung des Herrn Präsidenten, welche
dahin geht, die direkte Ueberweisung an eine Kommission sei

nicht streng reglcmentarisch. Da nun vaS eine oder andere
Mitglied der Versammlung deßhalb Anstand nehmen könnte,
für diese Ueberwetsung zu stimmen, so will ich nachweisen, daß
der Herr Präsident im Irrthume und daß die sofortige
Ueberweisung an eine Kommisston ganz reglemeniarisch ist. Nehmen
wir das vom Herrn Präsidenten ausgearbeitete Reglement zur
Hand, so hat er Recht, so finden wir eine Lücke darin; eS

enthält Bestimmungen, vie nicht mehr gelten. Der § 54 deS

ursprünglichen GroßralhSreglementes sagt: „Wird erkennt, der
Anzug oder die Mahnung sei erheblich ; so muß der eine oder die
andere, Kraft des Art. 52, der StaatSverfassung zur Berathung an den
Regierungsrath gewiesen werden." Wenn also der erwähnte § 52
der StaatSverfassung, von der hier die Rede ist, noch in Kraft
besteht, so dürfen wir ihn nicht übergehen. Dieser Artikel der
Verfassung von 1831 lautet, wie folgt: „JedeS Glied deS

Großen RatheS hat das Recht, schriftlich den Antrag zur
Berathung eines Gegenstandes zu machen; das gleiche Recht hat
auch ein jedes Departement deS Regierungsrathes in Bezug
auf Gegenstände seines AmtSkreises, und der Regierungsrath
in Bezug auf alle Gegenstände ohne Ausnahme. Die Anträge
eines einzelnen Gliedes müssen, nach der Anerkennung ihret
Erheblichkeit, zur Vorberathung an den RegierungSrath
gewiesen werden ic." Nun aber eristirt dieser Art. 52 nicht
mehr; die Verfassung von 1831 ist ausgehoben durch diejenige

von 1846. Es fragt sich, ob die letztere eine ähnliche Bestimmung

aufgestellt habe, und das ist nicht der Fall. Der § 43
der Verfassung von 1846 schreibt vor: „Er lder Regierungsrath)
berathet alle Gesetze und Geschäfte vor, die er entweder von
sich aus an den Großen Rath zu bringen gedenkt, oder deren
Vorberaihung ihm von dem Großen Rathe aufgetragen wird."
Der Große Rath hat also natürlich das Recht, vom Regie-
rungSraihe die Begutachtung eines Gegenstandes zu verlangen,
aber er hat nicht die Pflicht dazu, sondern er kann nach 8 14
des ReglementeS für die Untersuchung und Vorberathung eines
jeden in seinem Wirkungskreise liegenden Gegenstandes eine
außerordentliche Kommission ernennen, wie Herr Bützberger
schon gezeigt hat. ES geschieht also in diesem Falle nichts
reglementswidriges, sondern eS ist im Einklang mit Verfassung
und Reglement

Das Präsidium legt den Gegenstand der Berathung
dem Großen Rathe zum Entscheide vor

A b st i m m u n g.

Für Erheblicherklärung deS Anzuges 111 Stimmen.

„ Nichterheblicherklärung desselben 91 „
„ Niedersetzung einer Kommission 138 „

Dagegen 6<Z „
Für die Wahl derselben durch den Großen

Rath 140 „
„ deren Wahl durch den RegierungSrath

und das Staatsbahndirektorium 52 „
„ direkte Ueberwetsung deS AnzugeS an die

Kommission in dem Sinne, daß sie

eventuel auch darüber Bericht zu erstatten

habe, in welchem Sinne auf den
Beschluß vom 12. Dezember 1861
zurückzukommen sei 127 „

„ Ueberwcisung deS AnzugeS an den

RegierungSrath 63 „

Bestimmung der Zahl der KommisstonS-
mitglieder. ES werden 15, 11 und 7
vorgeschlagen

Für eine Kommisston von 7 Mitgliedern 64 „
„ größere Anzahl Mehrheit

„ Kommission von 11 Mitgliedern „
„ „ „ 15 „ Minderheit.

Wahlart

ES wird der Antrag gestellt, die
Kommission durch das Büreau ernennen zu
lassen.

„ Wahl der Kommission durch den Großen
Rath 147 Stimmen.

„ Wahl der Kommission durch das Bürea u Minderheit.
geheime Wahl
öffentliche Wahl

122 Stimmen.
Minderheit.

ES werben nun zur Vornahme der Wahl Stimmzettel
ausgetheilt. Der Herr Präsident ergänzt daS Büreau durch
Bezeichnung der Herren Großräthe Girard, Regez,
v. Büren, Houriet, Schmalz, Theurillat, Christen
und Wyder zu provisorischen Stimmenzählern.
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Bützberger, der vernommen hat, daß sein Name auf
einer herumgebotenen Liste stehe, ersucht die Versammlung auS

mehrern Gründen angelegentlich, von seiner Wahl abzusehen.

Girard, v. Büren und Berger stellen dasselbe Gesuch

an den Großen Rath.

Dritte Sitzung.

Mittwoch den 5. Februar 1862.

Vormittags um 8Z4 Uhr

Jmobersteg verlangt, daß die Verhandlung heute beendigt
werde.

Schneeberger im Schweikhof beantragt Fortsetzung
derselben aus morgen.

DaS Präsidium bemerk», daß Herr RegierungSrath
Karlen, unterstützt von ander» Mitgliedern des Großen Rathes,
den Wunsch geäußert habe, eS möchte das Gesetz über Hebung
der Pferde, und Rindviehzucht mit Rücksicht auf die bevorstehenden

Bichzeichnungen provisorisch in Kraft erklärt werden.
Der Sache unvorgreiflich wird dieser Gegenstand an die Ta.
geSordnung von morgen gesetzt und für heute die Sitzung
geschlossen.

Unter dem Vorsitze des Herrn Präsidenten Kurz.

Nach dem Namensaufrufe sind folgende Mitglieder
abwesend, mit Entschuldigung: die Herren Bähler, Daniel;
KrebS, Rudolf; Messerli, Müller - Fcllenberg, Müller, Arzt;
RothliSberger, Jsaak; Schneider in Kleinhöchstettcn und Steiner,
Jakob; ohne Entschuldigung: die Herren Bühlmann, Burri,
Dähler, Engemann, Gobat, v. Grünigen, Guenat, Kaffer,
Kohler, Lehmann, Daniel; Marquis, Marti, Müller, Kaspar;
Niggeler, Oeuvray, Prudon, Reichenbach, Karl; Reichenbach,
Friedrich; RöthliSberger, Gustav; SalviSberg, Schertenleib,
Scholer. Schrämli, Schürch, Theurillat, Widmer und Zwahlen.

Schluß der Sitzung: KV» Uhr Nachmittags.

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und
ohne Einsprache durch das Handmehr genehmigt.

Der Redaktor:

Kr. Faßbtnd Tagesordnung.
Schluß der Verhandlung über die Frage veS Zurückkommens

auf den Großrathsbeschluß vom 12. Dezember
1861, betreffend das Bahntrace Bern-Viel

Der Herr Präsident eröffnet das Ergebniß der
Wahloperation für die zu Untersuchung obiger Frage beschlossene

Spezialkommisston von tl Mitgliedern.

Von 195 Stimmenden wurden im ersten Wahlgange
erwählt:

mit 162 Stimmen.
,/ Großrath Seßler 125

Buhlmann 123
Schmid, Rudolf » 117 V

„ „ Bucher von Dettligen 113

V Engemann v 107 v
M Roth von Wangen 105 V

V Berger v 102 V

Carlin V 101 V

y v. Kàne! V 100 »

» Meyer V 100 »

Die übrigen Stimmen vertheilen sich auf 64 andere
Mitglieder deS Großen Rathes.



Herr Präsident. Es wurde gestern nicht abgestimmt
über die Frage, ob man eine Frist bestimmen wolle oder nicht,
innerhalb welcher die Kommission ihre Arbeit zu vollenden
habe; ferner über die Frage, ob man den Tag der nächsten
Versammlung deS Großen Rathes schon jetzt bestimmen, oder
dem Präsidium und der Regierung überlassen wolle, denselben

je nach dem Stande der Arbeiten der Kommission einzuberufen.
Darüber hat die Versammlung noch zu entscheiden.

A b st i m m m u n g:

Für Bestimmung einer Frist überhaupt 79 Stimmen.
Dagegen 60 „
Für eine Frist von drei Wochen 69 „

» ,/ » » wer „ 87 „

Herr Präsident. Von keiner Seite wurde der Antrag
gestellt, daß der Große Rath den Zeitpunkt seiner Einberufung
bestimmen wolle. Wenn daher kein besonderer Antrag gestellt

wird, so wird eS dem Präsidium und dem Regierungsrathe
überlassen bleiben, die Einberufung je nach dem Stande der

Kommissionalarbeit zu veranstalten, so daß der Große Rath,
wenn die Kommisston etwas früher, alS die Frist gestattet, fertig
wird, etwas früher, kommt die Kommission dagegen mit ihrer
Arbeit erst in vier Wochen zu Ende, ein paar Tage nachher
einberufen würde.

Gegen diese Erklärung des Präsidiums wird von keiner

Seite Widerspruch erhoben.

Der Herr Präsident theilt dem Großen Rathe mit, daß

von verschiedener Seite der Wunsch geäußert worden sei, es

möchte das Gesetz über Hebung der Pferde- und
Rindviehzucht entweder in zweiter Berathung behandelt
oder provisorisch in Kraft erklärt werden.

Karlen, RegierungSrath. ES ist Ihnen bekannt, daß
das Gesetz über Hebung der Pferde- und Rindviehzucht in
der letzten Sommersttzung zum ersten Male berathen wurde,
daß es auf dem Traklandenverzeichnifse für die letztverflossene

Sitzung stand, aber nicht behandelt werden konnte, nachdem
der Große Rath sich zwti Wochen lang mit andern Geschäften
befaßt hatte. Ich stelle daher den Antrag, nicht heute die

zweite Berathung vorzunehmen, sondern dieselbe auf den

Frühling zu verschieben, aber das Gesetz provisorisch in Kraft
zu erklären in dem Sinne, daß dieses Jahr auch die Stuten
gezeichnet werden können. Die Tragweite beschränkt sich nur
auf dieses. Alles, was auf das Rindvieh Bezug hat, würde
der zweiten Berathung vorbehalten bleiben.

Müh le thaler. Ich möchte auf diesen Antrag nicht
eintreten und zwar aus doppelten Gründen: erstens aus dem
formellen Grunde, weil der Gegenstand nicht auf dem Trak-
tanbenvcrzcichnisse steht und kein Mitglied der Versammlung
den Entwurf in der Hand hat, und zweitens weil es damit
nicht pressirt, wie mit dem Aarübergang bei Bußwyl. Wir
haben Werg genug an der Kunkel und daS Volk hat auch

genug zu verschlucken. Man meint, das habe nicht so viel auf
sich; dieser Ansicht bin ich nicht. Man will dem ganzen
Kantone die Pferde- und Viehzucht aufdringen und Fr. 20,000

Xagblatt des Großen Rathes t8K?

jährlich dafür verwenden; man will in Gegenden, die sich nicht
zur Viehzucht eignen, die Gemeinden zwingen, gezeichnete Stiere
zu halten Jetzt soll man das Gesetz geschwind noch im
Galopp durchjagen. Auf diese Art könnte man am Ende den gut-
müllsigsten Menschen erzürnen. Daher stelle ich den Antrag,
die Sache zu verschieben. Ich kann mir nicht erklären, warum
diejenigen, die Werth auf eine bessere Viehzucht legen, dem

ganzen Kantone Amtskommissionen aufdringen wollen. Das
ist gerade, wie wenn man dem Oberland einen Fruchtmarkt
oder dem alten Kanton die Uhrenmacherei aufdringen und Prämien

aussetzen wollte. Man soll jedem Landestheil überlassen,
das zu kultiviren, was in seinem Interesse liegt.

B atschelet spricht sich für das Eintreten aus, weil die

Hebung der Viehzucht im Interesse des Landes liegt.

G fell er zu Wichtrach. Ich hätte nicht geglaubt, daß
ein Mitglied vom Lande gegen das Eintreten in ein Gesetz
wäre, das so im Interesse deS ganzen Landes liegt. Es bleibt
jedem freigestellt; wer nicht Freude hat an einem schönen Pferd
oder Stück Rindvieh, der kann eS bleiben lassen; daS ändert
am Gesetze nichts. Es handelt sich nicht darum, eine einzige
Behörde für den ganzen Kanton aufzustellen, sondern es bleibt
den Bezirken überlassen. Da wo man nicht viel Werth darauf
setzt, begreise ich die Opposition; aber da wo man Ordnung
halten will, sollte man eS nicht hindern. Wir wissen bereits,
wie es bezüglich der Pferdezucht steht, daß die Klagen allgemein
sind, daß Mangel an Dragonerpferden herrscht. Aehnltche
Verhältnisse waren im Jahre 1804 vorhanden, wo die Behörden
einschritten. Nun sucht man durch dieses Gesetz die Pferde-
und Viehzucht zu heben, und ich möchte das Eintreten dringend
empfehlen. AuS oberländischen Gegenden sind mir Briefe
zugekommen, auS denen sich ergibt, daß man dort dem Herrn
RegierungSrath Karlen die Schuld beimißt, daß daS neue
Gesetz nicht früher behandelt wurde; man drohte sogar mit
Volksversammlungen, während wir Agitation genug haben.

Herr Präsident. ES besteht allerdings ein formelles
Bedenken gegen die Behandlung deS Gesetzes. Ich setzte

voraus, daß kein Widersprurch erhoben werde. Ich zeigte zwar
den Gegenstand gestern am Schlüsse der Sitzung an, aber es
geschah nicht zweimal 24 Stunden vorher, was eigentlich erfordert

wäre. Noch mehr: die endliche Redaktion der ersten
Berathung ist nock nicht vollendet, daher muß jedenfalls die Re«

daktionSberalhung vorausgehen. Ich frage Herrn Karlen an,
ob man sich nicht sonst helfen könne. Bezüglich des VorwurfS,
der Herrn Karlen gemacht wurde, muß ich erklären, daß er
vollständig unschuldig an der Verschiebung des Gesetzes ist. ES
wurde mir von Herrn Rösti, der in der ersten Woche der De-
zcmbersitzuug nickn beiwohnen konnte, der Wunsch geäußert,
das Gesetz möchte nicht in den ersten Tagen jener Sitzung
behandelt werden; weil er der Berathung gerne beiwohnen möchte,

und da noch andere Mitglieder des Großen Rathes in
demselben Falle waren, so nahm ick den Gegenstand nicht vor.
In der zweiten Woche konnte derselbe nicht mehr behandelt
werden. Ich frage Herrn Mühlethaler an, ob er auf seinem

Widerspruch beharre.

Mühlethaler erklärt, darauf zu beharren.

Karlen, Regierungsrath. Ich begreife, daß man aus
formellen Gründen auf die Sache nicht zurückkommen kann,
wenn Herr Mühlethaler auf seiner Opposition beharrt; ich
bedaure es aber, da die Tragweile meines Antrages nur dahin
ging, daß Zuchtstuten im ganzen Kantone hätten gezeichnet
werden können, was nur eine Ausgabe von etwa Fr. 2000
zur Folge gehabt hätte. Wenn dagegen andere Mittel und
Wege gefunden werden könnten und man der Kommission für
Landwirthschaft die nöthige Befugniß geben will, so wäre der

Zweck erreicht.
12
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Herr Präsident. Da aus formellen Gründen Op<
position gemacht wird und die provisorische Inkraftsetzung
unmöglich beschlossen werden kann, weil die erste Berathung
noch nicht vollendet ist, so müssen wir den Gegenstand fallen
lassen. Damit haben wir unsere Aufgabe erfüllt, und ich erkläre
die Sitzung als geschlossen.

Schluß der Sitzung und der Session: 9"» Uhr Vormittags.

Der Redaktor:

Fr. Faß bind

Uebersicht

der bis zum 3. Februar l. I. eingelangten Vorstellungen,
weiche auf das Trace der Eisenbahn Bern-Viel
Bezug haben.

Für das vom Großen Rathe genehmigte Trace über

Aarberg sprechen sich auS :

Die AuSgeschossenen von 27 Gemeinden dcS SeelandeS in der
Versammlung zu Aarberg.

BeWmmungSerklärungcn von 36 Gemeinden.

„ von 289 Güterbesitzern auS den
Gemeinden Kappelen, Worden. Bühl, Jens, Merzligen,
Hermrigcn und Werdhöfen.

Für das Tracé über Bußwyl langten Vorstellungen tin
auö den Amtsbezirken:

Aarberg mit 369
Aarwangen „ 914
Bern „ t65
Viel „ 1666
Buren „ 1161
Courielary „ 1663
Delöberg „ ^51
Erlach „ 79
Laupen „ 15

Münster „ 1245
Neuenstadt „ 3l9
Nidau „ 646
ObcrhaSle „ 86
Prunirui „ 1516

Seftigen 9
Thun 279
Trachfelwald „ 35
Wangen „ 714

Gesammtzahl der Unterschriften 11,666

Ferner die Zustimmungserklärungen von 55 Gemeinden.
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